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4 Vorwort

Hessen hat sich auf den Weg gemacht, eine langfristig erfolgreiche Inte-

grationspolitik zu gestalten. Wir haben erkannt, dass Vielfalt eine Aus-

zeichnung Hessens ist, Chancen sowie Herausforderungen beinhaltet. 

Um Integrationspolitik nachhaltig planen, entscheiden und gestalten zu 

können, bedarf es einer fundierten Grundlage. Mit dem Integrations-

monitor 2010 hat Hessen als eines der ersten Bundesländer einen Bericht 

über den Status Quo von Integration und Vielfalt vorgelegt. Nun schreiten 

wir fort: Mit der Fortschreibung, dem Integrationsmonitor 2013, den ich

Ihnen hier präsentiere, sind wir nun in der Lage, Entwicklungen zu verfolgen 

und Trends aufzuzeigen. Uns steht damit ein Instrument zur Verfügung, 

den Fortschritt der Integration in den verschiedenen integrationspoliti-

schen Handlungsfeldern wie Bildung, Arbeitsmarkt oder Soziales sichtbar 

zu machen.

Doch es geht nicht nur um die Situation von Personen mit Migrationshin-

tergrund, die hier geboren sind oder schon seit Jahrzehnten in Hessen 

leben.
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Unser Bundesland wird auch immer beliebter bei Neuzuwanderern. 

Zuwanderung kann große Potentiale für die Gesellschaft bergen, gerade 

auch im Hinblick auf den demographischen Wandel und den steigenden 

Fachkräftebedarf.

Um eine Datenbasis zur Beobachtung des Wanderungsgeschehens in 

Hessen zu schaffen, wird der Integrationsmonitor 2013 um ein neues Indi-

katorenset zum Thema Zuwanderung erweitert. Dabei liegt der Fokus 

nicht allein auf der quantitativen Beschreibung der Zu- und Abwanderung, 

sondern es werden auch Altersstruktur, Zuwanderungsmotive und Quali-

fikationsniveau der Neuzuwanderer analysiert. Zusätzlich geht der Monitor 

auf die Einstellungen der hessischen Bevölkerung zur Zuwanderung ein.

Der Monitor 2013 zeigt: In den meisten integrationspolitischen Themen-

feldern zeichnet sich eine positive Entwicklung ab. Die im ersten Betrach-

tungsjahr 2005 festgestellten Unterschiede verringern sich bei vielen 

Indikatoren langsam, aber stetig. 

Ihr

 

Jörg-Uwe Hahn

Hessischer Minister der Justiz, für Integration und Europa 
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91  Zentrale Ergebnisse

Hessen ist ein vielfältiges, tolerantes und weltoffe-
nes Land. Eine Leitlinie hessischer Politik ist, Leis-
tung zu honorieren, gesellschaftlichen Aufstieg 
zu ermöglichen und Ausgrenzung zu vermeiden. 
Dies gilt gerade auch für Zugewanderte. Erfolg-
reiche Integrationspolitik trägt ganz wesentlich 
dazu bei, diesem Anspruch gerecht zu werden. 
Deshalb hat die Hessische Landesregierung der 
Integrationspolitik besondere Priorität einge-
räumt und setzt vielfältige Maßnahmen zur Förde-
rung der Integration ein. 

Es liegt im Interesse einer langfristig erfolgreichen 
und nachhaltigen Integrationspolitik, den Verlauf 
der tatsächlichen Integration beobachten, mes-
sen und einschätzen zu können. Daher legt das 
Hessische Ministerium der Justiz, für Integration 
und Europa im Jahr 2013 zum zweiten Mal einen 
Integrationsmonitor für Hessen vor, der eine Fort-
schreibung und Weiterentwicklung des Monitors 
2010 darstellt.

Der hessische Integrationsmonitor 2013 liefert 
folgende zentrale Ergebnisse: 

Bevölkerungsstand

• Jeder vierte Hesse hat einen Migrationshinter- 
 grund1, dies sind 1,54 Mio. Menschen. Die 
 Mehrzahl von ihnen, nämlich 862.000 Perso- 
 nen, besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit.

• Etwa zwei Drittel davon sind selbst zugewan- 
 dert, ein Drittel ist hier geboren. Seit 2005 ist 
 die Bevölkerung mit Migrationshintergrund um 
 über 100.000 Personen angewachsen. 

• Personen mit Migrationshintergrund sind im 
 Schnitt deutlich jünger als die Gesamtbevöl- 
 kerung. Von den Kindern unter 6 Jahren hat 
 fast jedes zweite einen Migrationshintergrund. 
 Ihr Anteil wird in Zukunft weiter zunehmen.

Zuwanderung

• Augenblicklich steigt die Zahl der Zuwanderer 
 nach Hessen. Im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
 ist Hessen unter den Flächenländern das be- 
 liebteste Bundesland für Zuwanderer. Zwei Drit- 
 tel der ausländischen Neuzuwanderer stammen 
 aus EU-Staaten, die meisten aus Polen, Rumä-
 nien und Bulgarien. 

• Das moderate hessische Bevölkerungswachs- 
 tum resultiert allein aus Zuwanderung; ohne 
 diese würde die Einwohnerzahl abnehmen und  
 die Bevölkerung schneller altern.

• Die meisten Drittstaatsangehörigen wandern  
 zum Zweck der Erwerbstätigkeit sowie aus fa- 
 miliären Gründen nach Hessen ein. Hierunter 
 fällt auch die sogenannte „Heiratsmigration“.

• Der Akademikeranteil2 unter Neuzuwanderern 
 liegt deutlich höher als bei der hessischen Ge- 
 samtbevölkerung. Andererseits ist auch der An- 
 teil derjenigen ohne beruflichen Abschluss 
 höher.

• Männliche Neuzuwanderer aus EU-Staaten fin- 
 den offenbar am schnellsten eine Beschäfti- 
 gung, sie weisen überdurchschnittliche Er- 
 werbstätigenquoten auf. 

• Die Mehrheit der hessischen Bevölkerung (mit 
 und ohne Migrationshintergrund) spricht sich 
 für eine gesteuerte Zuwanderung mit einer 
 stärkeren Berücksichtigung leistungsstarker 
 Zuwanderer aus.

1 Ergebnisse des Mikrozensus 2011. Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes zählen zu den Personen mit Migrationshintergrund „alle 
nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in 
Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“ (s. dazu auch 
Abschnitt 2.4; Statistisches Bundesamt 2012b: 6).
Im Dienste der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden die männliche Form verwendet. Diese steht selbstverständlich für beide Geschlechter.

2 bezogen auf Abschlüsse in den Herkunftsländern
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Strukturelle Dimension

• Die Betreuungsquote von Kleinkindern mit 
 Migrationshintergrund ist gestiegen. 2011 be- 
 suchten 12% der unter 3jährigen eine Kinderta- 
 geseinrichtung, bei Gleichaltrigen ohne Migra- 
 tionshintergrund waren es 21%. Mit zunehmen- 
 dem Alter gleichen sich die Betreuungsquoten 
 an: Von den 3- bis unter 6jährigen sind 90% 
 der Kinder mit und 94% der Kinder ohne 
 Migrationshintergrund in einer Kindertages- 
 einrichtung.

• Der Anteil der Schüler mit Migrationshinter- 
 grund, die die Schule mit dem Abitur verlas- 
 sen, steigt allmählich und beträgt augenblick- 
 lich 18%. Bei den Schülern ohne Migrationshin- 
 tergrund liegt der Anteil mit 38% etwa doppelt 
 so hoch. Gleichzeitig geht auch der Anteil 
 derer, die keinen oder lediglich einen Haupt- 
 schulabschluss erreichen, allmählich zurück. 
 5% der Schüler mit und 2% der Schüler ohne 
 Migrationshintergrund erreichen keinen Schul- 
 abschluss, 28% derjenigen mit und 16% der- 
 jenigen ohne Migrationshintergrund machen 
 einen Hauptschulabschluss. 

• Die Beteiligung am Erwerbsleben hat sich im 
 Berichtszeitraum positiv entwickelt: 2011 waren 
 65% aller Personen mit Migrationshintergrund 
 im erwerbsfähigen Alter erwerbstätig, dies 
 sind sieben Prozentpunkte mehr als 2005. Je- 
 doch sind sie häufiger befristet oder gering- 
 fügig beschäftigt. Die Arbeitslosenquote von 
 Ausländern ist zwischen 2006 und 2011 von 
 22% auf 15% gesunken. 

• Erstmalig liegen vorläufige Daten zu Arbeits- 
 losen mit Migrationshintergrund vor. Demnach  
 hat fast jeder zweite Arbeitslose einen Migrati- 
 onshintergrund.

• Das Armutsrisiko von Personen mit Migrati- 
 onshintergrund hat seit 2005 um knapp drei 
 Prozentpunkte abgenommen. Allerdings sind 
 immer noch 27% dieser Gruppe armutsgefähr- 
 det, von den Personen ohne Migrationshinter- 
 grund hingegen nur 11%.

10
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Soziale Dimension

• Personen mit Migrationshintergrund leben 
 häufiger in einer Familie mit Kindern und sel- 
 tener allein oder in Paargemeinschaften ohne 
 Kinder. Damit korrespondiert eine höhere Ge- 
 burtenziffer: Ausländerinnen bringen im Schnitt 
 1,8 Kinder zur Welt, unter deutschen Frauen 
 liegt der Wert bei 1,3.

• Deutsche mit Migrationshintergrund machen 
 etwa 12% der für den Bundestag und den 
 Landtag Wahlberechtigten aus, die Tendenz ist 
 steigend. 

Kulturelle Dimension

• 80% aller Personen, deren Muttersprache nicht 
 Deutsch ist, schätzen ihre Sprechkompetenz 
 als gut oder sehr gut ein, bei der Schreibkom- 
 petenz sind es rund zwei Drittel.

• Die Hälfte aller Personen mit Migrationshinter- 
 grund spricht überwiegend Deutsch, 39% 
 wechseln zwischen Deutsch und der Sprache 
 ihres Herkunftslandes bzw. der ihrer Eltern. 9% 
 sprechen überwiegend ihre Heimatsprache. 

• Der Großteil der Bevölkerung mit Migrations- 
 hintergrund (50%) ist evangelisch oder katho- 
 lisch, 20% sind Muslime und 16% konfessions- 
 los. 

Identifikatorische Dimension

• Die überwiegende Mehrzahl (96%) aller Per- 
 sonen mit Migrationshintergrund gibt an, sich 
 in Hessen wohlzufühlen. Dies ist deutlich mehr 
 als noch im Jahr 2011 (86%).

Fazit

Trotz immer noch bestehender struktureller Un-
gleichheiten zwischen den Bevölkerungsgruppen 
mit und ohne Migrationshintergrund zeichnet sich 
also in den meisten integrationspolitischen The-
menfeldern eine positive Entwicklung ab. Die 
im ersten Betrachtungsjahr 2005 festgestellten 
Unterschiede zwischen der Bevölkerung mit und 
ohne Migrationshintergrund verringern sich bei 
den meisten Indikatoren langsam, aber stetig. 
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2.1 Was leistet der Hessische Integrationsmonitor? 

Ziel der Integrationspolitik der Hessischen Landes- 
regierung ist es, Zugewanderten mit Bleibepers-
pektive gleiche Bildungs- und Berufschancen zu 
eröffnen und sie umfassend am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben zu beteiligen. Dazu 
zählen der gleichberechtigte Zugang zu den hes-
sischen Institutionen und die gesellschaftliche Teil-
habe als Voraussetzung erfolgreicher Integration. 

Integration kann nur gelingen, wenn sie der ge-
sellschaftlichen Vielfalt Rechnung trägt. Vielfalt ist 
von besonderer Bedeutung für unser international 
ausgerichtetes Land. Dazu zählt auch die interkul-
turelle Öffnung der Landesverwaltung sowie kom-
munaler und sozialer Einrichtungen. 

Der Hessische Integrationsmonitor will Integrati-
on sichtbar machen. Monitoring bedeutet „Beob-
achtung“. Es erlaubt, bestimmte Entwicklungen 
durch wiederholte Messungen und die Abbil-
dung von Zeitreihen kontinuierlich zu verfolgen 
und eventuelle Fehlentwicklungen zu erkennen 
(Worbs/Friedrich 2008: 265). 

Der Hessische Integrationsmonitor soll zeigen, in-
wieweit sich die Partizipation von Zugewanderten 
in den verschiedenen gesellschaftlichen Berei-
chen im Lauf der Zeit entwickelt hat und inwieweit 
sich Vielfalt im gesellschaftlichen Leben und den 
Institutionen widerspiegelt. Dies ist allerdings nur 
für Bereiche möglich, zu denen hinreichend aus-
sagekräftige Daten vorhanden sind. Integration 
ist darüber hinaus ein äußerst vielschichtiger ge-
sellschaftlicher Prozess, der durch Monitoring nur 
teilweise erfasst werden kann.

Monitoring ermöglicht für sich genommen keine 
Ursachen-Wirkungs-Analyse. Es kann zwar Grund-
lage einer systematischen Berichterstattung oder 
der Evaluation integrationspolitischer Maßnah-
men sein, ist jedoch nicht mit Evaluierung gleich-
zusetzen (ausführlich dazu Filsinger 2008: 41ff.). 

2  Grundlagen des Hessischen Integrationsmonitors
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Eine zentrale Ergänzung hat der Hessische Inte-
grationsmonitor durch die erstmalige Aufnah-
me eines eigenen Start-Indikatorensets für das 
hessische Zuwanderungsgeschehen gefunden 
(Abschnitt 3.3). Er greift damit eine Handlungs-
empfehlung der Fachkräftekommission Hessen 
aus dem Jahr 2012 auf, die sich im Rahmen der 
Strategieentwicklung zur Bewältigung der sich 
abzeichnenden Fachkräfteengpässe auch dafür 
aussprach, eine Datenbasis zur Beobachtung des 
Wanderungsgeschehens von und nach Hessen zu 
schaffen. 

Im Interesse der Leserinnen und Leser wurde an-
sonsten die Struktur des Hessischen Integrations-
monitors 2010 weitgehend beibehalten. Da der 
Aufbau des Monitors jedoch ein fortschreitender 
Prozess ist, wurden einige Änderungen vorge-
nommen:

• Alle Indikatoren des Hessischen Integrations- 
monitors sind graphisch dargestellt und in den 
Abschnitten „Integration“ (Abschnitte 3.4 bis 
3.7) nun in der Regel für drei Messzeitpunkte 
ausgewiesen, damit ein möglicher Trend sicht-
bar wird. Bei einigen Indikatoren, die größeren 
jährlichen Schwankungen unterliegen können 
(z. B. Wanderungen), sind alle Berichtsjah-
re abgebildet. Zur leichteren Verständlichkeit 
der Graphiken sind gegenüber dem Monitor 
von 2010 manche Indikatoren in ihrem Infor-
mationsgehalt reduziert (z. B. indem auf die 
Differenzierung nach Geschlecht verzichtet 
wird). Ergänzende Graphiken bilden Fakten 
ab, die für eine vertiefte Diskussion wichtig er-
scheinen. In Anhang 1 finden sich ausführliche 
Tabellen – auch mit absoluten Zahlen. Um eine 
detaillierte Auseinandersetzung mit der jewei-
ligen Thematik zu ermöglichen, werden zu je-
dem Indikator aktualisierte Literaturhinweise 
angeboten.

• Einige neue Indikatoren fanden Eingang in den 
Hessischen Integrationsmonitor, andere wur-
den aus methodischen Gründen gestrichen: 
Gegenüber dem Integrationsmonitor 2010 sind 
als zusätzliche Indikatoren z. B. die Erwerbs-
quote (B11) und die Beschäftigung im öffent-
lichen Dienst (B16) eingefügt worden. Die Ein-
bürgerungsquote (A4) wurde um Informationen 
zum ausgeschöpften Einbürgerungspotenzi-
al ergänzt. Die Indikatoren zum Themenfeld 
Wohnen (Wohnfläche je Familienmitglied und 
Eigentümerquote) konnten aus methodischen 
Gründen3, die Weiterbildungsbeteiligung (B8) 
mangels Daten für 2011 nicht fortgeschrieben 
werden. 

• Um den Aufbau stringenter zu gestalten, sind 
einzelne Indikatoren umbenannt oder um- 
sortiert, so beispielsweise die Indikatoren zu 
Einstellungen und Meinungen und die Wahlbe-
rechtigung von Deutschen mit Migrationshin-
tergrund. 

• Für einige Indikatoren hat sich seit dem letzten 
Monitor die Datenlage verbessert. Hier ist her-
vorzuheben, dass in Hessen die Schülerschaft 
an allgemeinbildenden Schulen nunmehr nach 
Migrationshintergrund differenziert werden 
kann (Hessisches Ministerium der Justiz, für In-
tegration und Europa 2012a). Die Bundesagen-
tur für Arbeit (2012a) hat erstmalig vorläufige 
Daten für Arbeitslose mit Migrationshinter-
grund veröffentlicht. Für das Themenfeld der 
Religion und den Bereich „Lebensgefühl in un-
serem Land“ stehen nun Daten zur Verfügung, 
die in repräsentativen Umfragen für das Hessi-
sche Ministerium der Justiz, für Integration und 
Europa erhoben worden sind.

3 Die Angaben zur Wohnsituation werden nur alle vier Jahre im Mikrozensus erhoben. Ein Vergleich der Ergebnisse aus den Erhebungen 2010 
und 2006 ist aufgrund von Änderungen der Fragestellung, der Hochrechnung und des Plausibilisierungsverfahrens nicht möglich (Statistisches 
Bundesamt 2012c: 5).

2.2 Was ist neu im Hessischen Integrationsmonitor 2013? 
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2.3 Wie geht der Hessische Integrationsmonitor vor?

Zunächst fächert der Hessische Integrationsmoni-
tor den gesellschaftlichen Integrationsprozess in 
verschiedene Komponenten auf, sogenannte „Di-

mensionen“ der Integration4: Er unterscheidet 
zwischen struktureller Integration (z. B. Zugang 
zu den Kernstrukturen der Aufnahmegesellschaft 
in Schlüsselbereichen wie Bildung und Arbeits-
markt), sozialer Integration (wie privates soziales 
Umfeld, binationale Partnerschaften, Einbindung 
ins Vereinsleben), kultureller Integration (u. a. 
Erwerb der Landessprache, Kenntnis der sozia-
len und kommunikativen Gewohnheiten in der 
Aufnahmegesellschaft, Wertvorstellungen) und 
schließlich identifikatorischer Integration (loka-
les, regionales, nationales oder binationales Zu-
gehörigkeitsgefühl). 

Der Hessische Integrationsmonitor identifiziert die 
jeweils maßgeblichen Handlungs- oder Themen-
felder einschließlich der Festlegung der Merkma-
le des „Integrationsfortschritts“. Darauf baut die 
Ableitung von Indikatorensets auf, die durch die 
Kombination geeigneter Einzelindikatoren die In-
tegration im jeweiligen Feld (z. B. Erwerbsleben) 
beschreiben und ihre Entwicklung in Zeitreihen 
abbilden können. 

4 Dieses Konzept geht u.a. zurück auf Heckmann (z. B. Heckmann 1997). Schon in den Leitlinien und Handlungsempfehlungen für kommunale 
Integrationsprozesse in Hessen wurde zwischen dem Hessischen Städtetag, dem Hessischen Städte- und Gemeindebund, dem Hessischen Land-
kreistag und der Hessischen Landesregierung 2007 verabredet, das Konzept der vier Dimensionen aufzugreifen.
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Die folgende Graphik verdeutlicht die Ableitung 
von Indikatoren nach der eben beschriebenen 
Vorgehensweise:

Sozialer Prozess Dimensionen
Themenfelder
(Auswahl)

Indikatoren (Beispiele)

Integration

strukturell

Zugang zu Bildung

Schulbesuch nach Migrationshinter-
grund

Ausbildungsbeteiligungsquote 
nach Migrationshintergrund

Zugang zu Erwerbs-
arbeit

Erwerbsquote nach Migrations-
hintergrund

Partizipation an 
Erwerbsarbeit

Arbeitslosenquote nach 
Migrationshintergrund

sozial

Lebensformen
Kinderzahl je Frau nach Migrations-
hintergrund

Gesundheit
subjektives Gesundheitsempfinden 
nach Migrationshintergrund

Bürgerschaftliches 
Engagement

Mitarbeit in Vereinen, Gremien etc. 
nach Migrationshintergrund 

Kriminalität
Anteil der Verurteilten nach 
Migrationshintergrund

kulturell Sprache
eigene Sprachstandseinschätzung von 
Personen mit Migrationshintergrund

identifikatorisch Zugehörigkeitsgefühl Lebensgefühl in Hessen

Idealtypische Ableitung einzelner Indikatoren in verschiedenen Themenfeldern 
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5 Die Berichte zum Integrationsmonitoring der Länder werden von der Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und Monitoring“ der Konferenz 
der für Integration zuständigen Ministerinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren der Länder (IntMK) verfasst und von dieser Konferenz 
herausgegeben.

Indikatoren wiederum setzen sich aus einer oder 
mehreren statistischen Kennziffern zusammen. 
Dabei spielen Verhältniszahlen in Form von 
Quoten, also dem Anteil von Personen an einer 
Grundgesamtheit, eine besondere Rolle.

Ferner können die hier vorgestellten Indikatoren 
folgenden Kategorien zugeordnet werden: Ein 
Teil der Indikatoren lässt sich als „Vergleichsin-
dikatoren“ bezeichnen, nämlich diejenigen, für 
die Referenzwerte berechnet werden können (z. 
B. für die Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
gegenüber der ohne Migrationshintergrund). Da-
mit soll geprüft werden, ob und inwieweit sich 
Partizipationsmöglichkeiten der Zugewanderten 
in gesellschaftlichen Schlüsselbereichen durch 
Angleichung realisiert haben. Zweitens werden 
„Optimierungsindikatoren“ genutzt, für die sich 
keine Referenzgrößen berechnen lassen, die aber 
eine integrationspolitisch relevante Entwicklung 
abbilden (wie bspw. die Zahl der Einbürgerungen). 
Eine dritte Kategorie von Indikatoren fungiert als 
„Vielfaltsindikatoren“ (z. B. die Lebensformen in 
der Bevölkerung mit und ohne Migrationshinter-
grund). Sie geben Hinweise auf die Pluralisierung 
der hessischen Gesellschaft.

Dabei enthält der Hessische Integrationsmonitor 
eine Erweiterung des zwischen den Bundeslän-
dern vereinbarten Indikatorensets, das sehr stark 
auf die strukturelle Integration fokussiert (Inte- 
grationsministerkonferenz 2010, 2011, 2013)5. Das 
Hessische Ministerium der Justiz, für Integration 
und Europa (HMdJIE) ergänzt das ihm zugrunde-
liegende Konzept um die vier Dimensionen der 
Integration und versucht, auch andere Themen-
felder der Integration mit eigenen Indikatoren 
unter Verwendung ergänzender Datenquellen zu 
erschließen. Im nächsten Kapitel wird das hes-
sische Indikatorenset – soweit möglich – für die 
Jahre 2005, 2009 und 2011 ausgewiesen. Damit 
folgt der Hessische Integrationsmonitor der Emp-
fehlung der Integrationsministerkonferenz (dazu 
Integrationsministerkonferenz 2013).

In der Regel greift ein Monitor auf bereits verfüg-
bare Daten zu. Monitoring gewinnt jedoch deut-
lich an Aussagekraft, wenn zusätzlich Primärdaten 
erhoben werden können. Ob sich dies realisieren 
lässt, ist jedoch vor allem eine Frage der verfügba- 
ren Ressourcen. Das Hessische Integrationsminis- 
terium hat versucht, die bereits bestehende Daten- 
basis durch gezielte Erhebungen zu verbreitern.
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2.4 Welche Datenquellen werden genutzt? 

Hauptdatenbasis für das Integrationsmonitoring 
auf Landesebene ist der Mikrozensus, der von 
den Statistischen Ämtern des Bundes und der 
Länder erstellt wird. Dabei handelt es sich um die 
jährliche Befragung einer repräsentativen Mehr-
zweckstichprobe von 1% der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland (etwa 370.000 Haus-
halte mit ca. 830.000 Personen), die seit 1957 
durchgeführt wird. „Zweck des Mikrozensus ist 
es, statistische Angaben in tiefer fachlicher Glie-
derung über die Bevölkerungsstruktur, die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Bevölkerung, der 
Familien und der Haushalte, den Arbeitsmarkt, 
die berufliche Gliederung und die Ausbildung der 
Erwerbsbevölkerung sowie die Wohnverhältnisse 
bereitzustellen“ (§ 1 II Mikrozensusgesetz 2005). 
Seit 2005 können die Daten nach Migrationshin-
tergrund differenziert werden. Da die Teilnahme 
an der Befragung verpflichtend ist, kann man hier 
von einer sehr guten Datenbasis ausgehen. Für 
Hessen werden die Daten vom Hessischen Statis-
tischen Landesamt bereitgestellt.

Daneben werden folgende weitere Datenquel-

len für das Monitoring herangezogen:

Die Arbeitslosenstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit erfasst alle arbeitslos gemeldeten Perso-
nen bis zum Rentenalter. Sie differenziert bislang 
nach Staatsangehörigkeit, doch werden seit 2011 
Arbeitslose in allen Agenturen für Arbeit und Job-
centern im Wege einer freiwilligen Erhebung nach 
ihrem Migrationshintergrund befragt. Bis zum 
September 2012 waren bundesweit etwa 85% der 
arbeitslos Gemeldeten in die Erhebung einbezo-
gen worden (Bundesagentur für Arbeit 2012a).

Die Asylgeschäftsstatistik des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge enthält Informationen 
zu den gestellten Asylanträgen (Erst- und Folge-
anträge) sowie den Entscheidungen über Asylan-
träge. 

Die Angaben des Ausländerzentralregisters 
(AZR) basieren auf den Meldungen der Auslän-
derbehörden. Es erfasst Daten über Ausländer, 
die sich länger als drei Monate in Deutschland 
aufhalten. Eingebürgerte und Doppelstaatler wer-
den nicht erfasst. Durch zeitliche Verzögerungen 
der Meldungen über Zu- und Abgänge können 
am Auszählungsstichtag nicht alle Veränderungen 
vollzählig abgebildet worden sein.

Die Berufsbildungsstatistik des Statistischen 
Bundesamtes ist eine Vollerhebung mit Aus-
kunftspflicht. Erfasst werden Jugendliche mit 
Ausbildungsvertrag, die sich zum Stichtag (31. 
Dezember) in einer Ausbildung im Dualen System 
(betriebliche und schulische Ausbildung) befin-
den. Die Statistik liefert auch Daten zu Verträgen 
und Prüfungen. Eine Differenzierung nach Migrati-
onshintergrund kann nicht vorgenommen werden. 

Die Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit basiert auf einer Vollerhebung. Grundlage 
sind die Meldungen über sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte, die die Arbeitgeber an 
die Sozialversicherungsträger abgeben. Aus den 
gemeldeten Daten werden die amtlichen Stich-
tagsdateien erstellt. Die Statistik erfasst jedoch 
nicht alle Erwerbstätigen, da Beamte, Selbststän-
dige und geringfügig Beschäftigte nicht in einem 
Arbeitsverhältnis stehen, das der Sozialversiche-
rungspflicht unterliegt. Es wird davon ausgegan-
gen, dass die Beschäftigtenstatistik etwa drei 
Viertel aller Erwerbstätigen berücksichtigt. 
Da die Daten nicht anonymisiert sind, werden 
sie in ihrer Gesamtheit nur den Mitarbeitern der 
Bundesagentur für Arbeit zugänglich gemacht. 
Einige Daten werden regelmäßig in aggregierter 
Form veröffentlicht. Die Statistik differenziert nach 
Staatsangehörigkeit.
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Die Einwohnerzahlen aus der Bevölkerungsfort-

schreibung basieren auf dem bei der Volkszählung 
1987 ermittelten Bevölkerungsstand, der anhand 
der Bewegungsdaten (Geburten, Sterbefälle, Zu- 
und Fortgezogene) fortgeschrieben wird. Diese 
Statistik liegt für Deutsche und Nichtdeutsche vor.

Die vom Statistischen Bundesamt erstellte Einbür-

gerungsstatistik liefert Zahlen zu den jährlichen 
Einbürgerungen vormals ausländischer Bürger, 
die auf Meldungen der Einbürgerungsbehörden 
basieren.

Die Geburtenstatistik ist eine Vollerhebung mit 
Auskunftspflicht. Geburten werden nach dem 
Bundesland nachgewiesen, in dem die Mutter ih-
ren Wohnsitz hat. Die Statistik liegt für Deutsche 
und Ausländer vor.

Die von der Bundesagentur für Arbeit bereitge-
stellte Grundsicherungsstatistik gibt Auskunft 
über die Anzahl der hilfebedürftigen Personen 
und ihren Leistungsbezug nach dem SGB II. Eine 
Einbeziehung des Merkmals Migrationshinter-
grund ist in Vorbereitung.

Die Hochschulstatistik des Statistischen Bundes-
amtes bietet grundlegende Informationen für die 
Planung des Hochschulwesens. Die Daten werden 
von den Hochschulen geliefert. Zentral sind die 
Angaben zu den Studierenden (z. B. Alter und 
Geschlecht) sowie zu ihrer fachlichen Ausrichtung. 
Allerdings werden sie nur nach Deutschen sowie 
Bildungsinländern und Bildungsausländern diffe-
renziert.

Die Kinder- und Jugendhilfestatistik der Statis-
tischen Ämter des Bundes und der Länder wird 
seit 2006 jährlich erstellt. Neben den Angaben zu 
dem am Stichtag (1. März) in den Tageseinrich-
tungen tätigen Personal erfasst sie Individualda-
ten zu den dort betreuten Kindern. Seit 2006 wird 
auch der Migrationshintergrund erhoben, indem 

gefragt wird, ob mindestens ein Elternteil des Kin-
des  ausländischer Herkunft ist. Zusätzlich wird bei 
jedem Kind aufgezeichnet, ob zu Hause überwie-
gend deutsch gesprochen wird.

In der Polizeilichen Kriminalstatistik des Bundes-
kriminalamtes bzw. der Landeskriminalämter wer-
den die von den Polizeidienststellen bearbeiteten 
(Straf-)Taten einschließlich der strafbaren Versu-
che sowie die ermittelten Tatverdächtigen erfasst. 
Sie dient der Beobachtung der Kriminalität und 
einzelner Deliktsarten sowie des Umfangs und der 
Zusammensetzung des Kreises der Tatverdächti-
gen. Die Statistik liegt für Deutsche und Auslän-
der vor.

Die Schulstatistik, die vom Hessischen Statisti-
schen Landesamt bereitgestellt wird, unterschei-
det zwischen allgemeinbildenden und beruflichen 
Schulen. Sie weist Daten zu Schulen, Klassen, 
Schülern, Absolventen, Lehrkräften und Unter-
richtsstunden aus. In Hessen werden Daten zur 
Schulbildung in der sog. Lehrer- und Schüler-Da-
tenbank (LUSD) erfasst. Diese bietet eine Voller-
hebung mit differenzierten Schülerdaten.6  Seit 
dem Schuljahr 2009/2010 werden die Schüler 
an allgemeinbildenden Schulen nicht nur nach 
Staatsangehörigkeit, sondern auch nach Migrati-
onshintergrund ausgewiesen.

Die Sterbefallstatistik ist eine Vollerhebung. 
Grundlage sind die Meldungen, die vom Standes-
beamten abgegeben werden, in dessen Standes-
amtsbezirk sich der Sterbefall ereignet hat. Die 
Statistik liegt für Deutsche und Ausländer vor. 

Die Strafverfolgungsstatistik liefert Angaben 
über die Anwendung der Strafbestimmungen 
durch deutsche Gerichte und über die Straffäl-
ligkeit verschiedener Personengruppen. Es wer-
den alle nach strafrechtlichen Vorschriften der 
Bundes- oder Landesgesetze Verurteilten erfasst. 

6 www.lusdportal.hessen.de
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Gleichzeitig wird der Grund der Verurteilung aus-
gewiesen. Die Statistik basiert auf den Verwal-
tungsdaten der Strafvollstreckungsbehörden, die 
nach Staatsangehörigkeit differenzieren.

Die Wanderungsstatistik beruht auf den An- und 
Abmeldungen, die bei einem Wohnungswechsel 
von den Meldebehörden registriert werden. Diese 
werden monatlich erhoben und nach Deutschen 
und Ausländern differenziert.

Ergänzend werden im Hessischen Integrations-
monitor Daten aus repräsentativen Erhebungen 

für Hessen verwendet. Im Auftrag des Hessischen 
Ministeriums der Justiz, für Integration und Euro-
pa hat TNS Emnid in den Jahren 2011 und 2013 
eine repräsentative telefonische Befragung der 
hessischen Bevölkerung durchgeführt.7 Die Zahl 
der Nettointerviews betrug jeweils 1.000. The-
menbereiche waren zum einen die Meinungen zu 
Integration und Zuwanderung, zum anderen Reli-
gion, Religiosität und Religionsausübung. Gleich-
zeitig wurde eine Frage zum Lebensgefühl in Hes-
sen gestellt (Hessisches Ministerium der Justiz, für 
Integration und Europa 2011a und 2013b).

Für den Hessischen Integrationsmonitor werden 
zusätzlich Daten des Sozioökonomischen Panels 

(SOEP) verwendet. Hierbei handelt es sich um 
eine beim Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) angesiedelte jährliche Wiederho-
lungsbefragung von 12.290 privaten Haushalten 
mit gut 21.230 Personen8 (Stand 2011), die seit 
1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in 
den neuen Bundesländern durchgeführt wird. 

Neben regelmäßig gestellten Fragen zu Themen-
bereichen wie z. B. Haushaltszusammensetzung, 
Erwerbs- und Familienbiographie, Erwerbsbetei-
ligung und beruflicher Mobilität, Einkommensver-
läufen, Gesundheit und Lebenszufriedenheit ent-
halten die Fragebögen auch jährlich wechselnde 
Module zu bestimmten Schwerpunktthemen. Das 
SOEP kann – anders als fast alle zuvor vorgestell-
ten Datenquellen – Aussagen zu Aspekten der 
kulturellen, sozialen und identifikatorischen Inte-
gration sowie zur Vielfalt in der hessischen Gesell-
schaft liefern. Aufgrund der Panelgröße erlaubt 
die Auswertung des SOEP für Hessen jedoch le-
diglich Trendaussagen, weshalb auch keine Nach-
kommastellen ausgewiesen sind. Die SOEP-Daten 
lassen sich nach Staatsangehörigkeit oder Migra-
tionshintergrund differenzieren. Für eine weitere 
Untergliederung sind die Fallzahlen zu gering. 

Obwohl also verschiedene Datenquellen vorlie-
gen, muss die Datenlage im Hinblick auf Migra-
tion und Integration insgesamt als lückenhaft 
eingeschätzt werden: Zum einen liegen vielen sta-
tistischen Quellen unterschiedliche Definitionen 
zugrunde  oder die Daten sind nur für Ausländer 
und nicht für Personen mit Migrationshintergrund 
erhoben, zum anderen lassen sich zahlreiche ge-
sellschaftliche und integrationsrelevante Entwick-
lungen statistisch überhaupt nicht abbilden. 

7 Die Befragungen waren in sog. Omnibuserhebungen eingebettet. Darunter ist eine Mehrthemenbefragung zu verstehen, die mehreren Auftrag-
gebern die Möglichkeit bietet, sich mit eigenen Fragen in den Standardfragebogen eines Forschungsinstitutes einzubinden, was vergleichsweise 
kostengünstig ist und sich vor allem bei kleineren Frageblöcken anbietet. Teilweise lassen sich durch Omnibusbefragungen auch Verzerrungen 
durch Verweigerung aufgrund möglicher emotionaler Widerstände gegen die Thematik umgehen. 

8 2011 wurden in Hessen 1446 Personen befragt, davon 298 mit Migrationshintergrund.

9 Eine ausführliche Darstellung verschiedener in der amtlichen Statistik verwendeter Definitionen des Migrationshintergrundes findet sich bei: 
Verband Deutscher Städtestatistiker (2013).
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Die meisten amtlichen Datenquellen differenzie-
ren nur nach Staatsangehörigkeit. Damit können 
aber viele Zuwanderungsgruppen nicht erfasst 
werden, z. B. Spätaussiedler, Eingebürgerte so-
wie Kinder von Zugewanderten, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit erhalten (sog. „Optionskin-
der“). Aus diesem Grund wurde das Konzept des 
Migrationshintergrundes entwickelt, das vom Mi-
krozensus und einigen anderen Datenquellen ver-
wendet wird, wobei jedoch zum Teil differierende 
Definitionen vorliegen. 

Das Statistische Bundesamt definiert den im Mik-
rozensus abgefragten Migrationshintergrund wie 
folgt: Zu den Personen mit Migrationshintergrund 
zählen „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, so-
wie alle in Deutschland geborenen Ausländer und 
alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit 
zumindest einem zugewanderten oder als Auslän-
der in Deutschland geborenen Elternteil“ (Statis-
tisches Bundesamt 2012b: 6). 

Aufgrund der Datenlage basieren also im Integra-
tionsmonitoring einige Indikatoren auf dem Aus-
länderkonzept, andere hingegen auf dem Konzept 
des Migrationshintergrundes. Eine kohärente Be-
richterstattung wäre möglich, wenn sämtlichen für 
die Integrationspolitik relevanten Statistiken das 
Konzept des Migrationshintergrundes zugrunde 
liegen würde. Dabei sollte gleichzeitig eine ein-
heitliche Definition gewählt werden (Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration 2012: 303).

10 So finden sich im deutschlandweiten Vergleich die höchsten Anteile von Gymnasiasten mit ausländischer Staatsangehörigkeit in Thüringen 
(45,6%), Mecklenburg-Vorpommern (45,0%), Sachsen (40,7%) und Sachsen-Anhalt (35,0%; Integrationsministerkonferenz 2013: 45). Vor allem, da 
sich die Zuwanderungssteuerung in der ehemaligen DDR von der in der alten Bundesrepublik erheblich unterschied (z. B. viele vietnamesische 
Vertragsarbeiter), haben die neuen Bundesländer heute noch eine andere Struktur der zugewanderten Bevölkerung als die alten Bundesländer 
(zu den besseren Bildungsergebnissen s. Weiss 2010).

Anzumerken ist, dass das Konzept des Migrations-
hintergrundes nicht unumstritten ist (z. B. ebda.). 
Es greift zu kurz, pauschal von der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund zu sprechen. Diese Be-
völkerungsgruppe ist in sich sehr heterogen, z. B. 
hinsichtlich des Herkunftslandes, der Aufenthalts-
dauer in Deutschland, der Sprachkenntnisse usw. 
Diese undifferenzierte Betrachtung wird teilweise 
als defizitär und stigmatisierend wahrgenommen, 
da sie einen Integrationsbedarf signalisiert, der in 
vielen Fällen gar nicht gegeben ist. In der Tat un-
terscheiden sich verschiedene Herkunftsgruppen 
sehr voneinander. Einige schneiden hinsichtlich 
Bildungserfolg, andere hinsichtlich der Arbeits-
marktbeteiligung auch besser ab als die Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund.10

Generell sind es sozioökonomische Faktoren wie 
das Bildungsniveau, der berufliche Status und das 
Einkommen, die bei der Gesamtheit der Personen 
mit Migrationshintergrund im Durchschnitt niedri-
ger sind und folglich einen signifikanten Einfluss 
auf das schlechtere Abschneiden von Migranten 
in vielen integrationspolitischen Themenfeldern 
haben. Einige Gruppen hingegen sind selbst bei 
ungünstiger sozioökonomischer Ausgangslage 
tendenziell sehr erfolgreich. Wünschenswert wäre 
daher eine stärkere Differenzierung als es die der-
zeitige Datenlage erlaubt. 

2.5 Was ist ein „Migrationshintergrund“?





233 Indikatoren des Hessischen Integrationsmonitors

3.1 Übersicht

Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die Systematik der verwendeten Indikatoren
und verweist auf die jeweilige Fundstelle in diesem Bericht.

Bevölkerungsstand

A1 Hessische Bevölkerung S. 26

A2 Ausländische Bevölkerung in Hessen S. 27

A3 Ausländische Bevölkerung nach Aufenthaltsstatus S. 28

A4 Einbürgerung S. 29

Zuwanderung 

Z1 Zu- und Fortzüge nach bzw. aus Hessen S. 32

Z2 Staatsangehörigkeit der Zugewanderten S. 35

Z3 Altersstruktur der Zugewanderten S. 38

Z4 Zuwanderung nach Aufenthaltszweck S. 39

Z5 Zuwanderung zum Zweck der Erwerbstätigkeit S. 41

Z6 Berufliche Qualifikation von Neuzuwanderern S. 43

Z7 Erwerbstätigenquote von Neuzuwanderern S. 45

Z8 Zuwanderung zum Zweck des Studiums S. 47

Z9 Zuwanderung aus familiären Gründen (Ehegatten- und Familiennachzug) S. 49

Z10 Asylzuwanderung S. 51

Z11 Einstellung zu verschiedenen Zuwanderungsregelungen S. 53

Z12 Einschätzung der Fachkräftezuwanderung S. 55

Z13 Sorgen wegen Zuwanderung S. 56

Strukturelle Dimension

Frühkindliche Bildung

B1 Betreuungsquote in Kindertageseinrichtungen S. 58

B2 Kinder mit nichtdeutscher Familiensprache in Kindertageseinrichtungen S. 60

Schulische Bildung

B3 Schüler in der 8. Klasse nach Schulformen S. 61

B4 Schulentlassene S. 64

Berufsqualifizierende Bildung

B5 Ausbildungsbeteiligungsquote S. 67

B6 Auszubildende nach Ausbildungsbereichen S. 69

B7 Studierende S. 71

B8 Weiterbildungsbeteiligung S. 73

Bildungsstand der Bevölkerung

B9 Höchster allgemeinbildender Schulabschluss S. 74

B10 Höchster beruflicher Abschluss S. 76

Erwerbstätigkeit

B11 Erwerbsquote S. 79

B12 Erwerbstätigenquote S. 80

B13 Einschätzung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes S. 82

Beschäftigungsverhältnisse

B14a Atypische Beschäftigung S. 83

B14b Geringfügige Beschäftigung S. 83
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Strukturelle Dimension

Beruflicher Status

B15 Stellung im Beruf S. 85

B16 Erwerbstätige im Öffentlichen Dienst S. 86

Beschäftigungslosigkeit

B17 Erwerbslosenquote (ILO-Konzept) S. 87

B18 Arbeitslosenquote S. 88

Einkommen, Armut, Transferabhängigkeit

B19 Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts S. 90

B20 Nettoeinkommen von Familien S. 92

B21 Armutsrisikoquote S. 93

B22 Einstellung zur eigenen wirtschaftlichen Situation S. 95

Soziale Dimension

Lebensformen

C1 Zusammenleben in Privathaushalten S. 97

C2 Kinderzahl je Frau S. 99

C3 Private Kontakte S. 100

Gesundheit

C4 Subjektives Gesundheitsempfinden S. 102

C5 Gesundheitsförderndes Handeln S. 103

Bürgerschaftliches Engagement und politische Partizipation 

C6 Bürgerschaftliches Engagement S. 105

C7 Wahlberechtigte mit Migrationshintergrund S. 107  

C8 Politisches Engagement S. 108

Kriminalität

C9 Tatverdächtige S. 110

C10 Verurteilte S. 111

Kulturelle Dimension

Sprachkompetenz Deutsch

D1 Kenntnis der deutschen Sprache S. 113

D2 Gebrauch der deutschen Sprache S. 114

Religion 

D3 Religionszugehörigkeit S. 116

D4 Religiosität S. 118

D5 Religionsausübung S. 119

Identifikatorische Dimension

Gefühl der Zugehörigkeit

E1 Lebensgefühl in Hessen S. 121

E2 Gefühl, Deutsche(r) zu sein S. 122

Gefühl der Ausgrenzung

E3 Sorgen wegen Ausländerfeindlichkeit S. 124

E4 Erfahrung von Benachteiligung aufgrund der Herkunft S. 125
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Die Integrationsindikatoren weisen eine unter-
schiedliche „Schärfe“ auf, was mit der Datenlage 
und den verschiedenen Erhebungsformen zusam-
menhängt. Als besonders exakt können Indika-
toren angesehen werden, die auf einer Vollerhe-
bung basieren. Bei Stichprobenerhebungen ist 
die Genauigkeit eines Indikators vor allem abhän-
gig von der Größe und Auswahl der Stichprobe.

Die Indikatoren der strukturellen Dimension wer-
den überwiegend mit in Vollerhebungen (z. B. 
Schulstatistik) oder großen Stichproben (Mikro-
zensus) gewonnenen Daten berechnet. Für die In-
dikatoren der sozialen Dimension kann eine Viel-
zahl vorhandener Datenquellen genutzt werden. 

Die Indikatoren der kulturellen sowie der identi-
fikatorischen Dimension werden mit dem SOEP 
bzw. mit für das Hessische Ministerium der Justiz, 
für Integration und Europa von einem Meinungs-
forschungsinstitut erhobenen Daten (Hessisches 
Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
2011a, 2013b) berechnet.11 Diese basieren also 
auf kleineren Stichproben.12

Somit weisen die Indikatoren der strukturellen Di-
mension tendenziell eine größere Schärfe auf als 
die der sozialen Dimension und vor allem die der 
kulturellen sowie der identifikatorischen Dimensi-
on, wie folgende Abbildung veranschaulicht: 

strukturell sozial kulturell identifikatorisch

>	 Bildung 

>	 Arbeit

>	 Einkommen,
 Armut,
 Transferab-
 hängigkeit

>	 Lebensform 

>	 Gesundheit

>	 Bürgerschaft-
 liches Engage-
 ment

>	 Sprachkom-
 petenz

>	 Religion

>	 Zugehörig-
 keitsgefühl

>	 Empfindung  
 der Benach-
 teiligung 

11 Bei Stichprobenerhebungen stellt sich generell die Frage, inwieweit die aus der Stichprobe gewonnenen Erkenntnisse auf die Grundgesamtheit 
übertragen werden können. Mit Hilfe von Schätzverfahren wird versucht, Aussagen über einzelne Parameter der Grundgesamtheit zu treffen. Aus-
gehend von dem Stichprobenergebnis wird ein Konfidenzintervall bestimmt, in dem der zu schätzende Parameter der Grundgesamtheit mit einer 
bestimmten Wahrscheinlichkeit liegt (üblich ist eine Sicherheit von 95% oder von 99%).

12 Zur Kontrolle der Ergebnisse aus dem SOEP wurden alle Kennzahlen zusätzlich auch für die alten Bundesländer (ohne Hessen und Berlin) ausge-
wertet und mit den eigentlichen Indikatoren abgeglichen, was Hinweise auf die Kohärenz der hessischen Ergebnisse liefert (s. dazu den Tabellenteil 
im Anhang).

Das Schärfenspektrum des Hessischen Integrationsmonitors

3.2 Bevölkerungsstand

Die Indikatoren zum Bevölkerungsstand umfassen 
demographische Kennzahlen zur Zusammenset-
zung der Bevölkerung nach Alter, Geschlecht und 
Migrationshintergrund, Ausländer nach Aufent-
haltstiteln sowie die Einbürgerungsquote.

Die Struktur der Gruppe der Personen mit Migra-
tionshintergrund bzw. der Ausländer – z. B. im 
Hinblick auf das Alter – ist bei der Interpretation 
der Indikatoren zu berücksichtigen, weil sie auf 
die gesellschaftliche Teilhabe in verschiedenen 
Themenfeldern Einfluss haben kann.
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A1 Hessische Bevölkerung (IntMK A1)

Definition 

Zusammensetzung der hessischen Bevölkerung nach Migrations-
hintergrund bzw. Staatsangehörigkeit und Altersgruppen

Datenquelle

Mikrozensus

In Hessen leben rund 6,092 Millionen Menschen 
(Ergebnis der Bevölkerungsfortschreibung 2011).
Von 2005 bis 2009 war die Einwohnerzahl leicht 
rückläufig, seit 2009 ist wieder ein leichtes Bevöl-
kerungswachstum zu verzeichnen. Im Zeitverlauf 
verändert sich die Bevölkerung in ihrer Struktur: 
Während die Zahl der Personen ohne Migrations-
hintergrund im gesamten betrachteten Zeitraum 
leicht abgenommen hat, ist die der Personen 
mit Migrationshintergrund gewachsen. Ihr Anteil 
an der hessischen Gesamtbevölkerung hat sich 
zwischen 2005 und 2011 von 23,5% auf 25,3% 
erhöht. Die Zahl der Deutschen mit Migrations-
hintergrund ist gestiegen, auch die der EU-Aus-
länder, während die der Nicht-EU-Ausländer ge-
sunken ist. Rund zwei Drittel aller Personen mit 

Migrationshintergrund sind selbst zugewandert, 
ein Drittel ist in Deutschland geboren (s. dazu Ta-
belle A1 im Anhang). 

Wie die Abbildung zeigt, ist die Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund durchschnittlich jünger als 
die ohne Migrationshintergrund. Daher ist auch 
für die nächsten Jahre von einer Zunahme des 
Anteils dieser Gruppe an der Gesamtbevölkerung 
auszugehen. 

Weiterführende Literatur
Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2013a); Statis-
tisches Bundesamt (2012b)

> Tabellen A1 im Anhang

Bevölkerung nach Migrationshintergrund (MH) und Altersgruppen (2011, in %)

EU-AusländerDeutsche mit MH nicht EU-Ausländer Deutsche ohne MH

7,1 74,74,1zusammen
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65 und älter

14,2

4 52,52,241,3

3,4 54,92,639,1

6,7 62,73,127,5

8,4 69,13,918,5

8,9 74,65,211,3

896,6

100%60% 80%20% 40%0%
2,61,8
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A2 Ausländische Bevölkerung in Hessen

Definition 

Zahl, Anteil und Herkunftsländer der ausländischen Bevölkerung 
in Hessen

Datenquelle

Ausländer-
zentralregister

Ausländerzahl (linke Skala)

Anteil an der Gesamtbevölkerung in % (rechte Skala)
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Seit 1970 ist die Zahl der in Hessen lebenden Aus-
länder von gut 330.000 auf etwa 744.000 gestie-
gen. Der Anteil der ausländischen Bevölkerung an 
der Gesamtbevölkerung ist seit diesem Jahr unter 
kleineren Schwankungen von ca. 6% auf 12% ge-
stiegen. Im aktuellen Berichtszeitraum (2005 bis 
2011) lässt sich kein eindeutiger Trend beobach-
ten.

2011 wohnten in Hessen nach Angaben des Aus-
länderzentralregisters 744.385 Ausländerinnen 
und Ausländer. Die größten Ausländergruppen in 

Hessen stellen die Türken (22,8%), Personen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien13 (12,4%), aus Itali-
en (8,4%), Polen (7,2%) und Griechenland (3,9%).

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2012); Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (2010b, 2010c, 2012a); Bundesministerium des Innern 
(2011); Burkert et al. (2011); Herbert (2011); HessenAgentur 
(2013); Oltmer et al. (2012); Rühl (2009); Woellert et al. (2009)

> Tabellen A2 im Anhang

13 Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Kroatien, Mazedonien, Montenegro, Serbien, ehemaliges Serbien und Montenegro, Slowenien. 

Zahl der Ausländerinnen und Ausländer in Hessen und Anteil an der Gesamtbevölkerung
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A3 Ausländische Bevölkerung nach Aufenthaltsstatus (IntMK B1)

Definition 

Anteil der Ausländer in Hessen nach Aufenthaltsstatus
Datenquelle

Ausländerzentral-
register

mit befristeter
Aufenthaltserlaubnis

mit langfristigem
Aufenthaltsrecht

mit Duldung

Asylsuchende bzw. mit
Aufenthaltsgestattung

sonstige

13,9

79,7

5,3

0,50,6

14 Einen langfristigen Aufenthaltsstatus haben nach fünf Jahren Aufenthalt in der Regel alle EU-Bürger, Staatsangehörige von Norwegen, Island, 
Liechtenstein, der Schweiz und der Türkei aufgrund der EWR/EFTA-Abkommen bzw. des Assoziationsvertrags mit der Türkei. Bei anderen Drittstaa-
tenangehörigen haben einen langfristigen Aufenthaltsstatus: Personen mit Niederlassungserlaubnis, Daueraufenthaltserlaubnis EU, Aufenthaltskar-
te nach §5 FreizügG/EU, Aufenthaltsberechtigung (alt), unbefristeter Aufenthaltserlaubnis (alt) (Integrationsministerkonferenz 2013: 24).

Ausländische Bevölkerung nach Aufenthaltsstatus (2011, in %)

Der Aufenthaltsstatus der Zuwanderer ist unter-
schiedlich ausgestaltet. Das Aufenthaltsgesetz 
sieht befristete und unbefristete Aufenthaltstitel 
vor. Die weit überwiegende Mehrheit, nämlich 
79,7% aller Ausländer, hat ein langfristiges Aufent-
haltsrecht14 (beispielsweise die Niederlassungser-
laubnis), 13,9% verfügen über eine befristete Auf-
enthaltserlaubnis. 0,6% zählen zu den Personen 
mit Duldung, die ausreisepflichtig sind und deren 
Abschiebung ausgesetzt ist, und 0,5% sind Asyl-
suchende bzw. haben eine Aufenthaltsgestattung 
nach § 55 Asylverfahrensgesetz.

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011); Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (2010b, 2012a); Rühl (2009)

> Tabelle A3 im Anhang
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A4 Einbürgerung (IntMK B2a und 2b)

Definition 

Zahl der Einbürgerungen und ausgeschöpftes Einbürgerungs-
potenzial (Quote der jährlichen Einbürgerungen bezogen auf alle 
Ausländer mit einer Aufenthaltszeit ab acht Jahren)

Datenquelle

Einbürgerungs-
statistik/Ausländer-
zentralregister

Zahl der Einbürgerungen (linke Skala)

Ausgeschöpftes Einbürgerungspotential in % (rechte Skala)

2005

2,6%

13.793

16.000

14.000

12.000

10.000
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6.000

4.000

2.000

0
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2,5%

2,4%

2,6%

2,4%

3,0%

2,8%

2,6%

2,4%

2,2%

2,0%
2006 2007 2008 2009 2010 2011

Das sog. ausgeschöpfte Einbürgerungspotential 
setzt die Einbürgerungen des betrachteten Jah-
res ins Verhältnis zur Zahl aller Ausländer mit einer 
Aufenthaltszeit in Deutschland von mindestens 
acht Jahren. Nach dieser Zeit besitzen Ausländer 
einen Anspruch auf Einbürgerung, wenn sie die 
weiteren persönlichen Voraussetzungen erfül-
len wie z. B. Deutschkenntnisse, Straffreiheit und 
das Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung.

Die Einbürgerung kann als Meilenstein der indi-
viduellen Integration (Lämmermann 2009: 296) 
oder sogar als Abschluss gelungener Integration 
gesehen werden. Indem die Einbürgerung von 
bestimmten Integrationsleistungen abhängt (z. B. 

ausreichenden Deutschkenntnissen), kann sie zu-
dem ein hohes Integrationspotenzial entwickeln 
(Lämmermann 2009: 289).

Erst die Einbürgerung vermittelt Einwohnern die 
vollumfängliche staatsbürgerliche Rechts- und 
Pflichtenstellung, ermöglicht ihre umfassende 
rechtliche Integration und erlaubt ihnen alle po-
litischen Partizipationsmöglichkeiten wie die Teil-
nahme an Bundestags- oder Landtagswahlen. 
Eine Einbürgerung kann auch als Ausdruck der 
Identifikation mit der Bundesrepublik Deutsch-
land gedeutet werden. Gleichwohl sind die per-
sönlichen Motive, sich einbürgern zu lassen, viel-
gestaltig (z. B. Thränhardt 2008).

Einbürgerungen und ausgeschöpftes Einbürgerungspotential



30 3 Indikatoren des Hessischen Integrationsmonitors

Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer von mind. 8 Jahren (linke Skala)

Einbürgerungen

Anteil der Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer von mind. 8 Jahren an der 
Gesamtbevölkerung (rechte Skala)

10,0%

9,5%

9,0%

8,5%

8,6% 8,6% 8,7% 8,7% 8,8% 8,8% 8,9%

8,0%

7,5%

7,0%

600.000

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

13.793 13.367 14.007 13.323 12.611 13.839 12.916

500.000

400.000

300.000

200.000

100.000

0

540.084535.227533.796528.475526.020524.542521.498

Vor diesem Hintergrund werden die Einbürge-
rungszahlen der letzten Jahre in der politischen 
Diskussion als nicht zufriedenstellend angesehen. 
Von 2005 bis 2011 ließen sich zwischen 12.600 

und 14.000 Ausländer in Hessen einbürgern. 
Demzufolge schwankte die hessische Einbürge-
rungsquote zwischen nur 2,4% und 2,7%.

Die damit verbundene integrationspolitische 
Herausforderung und das entsprechende gesell-
schaftliche Interesse an Einbürgerungen werden 
durch einen Blick auf die zeitgleiche Entwicklung 
der Gruppe der Ausländer in Hessen mit einer 
Aufenthaltszeit von mindestens acht Jahren unter-
strichen. Trotz der prinzipiellen Möglichkeit ihrer 
Einbürgerung wuchs ihre Zahl zwischen 2005 und 
2011 von 521.500 auf 540.000. Gleichzeitig hat 
sich diese Gruppe, die durch Einbürgerung um-
fassende politische Partizipationsrechte erhalten 
würde, auch leicht im Verhältnis zur Gesamtbevöl-
kerung in Hessen vergrößert: Ihr Anteil stieg von 
8,5% im Jahr 2005 auf 8,9% im Jahr 2011 (siehe 
obige Abbildung). 

Die bei weitem meisten Ausländer unter ihnen 
besitzen die türkische Staatsangehörigkeit, ge-
folgt von Italienern, Kroaten und Griechen (siehe 
die folgende Tabelle), also eine Staatsangehörig-
keit der ehemaligen Anwerbeländer. 

Ausländer in Hessen mit einer Aufenthaltsdauer  von mindestens 8 Jahren in Deutschland

Staatsangehörigkeit  

Türkei 154.610

Italien 57.288

Kroatien 28.534

Griechenland 25.534

Polen 18.731

Serbien 17.338

Bosnien und Herzegowina 15.676

Spanien 14.854

Marokko 12.571

Portugal 11.583

sonstige Staatsangehörigkeiten 183.365

Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer von mindestens 8 Jahren 

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2010c, 2012c); 
Bundesministerium des Innern (2011); Bundesausländerbeauf-
tragte (2013); European Commission (2010); Herbert (2001); 
Lämmermann (2009); Sachverständigenrat deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration (2010); Thränhardt (2008); 
Weinmann et al. (2012)

> Tabelle A4 im Anhang
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3.3 Zuwanderung

Hessen ist ein Einwanderungsland. Zuwanderer 
ziehen vor allem aus familiären, beruflichen oder 
ausbildungsbezogenen Gründen nach Hessen. 
Hinzu kommen diejenigen, die hier Asyl suchen. 
Zuwanderung kann eine große Chance für die 
Gesellschaft sein, gerade auch im Hinblick auf die 
hessische Bevölkerungsentwicklung. Die 12. koor-
dinierte Bevölkerungsvorausberechnung schätzt 
für Hessen eine Einwohnerzahl von nur noch rund 
4,9 Millionen im Jahr 2060 (Hessisches Statisti-
sches Landesamt 2010: 10; Variante 1-W1). Dies 
wären 20% oder 1,2 Millionen Menschen weni-
ger als in 2011. Die hessische Bevölkerung wird 
nicht nur zahlenmäßig abnehmen, sie wird auch 
älter: Der Anteil der über 80jährigen soll von 5,4% 
(2011) auf 13,5% im Jahr 2060 steigen. 

Gleichzeitig wird die Bevölkerung auch vielfäl-
tiger; schon heute hat jeder vierte Hesse einen 
Migrationshintergrund. Zuwanderung kann dazu 
beitragen, den Schrumpfungs- und Alterungspro-
zess zu bremsen. Durch Zuwanderung ist die Be-
völkerung in Hessen in den vergangenen Jahren 
sogar wieder gewachsen. Nach vorläufigen Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes soll das Be-
völkerungswachstum für Deutschland 2012 sogar 
noch deutlicher ausgefallen sein. 

Der demographische Wandel bewirkt einen Rück-
gang der Zahl der Personen im erwerbsfähigen 
Alter. Neben einer stärkeren Nutzung der inländi-
schen Arbeitskräftepotenziale z. B. unter Frauen, 
Älteren oder bereits in Hessen lebenden Personen 
mit Migrationshintergrund kann die Zuwanderung 

qualifizierter und hochqualifizierter Personen aus 
dem Ausland wesentlich dazu beitragen, den sich 
in Hessen abzeichnenden Fachkräfteengpässen 
entgegenzuwirken. Die Zuwanderung von Fach-
kräften, Studenten und Forschern liegt daher im 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und wissen-
schaftlichen Interesse. Sie ist auch für Hessen als 
international ausgerichtetem Wirtschaftsstandort 
von Bedeutung.

Zuwanderung birgt aber ebenso Herausforderun-
gen. So unterscheiden sich etwa die persönlichen
Voraussetzungen, die Zuwanderer für eine erfolg-
reiche Integration in Hessen mitbringen, zum Teil 
erheblich. Nur durch Integration können die Po-
tentiale der Zuwanderung zur Entfaltung gebracht 
werden. Die Integration von Zuwanderern ist be-
sonders aussichtsreich, wenn diese über entspre-
chende, auf dem Arbeitsmarkt gefragte Qualifika-
tionen verfügen.

Zuwanderung und Integration sollten daher nicht 
getrennt voneinander betrachtet werden. In die-
sem Abschnitt werden erstmals verschiedene für 
Hessen zuwanderungsrelevante Aspekte anhand 
der verfügbaren Daten vorgestellt. Dabei wird der 
Fokus nicht allein auf eine quantitative Betrach-
tung der Zu- und Abwanderung gelegt, sondern 
es werden ebenso Altersstruktur, Migrationsmo-
tive und Qualifikationsniveau der Zuwanderer 
beleuchtet. Abschließend wird auch auf die Ein-
stellungen der hessischen Bevölkerung zur Zu-
wanderung eingegangen.
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Z1 Zu- und Fortzüge nach bzw. aus Hessen (IntMK A2)

Definition 

Zahl der jährlichen Zu- und Fortzüge von Ausländern nach bzw. 
aus Hessen über die Bundesgrenzen hinweg

Datenquelle

Wanderungs-
statistik

Zuzüge WanderungssaldoFortzüge
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Nicht nur Zuwanderung, auch Abwanderung ist 
eine gesellschaftliche Realität. Dieser Indikator 
bildet die Zu- und Fortzüge von Ausländern nach 
bzw. aus Hessen über die Bundesgrenzen ab. Da-
bei bezeichnet der Wanderungssaldo die Diffe-
renz zwischen Zu- und Fortzügen15.

Ein positiver Saldo kann zum Wachstum der hes-
sischen Bevölkerung beitragen. Während die Zahl 
der jährlich registrierten Fortzüge seit 2005 relativ 
konstant zwischen 47.000 und 55.000 liegt, ist seit 
2010 ein deutlicher Anstieg der Zuwanderung von 
Ausländern nach Hessen feststellbar, insbesonde-
re aus den neuen EU-Mitgliedsländern und aus 
Südeuropa. Daraus resultiert auch der wachsende 
Wanderungssaldo16.

15 Aufgrund von Registerbereinigungen im Zuge der Einführung der Steueridentifikationsnummer erscheinen die Fortzüge ab 2008 erhöht und 
sind nur bedingt mit den Vorjahren vergleichbar. 

16 Die hier abgebildeten Zahlen enthalten nicht die Wanderungen über die Landesgrenze Hessens in andere Bundesländer, die allerdings relativ 
ausgeglichen sind. 2011 sind 16.359 Ausländer aus anderen Bundesländern nach Hessen zu- und 14.203 Ausländer aus Hessen in andere Bundes-
länder fortgezogen.

Zu- und Fortzüge von Ausländern aus dem bzw. ins Ausland (*2012: vorläufige Ergebnisse, siehe Statistisches Bundesamt 
2013:5)
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17 Der Wanderungssaldo schließt hier auch Wanderungen von Deutschen und Ausländern über die Landesgrenze Hessens in andere Bundesländer 
mit ein, um eine vollständige Bevölkerungsbilanz abzubilden.

2011 war ein positiver Wanderungssaldo von rund 
31.300 Ausländern zu verzeichnen, der fast sechs-
mal höher lag als im Jahr 2009. Dieser Saldo von 

31.300 Personen entspricht jedoch lediglich 0,5% 
der hessischen Gesamtbevölkerung von rund 6,1 
Millionen.

Wanderungssaldo Ausländer Wanderungssaldo Deutsche Saldo aus Geburten und Sterbefällen

35.000

25.000

15.000

5.000

0

-5.000

-15.000

-25.000
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Bevölkerungsbilanz in Hessen seit 199517

Betrachtet man den Einfluss der Zuwanderung auf 
die Bevölkerungsentwicklung in der obigen Ab-
bildung, wird deutlich, dass die hessische Bevöl-
kerung ohne die Zuzüge von Ausländern in den 
letzten Jahren geschrumpft wäre. In Hessen ster-
ben jährlich mehr Menschen als geboren werden, 
2011 war ein Geburtendefizit von rund  9.000 Per-
sonen zu verzeichnen. Hinzu kommt seit 2005 ein 
negativer Wanderungssaldo von Deutschen, d. h. 
mehr Deutsche ziehen aus Hessen fort in andere 
Bundesländer bzw. ins Ausland als Deutsche nach 

Hessen zuziehen. Diese Abgänge werden durch 
zugewanderte Ausländer teilweise kompensiert 
oder sogar übertroffen, so dass die hessische Be-
völkerung in 2010 um 0,1% und 2011 um 0,4% 
wuchs. Dieses Bevölkerungswachstum liegt über 
dem Bundesdurchschnitt.

Nach Hessen wandern deutlich mehr ausländi-
sche Männer als Frauen zu, ihr Anteil an den Zu-
wanderern lag 2011 bei 62,0%. Auch beim Wan-
derungssaldo überwiegen die Männer mit 55,7%.
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Ein Vergleich der absoluten Zuwanderungszah-
len zeigt, dass Hessen das viertbeliebteste Ziel-
land hinter Nordrhein-Westfalen, Bayern und Ba-
den-Württemberg ist (s. Tabelle Z1c im Anhang). 
Diese drei Bundesländer haben allerdings auch 
erheblich mehr Einwohner als Hessen, nämlich 
17,8 und 12,6 respektive 10,8 Millionen. Setzt man 
die Zuzüge ins Verhältnis zur Gesamtbevölkerung, 
steht Hessen in dieser Hinsicht an der Spitze der 
deutschen Flächenländer: 2011 kamen auf 1000 
hessische Einwohner 14 zuwandernde Ausländer. 
Nur in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg wa-
ren es mit 18 bzw. 15 Zuwanderern pro 1000 Ein-
wohner mehr. In Bayern und Baden-Württemberg 
kamen jeweils 13, in Nordrhein-Westfalen 9 aus-
ländische Zuwanderer auf 1000 Einwohner.

Weiterführende Literatur
Aydın (2012); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2012a, 
2013); Ette/Sauer (2010); Hessisches Statistisches Landesamt 
(2012b); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Inte- 
gration und Migration (2010); Statistisches Bundesamt (2013); 
Zimmermann (2012)

> Tabelle Z1 im Anhang
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Zuzüge

Fortzüge

Polen

Rumänien

Bulgarien

Ungarn

Italien

Türkei
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909

10.0005.0000

Z2 Staatsangehörigkeit der Zugewanderten

Definition 

Staatsangehörigkeit der ausländischen Zu- und Fortgezogenen 
nach bzw. aus Hessen über die Bundesgrenzen hinweg

Datenquelle

Wanderungs-
statistik

Die meisten nach Hessen Zuwandernden kom-
men aus Mitgliedstaaten der EU; 2011 betrug ihr 
Anteil 63,8% aller zugezogenen Ausländer. Wei-
tere 13,0% stammen aus anderen europäischen 
Ländern und 13,3% aus Asien.

An der Spitze der Herkunftsländer liegen augen-
blicklich Polen, Rumänien und Bulgarien; aus die-
sen drei Ländern kommen 40,7% aller Zuzüge. 
Diese drei Nationalitäten verzeichnen auch die 

höchsten Wanderungsüberschüsse. Des Weite-
ren ist seit 2010 ein verstärkter Zuzug aus den 
südlichen EU-Mitgliedsstaaten Griechenland und 
Spanien festzustellen: 2011 sind rund 2.100 Grie-
chen und 1.900 Spanier nach Hessen zugewan-
dert, während es zwei Jahre vorher nur knapp 700 
Griechen und 900 Spanier waren. Ihre Zahl ist al-
lerdings nach wie vor verhältnismäßig niedrig, sie 
machten 2011 nur 5% aller Zuwanderer aus.

Zu- und Fortzüge aus dem Ausland nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 2011
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Im Zeitverlauf ist eine deutliche Veränderung der 
Herkunftsgebiete beobachtbar. Besonders stark 
zugenommen hat die Zahl der Zuwanderer aus 
den EU-Beitrittsstaaten von 2007 (Bulgarien und 
Rumänien). Ihre Zahl hat sich zwischen 2005 und 
2011 fast versechsfacht, indem sie von rund 2.800 
auf 18.800 Personen angewachsen ist (siehe fol-
gende Abbildung). Hoch war ebenfalls der An-
stieg bei den EU-15 Staaten von 7.800 auf 12.200 
Zuwanderer (+55%, siehe Tabelle Z2 im Anhang). 

Dadurch hat sich auch die Zusammensetzung der 
Zuwanderer insgesamt verändert: 2005 stamm-
ten die meisten Zuwanderer aus den 2004 der EU 
beigetretenen Ländern (35,2%) gefolgt von den 
EU-15-Staaten (14,8%) und Asien (14,0%). Im Jahr 
2011 hatten zwar immer noch die meisten Zu-
wanderer eine Staatsangehörigkeit aus den 2004 
beigetretenen Ländern (26,8%), an zweiter Stelle 
stehen nun aber Bulgarien und Rumänien (22,5%, 
siehe auch folgende Abbildung).

Aus dem Ausland zugewanderte Ausländer nach Staatsangehörigkeiten bzw Herkunftsregionen
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Vergleicht man in der folgenden Abbildung die 
Herkunft der 2011 knapp 84.000 zugewanderten 
Ausländer mit den etwa 1,5 Millionen bereits in 
Hessen lebenden Personen mit Migrationshinter-
grund, so ergeben sich auch hier deutliche Unter-
schiede. Personen mit türkischstämmigem Migra-
tionshintergrund stellen mit 18% (bzw. 275.000) 

die größte hessische Personengruppe mit Migra-
tionshintergrund und sind deshalb in der Abbil-
dung extra ausgewiesen. Verglichen damit ist die 
Zahl der Zu- und Fortzüge von je knapp 3.000 Tür-
ken relativ niedrig. Unter den Zuwanderern des 
Jahres 2011 besitzen lediglich 3% die türkische 
Staatsangehörigkeit. 
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Herkunftsregionen der ausländischen Zuwanderer im Vergleich zur Gesamtbevölkerung mit Migrationshintergrund (in %)

Zugleich zeigt sich hier erneut die deutliche Ver-
schiebung der wichtigsten Herkunftsregionen 
nach Osteuropa. Noch immer haben lediglich 
14% der in Hessen lebenden Personen mit Migra-
tionshintergrund Wurzeln in einem der 2004 bzw. 
2007 beigetretenen EU-Mitgliedsstaaten. Unter 
den Neuzuwanderern stammt jedoch fast jeder 
zweite aus diesen Ländern.

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2013b), Ette et al. 
(2013); HessenAgentur (2013); Hessisches Statistisches Lan-
desamt (2012b); Statistisches Bundesamt (2013)

> Tabelle Z2 im Anhang
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Z3 Altersstruktur der Zugewanderten

Definition 

Altersstruktur der ausländischen Zuwanderer
Datenquelle

Wanderungs-
statistik

20.000 10.000 0 0 1.500.0001.000.000500.000

 Bevölkerung insgesamtausländische Zuwanderer

90,7%

8,2%

1,2%

66,4%

13,6%

20,0%

Insgesamt  83.511

Alter in Jahren

Insgesamt  6.092.126

65+1.028

7.573

13.343

20.762

14.627

15.167

4.177

1.858

2.233

2.743

1.218.414

1.245.099

1.022.055

745.668

364.255

358.349

313.065

296.572

267.830

260.819

50-64

40-49

30-39

25-29

20-24

15-19

10-14

5-9

unter 5

Die Zuwanderer sind im Schnitt deutlich jünger als 
die bereits ansässige Bevölkerung. Die Zuwande-
rung vermag damit den zunehmenden Alterungs-
prozess der hessischen Bevölkerung zwar etwas 
zu verlangsamen, aber nicht dauerhaft aufzuhal-
ten (Bundesministerium des Innern 2011: 76). Be-
rechnungen für Gesamtdeutschland zeigen, dass 
– allein um den Rückgang des Erwerbspersonen-
potentials in Deutschland bis zum Jahr 2050 an-
nähernd zu stoppen – jährlich netto etwa 400.000 
Personen nach Deutschland zuwandern müssten 
(Fuchs et al. 2011: 2f.).

Dabei sind mit 90,6% die meisten Zuwanderer 
schon im sog. erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 
65 Jahre) und erhöhen damit das Erwerbsperso-
nenpotenzial unmittelbar. Zum Vergleich: In der 
hessischen Gesamtbevölkerung fallen nur zwei 
Drittel (66,5%) in diese Altersgruppe. Allein 2011 
stellen die Neuzuwanderer damit 1,9% der hessi-
schen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter.

Weiterführende Literatur
Bundesministerium des Innern (2011); Ette et al. (2013); Fuchs 
et al. (2011); Hessisches Statistisches Landesamt (2010); Statis-
tische Ämter des Bundes und der Länder (2009); Statistisches 
Bundesamt (2009)

> Tabelle Z3 im Anhang

Altersstruktur der ausländischen Zuwanderer und der Gesamtbevölkerung (2011, in %)
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Z4 Zuwanderung nach Aufenthaltszweck

Definition 

An im Jahr 2012 zugewanderte Ausländer aus Drittstaaten
erteilte Aufenthaltserlaubnisse (zum Stichtag 31.12.2012) 

Datenquelle

Ausländer-
zentralregister
(vorläufige Ergebnisse)18

18 Zum Zeitpunkt der Drucklegung lagen noch keine endgültigen Ergebnisse für Hessen vor, deshalb sind hier vorläufige Zahlen abgebildet. 
Sie beziehen sich auf Bestandszahlen zum Stichtag 31.12.2012, Nacherfassungen (z.B. aufgrund der verzögerten Ausstellung von elektronischen 
Aufenthaltstiteln) sind hier nicht enthalten. Die Daten umfassen nur an Drittstaatenangehörige erteilte Aufenthaltserlaubnisse für Erst- und Wieder-
einreisen im Berichtsjahr. Personen, die erst einen Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis gestellt haben, die kein Aufenthaltsrecht besitzen oder die 
über eine Niederlassungserlaubnis verfügen, sind hier nicht berücksichtigt.

2%1%

4%

2%

Erwerbstätigkeit
23%

Familiäre Gründe
32%

Studium
12%

Aufenthaltsgestattung
und Duldung

21%

EU-Aufenthaltsrechte
(Angehörige von EU-Bürgern)

Sonstige Gründe

Sprachkurs, SchulbesuchSonstige Ausbildung

Humanitäre Gründe 3%

Ein wesentliches Instrument der Steuerung der 
Zuwanderung nach Deutschland ist das Zuwan-
derungsrecht. Mit dem Aufenthaltsgesetz sieht 
es die Möglichkeit zur Zuwanderung für einen 
bestimmten Zweck vor. EU-Staatsangehörige 
sind freizügigkeitsberechtigt, sie benötigen keine 
Aufenthaltserlaubnis. Drittstaatsangehörigen wie-
derum kann eine Aufenthaltserlaubnis vor allem 

zum Zwecke des Familiennachzugs (§§ 27 ff. Auf-
enthG), der Erwerbstätigkeit (§§ 18 ff. AufenthG) 
oder einer Ausbildung bzw. eines Studiums (§§ 16 
f. AufenthG) erteilt werden. Außerdem besteht 
die Möglichkeit der Zuwanderung aus humanitä-
ren Gründen (§§ 22 AufenthG) oder zur Durchfüh-
rung eines Asylverfahrens.

Zuzüge von Drittstaatsangehörigen im Jahr 2012 nach Hessen nach erteilten Aufenthaltserlaubnissen (Verteilung in %)
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Der Indikator veranschaulicht, inwieweit die zur 
Verfügung stehenden rechtlichen Möglichkeiten 
der Zuwanderung aus Drittstaaten in Anspruch ge-
nommen werden. Die Zahl der zweckbezogen er-
teilten Aufenthaltstitel kann zugleich Rückschlüsse 
auf die einem Teil der Zuwanderungsbewegungen 
zugrunde liegende Motivation ermöglichen. Aus-
sagen trifft der Indikator auch zur Zahl der Aus-
länder, die 2012 als Asylbewerber nach Hessen 
gekommen sind und hierfür eine Aufenthaltsge-
stattung (§ 55 Asylverfahrensgesetz) bekommen 
haben. 

Nicht erfasst sind freizügigkeitsberechtigte 
EU-Staatsangehörige, die immerhin fast zwei Drit-
tel der Zuwanderer nach Hessen ausmachen (vgl. 
Indikator Z2).

2012 wurde etwa jede dritte Aufenthaltserlaub-
nis an Zuwanderer aus familiären Gründen erteilt, 
jede vierte zum Zweck der Erwerbstätigkeit19. 
Mehr als jede zehnte Aufenthaltserlaubnis ging an 
Zuwanderer, die in Hessen eine Ausbildung oder 
ein Studium aufnehmen wollen. 

Aus humanitären Gründen und zur Durchführung 
eines Asylverfahrens wurden 24% der genannten 
Titel erteilt. Hierunter sind auch die Personen er-
fasst, deren Aufenthalt zwischenzeitlich nur noch 
geduldet ist.

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2012a, 2013); Bun-
desministerium des Innern (2011)

> Tabelle Z4 im Anhang

19 In die Kategorie „Erwerbstätigkeit“ fallen neben den Personen, denen ein Aufenthaltstitel zum Zweck der Beschäftigung nach § 18 AufenthG 
erteilt wurde, auch jene, die als Forscher (§ 20 AufenthG) bzw. als Selbstständige (§ 21 AufenthG) zugewandert sind.
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20  siehe Fußnote 18

Z5 Zuwanderung zum Zweck der Erwerbstätigkeit

Definition 

Zum Zweck der Erwerbstätigkeit an Drittstaatsangehörige erteilte 
Aufenthaltstitel

Datenquelle

Ausländer-
zentralregister
(vorläufige Ergebnisse)20

Sonstige

71%
qualifizierte Beschäftigung

26%
keine qualifizierte

Beschäftigung

Selbstständige,
Hochqualifizierte, Forscher 1%2%

Die Qualifikationsstruktur der Erwerbszuwande-
rung nach Hessen lässt sich anhand der Zahlen 
der in den unterschiedlichen Erwerbsbereichen 
erteilten Aufenthaltserlaubnisse verdeutlichen.

Wie beim Indikator Z4 werden hiermit nur diejeni-
gen Drittstaatsangehörigen erfasst, die eine ent-
sprechende Aufenthaltserlaubnis erhalten haben. 
Demnach zogen fast dreimal so viele Personen 
nach Hessen zur Aufnahme einer Beschäftigung, 
die eine qualifizierte Berufsausbildung voraus-
setzt, wie Personen, für deren Beschäftigung kei-
ne besondere berufliche Qualifikation erforderlich 
ist. Zu den Beschäftigten mit qualifizierter Berufs-
ausbildung zählen etwa Fachkräfte mit Hochschul-
abschluss, Pflegekräfte, Spezialitätenköche oder 
leitende Angestellte. Keine qualifizierte Berufs-
ausbildung setzt z. B. Saisonbeschäftigung in der 

Land- und Forstwirtschaft, sowie eine Beschäfti-
gung als Haushaltshilfe oder Au-Pair voraus. 

Vergleichsweise wenige Zuwanderer haben als 
„Hochqualifizierte“ im Sinne des § 19 des Aufent-
haltsgesetzes den Weg nach Hessen gefunden. 
Dies ist möglicherweise auf die in diesem Bereich 
bis vor kurzem geltenden hohen Hürden zurück-
zuführen. Bis zur Reform des Zuwanderungsrechts 
zum 1. August 2012 wurden als Hochqualifizierte 
nur Wissenschaftler mit besonderen fachlichen 
Kenntnissen, Lehrpersonen oder wissenschaftli-
che Mitarbeiter in herausgehobener Funktion ver-
standen. Hinzu kamen Spezialisten oder leitende 
Angestellte mit besonderer Berufserfahrung, die 
ein Mindestjahresgehalt in Höhe von rund 66.000 
Euro verdienten. 

Zuzüge von Drittstaatsangehörigen zum Zweck der Erwerbstätigkeit nach erteilten Aufenthaltserlaubnissen (2012, Verteilung in %)
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Mit der Gesetzesänderung sind durch Einfüh-
rung einer sog. Blauen Karte EU und eines Auf-
enthaltstitels zum Zweck der Arbeitsplatzsuche 
deutliche Erleichterungen für den Zuzug ausländi-
scher Hochschulabsolventen im Aufenthaltsrecht 
in Kraft getreten. Eine Blaue Karte EU wird seit-
dem bereits dann erteilt, wenn die Bewerber ein 
Jahresgehalt von mindestens 46.000 Euro bezie-
hen, in Mangelberufen liegt die Grenze sogar nur 
bei etwa 36.000 Euro. Außerdem ist für auslän-
dische Hochschulabsolventen ein Aufenthaltstitel 
geschaffen worden, der einen bis zu sechsmona-
tigen Aufenthalt in Deutschland zur Suche einer 
qualifikationsangemessenen Arbeit ermöglicht. 

Deutschlandweit sind in den ersten sechs Mona-
ten seit Bestehen der Neuregelung bereits über 
4.100 Blaue Karten EU erteilt worden, darunter 
knapp 1.300 an neu einreisende Hochqualifizierte 
(Bundesministerium des Innern 2013b).

Im Verhältnis zur Zahl der Erwerbstätigen in Hes-
sen relativieren sich die Zuwanderungszahlen: In 
Hessen werden rund 3 Millionen Erwerbstätige 
gezählt, darunter 705.000, die einen Migrations-
hintergrund haben. Von diesen wiederum sind 
356.000 Ausländer (Quelle: Mikrozensus 2011). 
Bei den im Jahr 2011 zum Zwecke der Erwerbs-
tätigkeit (§§18 bis 21 AufenthG) zugewanderten 
Drittstaatsangehörigen, denen eine entsprechen-
de Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde, handelt es 
sich insgesamt um etwa 3.500 Personen. Sie ma-
chen lediglich 1% aller in Hessen erwerbstätigen 
Ausländer, 0,5% aller Erwerbstätigen mit Migrati-
onshintergrund und 0,1% der Erwerbstätigen ins-
gesamt aus.

Weiterführende Literatur
Angenendt (2008); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(2012a, 2013); Brücker/Jahn (2010); Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (2012a); Fachkräftekommission Hessen 
(2012); Heß (2009, 2011, 2012); Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration (2011a); Zim-
mermann (2012)

> Tabelle Z5 im Anhang
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Z6 Berufliche Qualifikation von Neuzuwanderern

Definition 

Höchster berufsqualifizierender Abschluss von Personen mit  Migra-
tionshintergrund, die in den letzten 5 Jahren zugewandert sind

Datenquelle

Mikrozensus

100%80%60%40%20%0%

 in Ausbildung/Studiumohne Abschluss

mit beruflichem Abschluss mit akademischem Abschluss

zum Vergleich:

Neuzuwanderer
(Aufenthaltsdauer max. 5 Jahre)

Aufenthaltsdauer
6 bis 19 Jahre

Aufenthaltsdauer
20 Jahre und mehr

mit Migrationshintergrund
insgesamt (ohne Neuzuwanderer)

ohne Migrationshintergrund

31 13 27 29

35 13 36 16

37 2 49 12

32 15 41 12

10 11 62 18

Die Veränderung der Zuwanderung nach Hessen 
wird auch im Hinblick auf die Qualifikationen der 
Zuwanderer deutlich. Eine Differenzierung nach 
der Aufenthaltsdauer zeigt, dass Neuzuwande-
rer (hier: Personen mit Migrationshintergrund, 
die seit höchstens fünf Jahren in Deutschland 
wohnen) sehr viel häufiger einen akademischen 
Abschluss haben als Zuwanderer, die schon 

länger hier leben. Der Akademikeranteil unter 
den Neuzuwanderern beträgt 29%, unter den 
seit 6 bis 19 Jahren hier lebenden Personen mit 
Migrationshintergrund 16%. In der Gruppe, die 
seit mindestens 20 Jahren hier lebt, sind nur 12% 
Akademiker, ebenso bei der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund insgesamt. 

Bevölkerung (15 bis unter 65 Jahre) nach beruflichem Abschluss, Aufenthaltsdauer und Migrationshintergrund 2011 (in %)
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Der Akademikeranteil unter den Neuzuwanderern 
ist auch höher als unter der hessischen Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund, von denen 
18% über einen akademischen Abschluss verfü-
gen. Die Neuzuwanderer haben damit ein großes 
Potenzial für den Arbeitsmarkt.

Doch nicht alle Neuzuwanderer sind gut ausge-
bildet. Rund 31% haben keinen beruflichen Ab-
schluss. Damit liegen sie in etwa auf dem Niveau 
der Gesamtbevölkerung mit Migrationshinter-
grund. Im Vergleich zur Bevölkerung ohne Migra-
tionshintergrund, bei der in der Altersgruppe von 
15 bis unter 65 Jahren nur jeder Zehnte keinen 
berufsqualifizierenden Abschluss besitzt, ist der 
Anteil etwa dreimal höher. Doch zeigt sich eine 
positive Tendenz im Vergleich zu Migranten, die 
früher nach Deutschland eingewandert sind. Von 
diesen haben 35% (Aufenthaltsdauer 6 bis 19 
Jahre) bzw. 37% (Aufenthaltsdauer mindestens 20 
Jahre) keinen Berufsabschluss.

Insgesamt zeigt sich im Verhältnis zur hessischen 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund, dass 
vor allem die beiden Pole der Qualifikationsstruk-
tur unter Neuzuwanderern stark überrepräsentiert 
sind. Auf die Gesamtstruktur der hier lebenden 
Personen mit Migrationshintergrund haben die 
Neuzuwanderer quantitativ bislang nur wenig Ein-
fluss: Die rund 111.000 in den letzten fünf Jahren 
zugewanderten Personen stellen ca. 7% der rund 
1,5 Millionen Personen mit Migrationshintergrund 
bzw. knapp 2% der Gesamtbevölkerung Hessens.

Weiterführende Literatur
Ette et al. (2013); Seibert/Wapler (2012)

> Tabelle Z6 im Anhang
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Z7 Erwerbstätigenquote von Neuzuwanderern

Definition 

Erwerbstätigenquote (Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 
bis unter 65 Jahren an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe) von 
Personen, die in den letzten 5 Jahren zugewandert sind

Datenquelle

Mikrozensus

100%80%60%40%20%0%

Insgesamt Männer Frauen

zum Vergleich:

Neuzuwanderer
(Aufenthaltsdauer max. 5 Jahre)

davon: EU‐Bürger

davon: Drittstaatsangehörige

Bevölkerung mit MH
(ohne Neuzuwanderer)

ohne MH

59
78

44

71
86

55

50
69

36

66
73

59

76
80

71

Neuzuwanderer sollten so schnell wie möglich im 
Erwerbsleben Fuß fassen. Von den rund 95.000 
in den letzten fünf Jahren nach Hessen zugewan-
derten Personen mit Migrationshintergrund im 
erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 Jahre) sind 

59% erwerbstätig. Ihre Erwerbstätigenquote liegt 
somit unter jener aller in Hessen lebenden Per-
sonen mit Migrationshintergrund (65%) und weit 
unter jener der Deutschen ohne Migrationshinter-
grund (76%; s. dazu auch Indikator B12).

Erwerbstätigenquote nach Aufenthaltsdauer und Herkunft 2011 (in %, Bevölkerung von 15 bis unter 65 Jahren)
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Die unzureichende Nutzung des Erwerbsperso-
nenpotenzials von Zuwanderern stellt insofern 
eine besondere Problematik dar, als dass Neuzu-
wanderer aufgrund ihres Alters zwar zur Verbesse-
rung der demografischen Struktur Hessens beitra-
gen (vgl. Indikator Z3), die notwendige Entlastung 
der sozialen Sicherungssysteme jedoch nur aus 
einer sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätig-
keit resultieren kann.

Eine Unterscheidung nach Geschlecht und Her-
kunftsregion zeigt, dass die höchste Erwerbstä-
tigenquote männliche Neuzuwanderer aus den 
EU-Staaten aufweisen. Sie liegt mit 86% sogar 
über der von Deutschen ohne Migrationshinter-
grund (80%). Neuzuwanderinnen finden offenbar 
schwieriger einen Arbeitsplatz: Nur 44% von ih-
nen sind erwerbstätig, von den aus Drittstaaten 
Stammenden sogar nur 36%. Von den insgesamt 
in Hessen lebenden Frauen mit Migrationshin-
tergrund arbeiten hingegen 58%, von den Deut-
schen ohne Migrationshintergrund 71%.

Diese Beobachtungen werden durch Analysen 
auf Bundesebene bestätigt (Seibert/Wapler 2012: 
5), welche als Begründung einerseits formale Zu-
gangshürden zum Arbeitsmarkt für Zuwanderer 
aus Drittstaaten anführen und andererseits un-
terschiedliche Migrationsmotive vermuten: Bei 
EU-Zuwanderern sei dies häufiger die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit, während bei Drittstaats-
angehörigen öfter der Familiennachzug (ggf. 
verbunden mit eher traditionell geprägten Fami-
lienmustern) und humanitäre Gründe eine Rolle 
spielen könnten. 

Weiterführende Literatur
Brücker/Jahn (2010); Bundesministerium des Innern (2011); 
Ette et al. (2013); HessenAgentur (2013); Lehmer/Ludsteck 
(2012); Lukas (2011); Seebaß/Siegert (2011); Seibert/Wapler 
(2012)

> Tabelle Z7 im Anhang
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Z8 Zuwanderung zum Zweck des Studiums

Definition 

Zahl der Bildungsausländer an hessischen Hochschulen und ihr 
Anteil an allen Studienanfängern

Datenquelle

Hochschulstatistik

Bildungsausländer (linke Skala) Anteil der Bildungsausländer an allen Studienanfängern in %
(rechte Skala)

12,7%
13,8%

13,2%
14,9%

12,6%12,8%13,1%12,9%

3.878 3.750 3.700
4.160

4.534

5.077
5.334

5.8356.000

5.000

4.000

3.000

2.000

1.000

0

20%

15%

10%

5%

0%
2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Als Gastland für ausländische Studierende be-
legt Deutschland nach den Vereinigten Staaten, 
dem Vereinigten Königreich und Australien welt-
weit den vierten Platz (OECD 2010b). 7,3% aller 
Bildungsausländer, die 2011 in Deutschland ein 
Hochschulstudium begannen, immatrikulierten 
sich an einer hessischen Hochschule. 

Bildungsausländer sind ausländische Studieren-
de, die ihre Hochschulzugangsberechtigung im 
Ausland oder an einem Studienkolleg erworben 
haben. Demgegenüber sind Bildungsinländer 
Studierende mit ausländischer Staatsangehörig-
keit, die ihre Hochschulzugangsberechtigung in 

Deutschland oder an einer deutschen Auslands-
schule erworben haben.

Bildungsausländer machen drei Viertel aller aus-
ländischen Studienanfänger aus. Ihre Zahl steigt 
sowohl absolut als auch relativ zur Gesamtzahl 
aller Studienanfänger: Während sich 2005 knapp 
3.900 Bildungsausländer (bzw. 12,9% aller Studi-
enanfänger) erstmalig an einer hessischen Hoch-
schule einschrieben, waren es 2011 gut 5.300 
(13,2%). Bis 2012 ist ihre Zahl auf gut 5.800 (bzw. 
14,9% aller Studienanfänger) angewachsen. Dies 
bedeutet einen Anstieg um 50%.

Bildungsausländer unter den Studienanfängern an hessischen Hochschulen
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Die Hauptherkunftsländer der Bildungsausländer 
haben sich im Zeitverlauf verändert: Von den Stu-
dienanfängern im Jahr 2005 kamen die meisten 
Bildungsausländer aus Polen (7%), Frankreich (6%) 
und China (5%). 2012 waren die häufigsten Staats-
angehörigkeiten China (10%) sowie Spanien, die 
USA, Indien und die Türkei mit je 5% (siehe die 
Tabelle rechts).

Jeder dritte (33%) Bildungsausländer begann 
2011 ein Studium der Rechts-, Wirtschafts- oder 
Sozialwissenschaften (siehe folgende Graphik). 
Weitere 23% studierten Ingenieurwissenschaften 
sowie 17% Sprach- und Kulturwissenschaften, ge-
folgt von Mathematik und Naturwissenschaften 
mit 12%.

Staatsangehörigkeit  

China  589

Spanien  303

USA  298

Indien  276

Türkei  271

Russische Föderation  244

Frankreich  244

Italien  213

Kamerun  198

Polen  142

sonstige Staaten 3.057

Top 10 Staatsangehörigkeiten der ausländischen Studienan-
fänger (nur Bildungsausländer) an hessischen Hochschulen 
im Studienjahr 2012

Sprach‐ und Kulturwissenschaften

Rechts‐, Wirtschafts‐ und
Sozialwissenschaften

Ingenieurwissenschaften

Mathematik, Naturwissenschaften

Kunst, Kunstwissenschaft

Humanmedizin/
Gesundheitswissenschaften

Agrar‐, Forst‐ und
Ernährungswissenschaften

Sport

Veterinärmedizin

4,9
4,9

11,8

23,2

17,0

33,4

3,7

0,40,7

Fächerbelegung der Bildungsausländer unter den Studienanfängern 2011 (in %) 

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012); Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (2012a, 2013); Bundesministeri-
um des Innern (2011); Bundesministerium für Bildung und For-
schung (2010); Mayer et al. (2012); Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration (2011b, 2012); 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2011b; 2012b)

> Tabelle Z8 im Anhang
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Z9 Zuwanderung aus familiären Gründen (Ehegatten- und 
 Familiennachzug)

Definition 

Zugewanderte Drittstaatenangehörige mit einem Aufenthaltstitel zum 
Familiennachzug (nur Aufenthaltserlaubnisse)

Datenquelle

Ausländer-
zentralregister
(vorläufige Ergebnisse)21

26%
Ehefrauen

zu Ausländern

14%
Ehemännern
zu Deutschen

22%
Ehefrauen

zu Deutschen

25%
Kinder

6%Elternteil

Ehemännern
zu Ausländerinnen 6%

1% sonstigen Familienangehörigen

Die Zuwanderung aus familiären Gründen stellt 
einen der wichtigsten Zuwanderungspfade nach 
Hessen dar. Ein Zuzug findet dabei sowohl in 
ausländische als auch in deutsche Familien statt. 
Zu den grundsätzlichen Voraussetzungen eines 
Familiennachzugs zu Ausländern zählt in der Re-
gel, dass ausreichender Wohnraum zur Verfügung 

steht und der Lebensunterhalt auf Dauer gesichert 
ist.22 Hinzu kommt für den Ehegattennachzug, 
dass beide Ehepartner das 18. Lebensjahr voll-
endet haben müssen und sich der nachziehende 
Ehegatte zumindest auf einfache Art in deutscher 
Sprache verständigen kann.

Verteilung der 2012 erteilten Aufenthaltserlaubnisse21 für den Familiennachzug von... 

21 siehe Fußnote 18

22 Nach der Legaldefinition des § 2 Abs. 3 AufenthG ist der Lebensunterhalt eines Ausländers gesichert, wenn er ihn einschließlich ausreichenden 
Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel bestreiten kann. Dabei bleiben Kindergeld, Kinderzuschlag, Erziehungs- 
oder Elterngeld, Leistungen der Ausbildungsförderung sowie öffentliche Mittel, die auf Beitragsleistungen beruhen, außer Betracht.
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Zu zwei Dritteln ist der Familiennachzug nach Hes-
sen ein Ehegattennachzug. Die Zahlen zeigen, 
dass sehr viel mehr Frauen zu ausländischen oder 
deutschen Ehemännern ziehen als umgekehrt; sie 
machen fast drei Viertel aller Ehegattennachzüge 
aus. Der Ehegattennachzug von Männern zu ihren 
ausländischen Ehefrauen spielt eine bedeutend 
geringere Rolle. 

Jede vierte Aufenthaltserlaubnis wurde an Kinder 
erteilt, die zu ihren in Hessen lebenden Eltern zie-
hen. Der Familiennachzug sonstiger Angehöriger 
ist dagegen zahlenmäßig eher von untergeordne-
ter Bedeutung.

Die Tabelle rechts verdeutlicht die Haupther-
kunftsgebiete des Familiennachzugs nach Hes-
sen. An der Spitze steht mit großem Abstand die 
Türkei. Ganz überwiegend ziehen hier türkische 
Partner zu ihren Ehegatten. Während auch bei Zu-
wanderungen aus Marokko, Indien und den USA 
der Anteil des Ehegattennachzugs deutlich über-
wiegt, kommen aus Japan und Korea etwa gleich 
viele Ehegatten wie Kinder nach Hessen (siehe 
Tabelle Z9 im Anhang). 

Staatsangehörigkeit

Anteil an allen aus 
familiären Gründen 

zugezogenen 
Drittstaatsangehörigen

Türkei 14%

Indien 7%

USA 6%

Marokko 6%

Korea (Republik) 5%

Japan 5%

Russische Föderation 4%

Serbien 3%

China 3%

Pakistan 3%

sonstige Drittstaaten 44%

Top 10 Staatsangehörigkeiten der Familienzuwanderer 2012

Weiterführende Literatur
Aybek et al. (2013); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(2012a und b); Bundesministerium des Innern (2011); Sachver-
ständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migra- 
tion (2011a); Steinhilber et al. (2013)

> Tabelle Z9 im Anhang
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Z10 Asylzuwanderung

Definition 

Jährlicher Zugang von Asylbewerbern nach Hessen
Datenquellen23

Asylgeschäftsstatistik, 
Hessischer Landtag, 
Regierungspräsi-
dium Darmstadt

35.000

30.000

25.000

20.000

15.000

10.000

5.000

0

19
89

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

Ein weiterer bedeutender Zuwanderungspfad 
nach Hessen ist die Zuwanderung zur Durchfüh-
rung eines Asylverfahrens. Nach Artikel 16a Absatz 
1 GG genießen politisch Verfolgte Asylrecht. Das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge prüft im 
Rahmen eines Asylverfahrens, ob einem Antrag 
auf Anerkennung als Asylberechtigter stattgege-
ben wird. Für die Dauer ihrer Asylverfahren erhal-
ten Ausländer in Deutschland eine Aufenthaltsge-
stattung (§ 55 AsylVfG). Sie werden zugleich nach 
einem zwischen den Ländern vereinbarten Schlüs-
sel (sog. „Königsteiner Schlüssel“) zahlenmäßig 
auf die Länder verteilt (Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge 2012a: 16; 2011: 19 ff.).

Der Indikator bildet die Zahl der Asylbewerber 
ab, die zur Durchführung ihres Asylverfahrens 
nach Hessen gekommen sind. Deutlich erkenn-
bar ist die hohe Zahl der Asylbewerber in den 
frühen 1990er Jahren mit einem Maximum von 
über 32.000 (1992). Die Ursachen sind vor allem 
im jugoslawischen Bürgerkrieg und in der Um-
bruchssituation einiger osteuropäischer Staaten 
zu suchen. Seit 1993 sank die Zahl der Asylzugän-
ge jedoch kontinuierlich bis auf knapp 1.200 Fälle 
im Jahr 2006. 

Zahl der Asylbewerber bzw. Asylanträge (bis 1994: aufgenommene Asylbewerber, ab 1995: Asylerstanträge23)

23 Da keine durchgängige Zeitreihe vorliegt, sind hier Angaben aus verschiedenen Datenquellen abgebildet: Quelle 1990-1992: Hessischer Land-
tag – Antwort auf die Kleine Anfrage Landtagsdrucksache 13/4088; Quelle 1993-1994: Berechnungen des Regierungspräsidiums Darmstadt basie-
rend auf EASY (Erstverteilung von Asylbegehrenden); ab 1995: Asylgeschäftsstatistik des BAMF.
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Ein Grund hierfür liegt auch im sog. Asylkompro-
miss und der damit einhergehenden Grundge- 
setzänderung von 1993 mit der Einführung des 
Prinzips der sicheren Drittstaaten und der siche-
ren Herkunftsstaaten sowie der Flughafenrege-
lung. Nach dieser können Asylverfahren für über 
einen Flughafen einreisende Asylbewerber, die 
aus sicheren Herkunftsstaaten kommen oder sich 
nicht ausweisen können, bereits im Flughafenbe-
reich durchgeführt werden. 

Seit 2007 steigen die Zahlen der Asylbewerber 
wieder an, 2012 in einem zunehmenden Maße 
vor allem aufgrund des vermehrten Zugangs aus 
Syrien, Serbien und Mazedonien (Bundesministe-
rium des Innern 2013a). Das Niveau der 1990er 
Jahre ist allerdings lange nicht erreicht: 1995 ka-
men doppelt so viele Asylbewerber nach Hessen 
wie heute, 1991 viermal so viele und 1992 sogar 
sechsmal so viele.

Eine tatsächliche Anerkennung als Asylberechtig-
ter gemäß Art. 16a Abs. 1 GG hat in Deutschland 
in den Jahren von 2002 bis 2011 nur etwa jeder 
75. Asylbewerber erhalten (2011: 1,5%). Das Bun-
desamt prüft aber zugleich, ob dem jeweiligen 
Antragsteller nicht auch Flüchtlingsschutz oder 
Schutz vor einer Abschiebung gewährt werden 
muss. Im genannten Zeitraum hat mehr als jeder 
zehnte Asylbewerber diesen Schutzstatus bekom-
men. Andererseits sind seit 2002 fast 60% aller 
Entscheidungen als ablehnende Entscheidungen 
ergangen. Die übrigen rund 30% der Entschei-
dungen betrafen formelle Einstellungen der Ver-
fahren, etwa aufgrund einer Antragsrücknahme 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012a: 
45). 

Dabei ist die Gesamtschutzquote (Asylberech-
tigte, Flüchtlings- oder Abschiebeschutz) gera-
de in den letzten Jahren deutlich gestiegen auf 
jede dritte Entscheidung in den Jahren 2008 und 
2009 (37,7% bzw. 33,8%) und betrug 2011 immer-
hin 22,3%. Zum Vergleich: 2002 lag die Gesamt-
schutzquote bei 6,2% der getroffenen Entschei-
dungen (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2012a: 46, 48).

Gegen die Entscheidung des Bundesamtes ha-
ben Asylbewerber die Möglichkeit der Klage vor 
Gericht. Die durchschnittliche Gesamtverfahrens-
dauer der 2011 abgeschlossenen Asylverfahren 
betrug einschließlich des Rechtsweges 12,2 Mo-
nate (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2012a: 54).

Mit Beendigung des Asylverfahrens erlischt die 
Aufenthaltsgestattung des Asylbewerbers. Erhält 
er keine Aufenthaltserlaubnis aus anderen Grün-
den, ist er ausreisepflichtig. Gleichwohl sind in 
den vergangenen Jahren viele abgelehnte Asyl-
bewerber dieser Ausreisepflicht nicht nachge-
kommen. Ihr Aufenthalt wurde hiernach lediglich 
geduldet. Durch mehrere sogenannte Altfall- bzw. 
Bleiberechtsregelungen seit 2006 und 2007 wur-
de ihnen stichtagsabhängig und unter bestimm-
ten Voraussetzungen die Möglichkeit eines recht-
mäßigen Aufenthalts in Deutschland eröffnet.

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2013a); Bundes- 
ministerium des Innern (2011, 2013a); Herbert (2001); Sachver-
ständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migra- 
tion (2011a, 2012a); Schneider (2012)

> Tabelle Z10 im Anhang
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Z11 Einstellung zu verschiedenen Zuwanderungsregelungen

Definition 

Einstellung der Bevölkerung zu unterschiedlichen Zuwanderungs-
regelungen

Datenquelle

repräsentative Be-
fragung im Auftrag 
des HMdJIE 

mit MH

ohne MH

uneingeschränkt zuwandern lassen

bei der Zuwanderung vorwiegend soziale Gründe berücksichtigen

vorwiegend leistungsstarke Zuwanderer kommen lassen

nur leistungsfähige Zuwanderer kommen lassen

keine Angabe

100%80%60%40%20%0%

5 23 83529

8 18 143524

Dieser Indikator zeigt, wie Zuwanderung nach 
Auffassung der hessischen Bevölkerung gestaltet 
sein sollte. Eine deutliche Mehrheit spricht sich für 
eine stärkere Berücksichtigung leistungsstarker 
Zuwanderer aus. 

Rund ein Drittel aller Befragten mit und ohne 
Migrationshintergrund (35%) wünscht sich Zu-
wanderungsregelungen, die „nur leistungsfähi-

gen Zuwanderern" den Zuzug ermöglichen, 28% 
aller Befragten sprechen sich für eine Zuwande-
rungspolitik aus, die „vorwiegend leistungsstarke 
Zuwanderer" nach Deutschland kommen lassen 
sollte. 22% meinen, bei der Zulassung von Zu-
wanderung sollten „vorwiegend soziale Gründe“ 
berücksichtigt werden. Nur 6% der Befragten 
sind der Auffassung, Zuwanderung solle uneinge-
schränkt möglich sein. 

Sollte Deutschland Ihrer Meinung nach... ? (2011, in %) 
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Eine Differenzierung nach dem Migrationshinter-
grund ergibt, dass Befragte mit Zuwanderungs-
geschichte das Kriterium der Leistungsfähigkeit 
ähnlich stark wie Personen ohne Migrationshinter-
grund betonen: Das Leistungspotential als einzi-
ges Kriterium wünschen sich jeweils 35% der Per-
sonen mit und ohne Migrationshintergrund; unter 
den Befragten, die selbst zugewandert sind, sind 
es sogar 38%. Dasselbe gilt für die Leistungsfä-
higkeit als vorrangiges Zuwanderungskriterium 
(24% vs. 29%). Personen mit Migrationshinter-
grund würden ebenfalls selten, aber etwas häufi-
ger als Befragte ohne Migrationshintergrund (8% 
gegenüber 5%), Zuwanderung „uneingeschränkt“ 
zulassen. 

„Vorwiegend soziale Gründe“ haben jedoch für 
Personen mit Migrationshintergrund weniger 
Gewicht als für Personen ohne Migrationshinter-
grund, der Anteil der Zustimmenden beträgt 18% 
vs. 23%. 

Weiterführende Literatur
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
(2011a)

> Tabelle Z11 im Anhang
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Z12 Einschätzung der Fachkräftezuwanderung

Definition 

Einstellung der Bevölkerung zur Fachkräftezuwanderung 
Datenquelle

repräsentative Be-
fragung im Auftrag 
des HMdJIE 

mit MH

ohne MH

stimme voll zu

stimme eher zu

stimme eher nicht zu

stimme überhaupt
nicht zu

keine Angabe

2

3

100%80%60%40%20%0%

12 27 2039

14 33 2228

Im Vergleich zur Betonung der Leistungsfähigkeit 
der Zuwanderer (Indikator Z11) fällt die Zustim-
mung der hessischen Bevölkerung zur Notwendig-
keit einer verstärkten Zuwanderung ausländischer 
Fachkräfte zurückhaltender aus. Nur 40% bejahen 
dies „voll“ oder „eher“, 56% stimmen dem „eher 
nicht“ oder „überhaupt nicht“ zu. Auch unter den 
Personen mit Migrationshintergrund ist lediglich 
die Hälfte (50%) der Meinung, dass Deutschland 
und auch Hessen mehr Zuwanderung von Fach-
kräften aus dem Ausland brauche. Bei den Per-
sonen ohne Migrationshintergrund sind es 39%.

Weiterführende Literatur
Bertelsmann-Stiftung (2012); Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (2010b); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration (2010); Hessisches Ministerium 
der Justiz, für Integration und Europa (2011a) 

> Tabelle Z12 im Anhang

Inwieweit stimmen Sie der folgenden Aussage zu:  Würden Sie sagen, Deutschland und auch Hessen braucht mehr Zuwanderung 
von Fachkräften aus dem Ausland? (2011, in %)
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Z13 Sorgen wegen Zuwanderung 

Definition 

Besorgnis der Bevölkerung hinsichtlich der Zuwanderung 
Datenquelle

SOEP

große Sorgen einige Sorgen keine Angabekeine Sorgen

mit MH

ohne MH

14 46 33 7

13 51 34

28 43 28

23 43 33

26 44 29

40 44 16

100%60% 80%20% 40%0%

1

1

1

2

2

2011

2008

2005

2011

2008

2005

Die hessische Bevölkerung äußert sich – unab-
hängig vom Migrationshintergrund – mehrheitlich 
besorgt über Zuwanderung. Unter den Personen 
ohne Migrationshintergrund scheinen entspre-
chende Sorgen etwas weiter verbreitet zu sein als 
unter Personen mit diesem Hintergrund: 65% der 
Befragten ohne Migrationshintergrund machen 
sich „große“ oder „einige“ Sorgen über die Zu-
wanderung, unter den Befragten mit Migrations-
hintergrund sind es 60%. 

Das Antwortverhalten der hessischen Bevölke-
rung auf die Frage „Wie ist es mit den folgenden 
Gebieten – machen Sie sich da Sorgen? ... über 
die Zuwanderung nach Deutschland?“ hat sich je-
doch seit 2005 stark verändert. Während im Jahr 

2005 noch 80% „große“ oder „einige“ Sorge 
äußerten, ist der Anteil dieser Gruppe bis 2011 
auf 64% zurückgegangen. In der Entwicklung sind 
dabei kaum Unterschiede hinsichtlich des Migra- 
tionshintergrundes feststellbar. 

Der Anteil jener, die sich „große Sorgen“ machen, 
hat innerhalb von sieben Jahren von 40% auf 23% 
(ohne Migrationshintergrund) bzw. von 28% auf 
14% (mit Migrationshintergrund) abgenommen 
und sich damit fast halbiert. Demgegenüber stieg 
der Anteil derjenigen, die sich unbesorgt zeigen, 
von 16% (ohne Migrationshintergrund) bzw. 28% 
(mit Migrationshintergrund) auf jeweils 33%.

> Tabelle Z13 im Anhang  

 Machen Sie sich Sorgen wegen Zuwanderung nach Deutschland? (in %)
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3.4 Strukturelle Dimension der Integration

Unter der strukturellen Integration ist die Beteili-
gung von Personen mit Migrationshintergrund an 
den Kernstrukturen der Aufnahmegesellschaft zu 
verstehen. Bildung und Arbeit gelten als Schlüs-
sel zur Integration. Bildung ist die Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Beteiligung am Arbeitsmarkt, 
und eine eigene Erwerbstätigkeit ermöglicht ein 
eigenes Einkommen, das ein unabhängiges Leben 
bieten kann. Ein geringes Einkommen beinhaltet 
das Risiko der Armut; öffentliche Transferzahlun-
gen sollen Armut verhindern oder reduzieren. 

Von einem Fortschritt der Integration ist dann 
auszugehen, wenn sich die Partizipation der zu-
gewanderten Bevölkerungsgruppe – gemessen 
beispielsweise in Quoten der Bildungs- und Er-
werbsbeteiligung – jener der nicht zugewander-
ten Bevölkerung annähert oder sich sogar besser 
als diese darstellt. 

3.4.1 Bildung – Lebenslanges Lernen

Diverse Studien belegen, dass Ausländer sowie 
Deutsche mit Migrationshintergrund im Bildungs-
bereich tendenziell schlechtere Ergebnisse erzie-
len als Deutsche ohne Migrationshintergrund (z. 
B. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006; 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, 
2010, 2012). Dies zeigt sich bereits in der frühkind-
lichen Bildung sowie in der Schule (z. B. Auernhei-
mer 2010; Diefenbach 2008a und b; Prenzel et al. 
2004 und 2007; Schober/Spieß 2012) und setzt 
sich in Berufsbildung und Hochschule fort (z. B. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). 

Auch in der Weiterbildung gelten Ausländer und 
Personen mit Migrationshintergrund als deutlich 
unterrepräsentiert (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2012; Beauftragte der Bundesre-
gierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
2009; Bundesministerium für Bildung und For-
schung 2005, 2006, 2012b; Wilkens/Leber 2003).

Da in Anbetracht der Tertiarisierung und Infor-
matisierung der Arbeit die Anforderungen an 
die Qualifikationen der Erwerbstätigen laufend 
steigen und Bildung darüber hinaus als wichtige 
Voraussetzung der Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben gilt, wird die Bildungspartizipation der zu-
gewanderten Bevölkerung ein wichtiges Thema 
bleiben. Gleichzeitig geben die Bildungsdaten 
wesentliche Aufschlüsse über die Ressourcen, die 
dem hessischen Arbeitsmarkt (in Zukunft) zur Ver-
fügung stehen.

Im Folgenden werden zunächst die Indikatoren 
aufgeführt, die Bildungsprozesse abbilden, und 
anschließend jene, die sich auf den Bildungs-
stand, d. h. die erworbene Bildung (im Sinne von 
Humankapital) der erwachsenen Bevölkerung, be-
ziehen.
 
Die Struktur der Gruppe der Personen mit Migra-
tionshintergrund bzw. der Ausländer – z. B. im 
Hinblick auf das Alter – ist bei der Interpretation 
der Indikatoren zu berücksichtigen, weil sie auf 
die gesellschaftliche Teilhabe in verschiedenen 
Themenfeldern Einfluss haben kann.
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B1 Frühkindliche Bildung – Betreuungsquote in 
 Kindertageseinrichtungen (IntMK C1b, C2b24)

Definition 

Anteil der Kinder verschiedener Altersgruppen in Kindertages-
einrichtungen nach Migrationshintergrund an allen Kindern der 
jeweiligen Altersgruppe

Datenquelle

Statistisches 
Bundesamt; 
HMdJIE (2012b)

7,9

100%

80%

60%

40%

20%

0%

ohne MHmit MHohne MHmit MH

Kinder unter 3 Jahren Kinder von 3 bis unter 6 Jahren

20112009201120092011200920112009

11,9
17,0

21,1

86,9
89,4

98,4 94,2

Einschlägige Studien zeigen, dass die frühkindli-
che Förderung entscheidend für den späteren Bil-
dungserfolg ist. Die frühe Förderung von Kindern 
in Kindertagesstätten ist ein ergänzendes Ange-
bot zur Erziehung in der Familie. Die „institutio-
nelle Bildungszeit“ in Kindertageseinrichtungen 
(nicht berücksichtigt ist in diesem Indikator die 
öffentlich geförderte Kindertagespflege) wirke 

sich gerade bei Kindern aus bildungsfernen Be-
völkerungsgruppen und/oder mit unzureichenden 
Sprachkenntnissen positiv aus. Insbesondere der 
Entwicklung der sprachlichen Fähigkeiten, die in 
Kindertagesstätten sehr gefördert werden kann, 
wird eine Schlüsselrolle bei der Integration zuer-
kannt, da diese den Zugang zu schulischer Bildung 
und den weiteren Bildungsweg beeinflussen. 

Betreuungsquote in Kindertageseinrichtungen (in %) 

24 Die Integrationsministerkonferenz weist die Betreuungsquote in Kindertagesstätten sowie Kindertagespflege aus (IntMK 2013).
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In Hessen ist die Nutzung frühkindlicher Bildungs-
einrichtungen in den letzten Jahren gestiegen. 
Der Abstand zwischen Kindern mit Migrations-
hintergrund25 und ohne Migrationshintergrund 
hat sich bei der Betreuungsquote der 3- bis unter 
6jährigen von 12 Prozentpunkten auf 5 Prozent-
punkte verringert. In der Altersgruppe der unter 
Dreijährigen bestehen noch erhebliche Unter-
schiede: Nur gut jedes zehnte Kind mit Migrati-
onshintergrund besucht in diesem Alter eine Be-
treuungseinrichtung, aber jedes fünfte Kind ohne 
Migrationshintergrund. Doch sind die Quoten für 
Kleinkinder mit und ohne Migrationshintergrund 
im Berichtszeitraum um etwa 4 Prozentpunkte ge-
stiegen. 

Mit zunehmendem Alter der Kinder steigt auch 
die Betreuungsquote (Hessisches Ministerium 
der Justiz, für Integration und Europa 2012b). In 
der Gruppe der 3- bis unter 6jährigen beträgt sie 
94,2% bei den Kindern ohne und 89,4% bei Kin-
dern mit Migrationshintergrund. 

Inwieweit diese Differenzen mit unterschiedlichen 
Wertvorstellungen zur frühkindlichen Erziehung 
und mit unterschiedlich hohen Erwerbsbeteili-
gungen bei Frauen mit und ohne Migrationshin-
tergrund (siehe Indikator B12) zusammenhängen, 
bedarf weiterer Forschung.

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008, 2010, 2012); 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Bertelsmann-Stiftung 
(2011); Böttcher et al. (2010); Boos-Nünning (2011); Bundes-
regierung (2007); Fritschi/Oesch (2008); Hessisches Ministe- 
rium der Justiz, für Integration und Europa (2012b); Institut 
der deutschen Wirtschaft (2010); Nusche (2009); Petakovitsch/
Schmid (2012); Schober/Spieß (2012)

> Tabellen B1 im Anhang

 

25 Die Kinder- und Jugendhilfestatistik erhebt abweichend vom Mikrozensus den Migrationshintergrund mit der Frage, ob mindestens ein Eltern-
teil eines Kindes in Kindertagesbetreuung ausländischer Herkunft ist („elterliche Migrationserfahrung“; Böttcher et al. 2010, Kolvenbach/Taubmann 
2006). Die zweite Stufe des Erhebungsmerkmals ist die Frage nach der „vorrangig in der Familie gesprochenen Sprache“ (Deutsch / nicht Deutsch). 
Der Erste Integrationsindikatorenbericht der Bundesregierung geht jedoch davon aus, dass die Kinder- und Jugendhilfestatistik aufgrund ihres 
Erfassungskonzeptes die Gruppe der Kinder mit Migrationshintergrund zahlenmäßig unterschätzt (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2009: 15). 
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B2 Kinder mit nichtdeutscher Familiensprache in 
 Kindertageseinrichtungen (IntMK C3)

Definition 

Anteil der Kinder (3 bis unter 6 Jahre) in Kindertageseinrichtungen, 
in deren Familie vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, an allen 
Kindern dieser Altersgruppe in Kindertageseinrichtungen

Datenquelle

Statistisches 
Bundesamt; 
HMdJIE (2012b)

2006 2009 2011

21,9 23,4 25,4

Die Kinder- und Jugendhilfestatistik erhebt seit 
2006 bei jedem Kind in Kindertageseinrichtun-
gen, ob bei ihm zu Hause überwiegend Deutsch 
gesprochen wird. Der Anteil der 3- bis 6jährigen 
Kinder in Kindertagesstätten, deren Familienspra-
che vorrangig nicht Deutsch ist, hat in Hessen zwi-
schen 2006 und 2009 von 21,9% auf 23,4% und 
bis 2011 auf 25,4% zugenommen. Bei den unter 
3jährigen betrug dieser Anteil 2011 16,6%. 

Der Nationale Bildungsbericht weist auf die auch 
in Hessen „unausgewogene Verteilung von Kin-
dern mit Migrationshintergrund zwischen den 
Kindertageseinrichtungen“ hin, die u. a. auf das 
„nahräumliche Wohnumfeld der Kinder“ zurück-
zuführen ist. Diese „Segregationstendenzen“ 
stellten eine große Herausforderung für die be-
troffenen Einrichtungen dar, weil die „alltagsnahe 

Sprachförderung“ erschwert sei. Hessenweit 
besuchen 40,6% der Kinder mit nichtdeutscher 
Familiensprache Kindertagesstätten, in denen 
mindestens die Hälfte der Kinder ebenfalls eine 
andere Familiensprache als Deutsch spricht (Au-
torengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 58 
und 245). 

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008, 2010, 2012); 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Boos-Nünning (2011); 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2010a); Esser (2006); 
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Euro-
pa (2012b); Institut der deutschen Wirtschaft (2010); Nusche 
(2009); Petakovitsch/Schmid (2012); Schober/Spieß (2012)

> Tabelle B2 im Anhang
 

Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Familiensprache in Kindertageseinrichtungen (in %) 
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B3 Schüler in der 8. Klasse nach Schulformen (IntMK D1)

Definition 

Anteil der Schüler nach Staatsangehörigkeit bzw. Migrations-
hintergrund in der 8. Klasse nach Schulformen an allen Schülern 
der 8. Klassenstufe

Datenquelle

Schulstatistik

 Gesamtschule  Hauptschule  Realschule  Gymnasium

19,2

34,5

28,9

17,4
100%

80%

60%

40%

20%

0%

Ausländer Deutsche

2005-2006

16,4

14,8

28,6

40,2

2005-2006

18,7

10,4

27,8

43,2

2009-2010

19,8

9,1

27,1

44,0

2011-2012

22,5

27,1

30,6

19,8

2009-2010

22,9

23,6

31,2

22,3

2011-2012

Der Schulbesuch von Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund lässt wichtige Rückschlüsse auf 
ihren Stand der Integration und die interkulturelle 
Öffnung der Bildungseinrichtungen zu. Der Indi-
kator erlaubt einen Blick auf den Zwischenstand 
des Bildungsverlaufes von Jugendlichen in der 
achten Klassenstufe. 

Zwischen 2005 und 2011 ist im hessischen Schul-
system eine Aufwärtsmobilität der Schülerin-
nen und Schüler zu beobachten: Die Bedeutung 
der Hauptschule26 hat ab- und die der Gesamt- 

schule sowie des Gymnasiums zugenommen. 
Von dieser Entwicklung haben sowohl Deutsche 
als auch Ausländer profitiert. Der Anteil der Acht-
klässler mit ausländischer Staatsangehörigkeit, 
die eine Hauptschule besuchen, ist im betrachte-
ten Zeitraum von 34,5% auf 23,6% gefallen, der 
der deutschen Achtklässler von 14,8% auf 9,1% 
gesunken. Gleichzeitig stieg der Anteil derer, die 
ein Gymnasium besuchen, von 17,4% auf 22,3% 
unter den Ausländern und von 40,2% auf 44,0% 
unter den Deutschen.

Schüler/-innen nach Schulform und Staatsangehörigkeit in der 8.Klasse (in %)

26 Die Zahl der Hauptschulen hat sich in Hessen zwischen 1980 und 2009 mehr als halbiert (348 vs. 161; ohne Hauptschulen an Gesamtschulen), die 
Zahl der Schüler beträgt heute weniger als ein Drittel der damaligen Schülerzahl (etwa 17.700 vs. 62.570; Hessisches Statistisches Landesamt 2012). 
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Die Differenzierung der Schüler nach Staatsan-
gehörigkeit erscheint angesichts des hohen und 
wachsenden Anteils der Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund zu oberflächlich. In Hessen kön-
nen seit dem Schuljahr 2009/10 die Schülerdaten 

auch nach Migrationshintergrund ausgewiesen 
werden. Die folgende Abbildung zeigt die Schul-
besuchsquoten nach Migrationshintergrund27 im 
Schuljahr 2011/2012:28

27 Die Definition des Migrationshintergrundes in der Schulstatistik basiert auf den drei Merkmalen Staatsangehörigkeit, überwiegend in der Familie 
gesprochene Sprache und Geburtsland. Migrationserfahrungen der Eltern gehen nicht in die Ableitung des Merkmals ein. Der so definierte Migra-
tionshintergrund unterscheidet sich deutlich von der Definition des Statistischen Bundesamtes im Mikrozensus. 

28 Die Daten nach Staatsbürgerschaft entstammen dem Bericht der Integrationsministerkonferenz. Für die Betrachtung der Situation im Bundes-
land Hessen wurde eine andere Abgrenzung der Schulformen gewählt, die die Verteilung auf die Schulzweige an Gesamtschulen berücksichtigt.

Hauptschulen Realschulen Integrierte Jahrgangsstufe FörderschuleGymnasien

mit MH

ohne MH

22,1 27,8 23,7 18,9 7,5

17,0 30,4 27,9 20,3 4,4

19,6 29,1 25,7 19,6 6,0

9,5 26,2 41,1 17,8 5,4

7,0 25,8 47,0 17,0 3,2

8,3 26,0 43,9 17,4 4,4

100%60% 80%20% 40%0%

männlich

weiblich

gesamt

männlich

weiblich

gesamt

Schüler/-innen in der 8. Klasse nach Schulformen, Migrationshintergrund und Geschlecht im Schuljahr 2011/2012 (in %)

Bei Achtklässlern mit Migrationshintergrund ist 
die Gymnasialbesuchsquote mit 25,7% niedriger 
als bei Jugendlichen ohne Migrationshintergrund 
(43,9%). Der Anteil der Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund, die eine Realschule 
besuchen, liegt mit 29,1% wenige Prozentpunkte 
über dem derjenigen ohne Migrationshintergrund 
(26,0%). Deutlich größer ist das Gefälle beim Be-

such der Hauptschule (19,6% der Jugendlichen 
mit vs. 8,3% der Jugendlichen ohne Migrations-
hintergrund). Ersichtlich ist ferner, dass Mädchen 
unabhängig vom Migrationshintergrund erheblich 
besser abschneiden als Jungen; sie besuchen sel-
tener die Hauptschule und häufiger das Gymnasi-
um (dazu z. B. Wilkens 2013; Bundesjugendkura-
torium 2009).
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Die Bildungsforschung hat belegt, dass der 
Schulerfolg in Deutschland stark mit der sozialen 
Herkunft und dem Sprachvermögen korreliert. 
Schüler, deren Eltern einen niedrigen Bildungs-
stand haben oder nicht in Deutschland schulisch 
sozialisiert worden sind, schneiden tendenziell 
schlechter ab (Konsortium Bildungsberichterstat-
tung 2006). In der Literatur (z. B. OECD 2006; 
Auernheimer 2010) wird diskutiert, dass dieser 
Befund möglicherweise im Zusammenhang steht 
mit mangelnder Sprachförderung, einer im in-
ternationalen Vergleich frühen Differenzierung 
der Schulformen nach Abschluss der Primarstu-
fe und einer Mittelschichtorientierung der Schu-
le (Unterrichtsinhalte, Sprache, Lehrkörper). Der 
immer noch weit verbreitete Halbtagsunterricht 
begrenze die notwendige Förderung. Auch der 
Nationale Bildungsbericht erwähnt, dass Kinder 
mit Migrationshintergrund „selbst bei gleichem 
sozioökonomischen Status“ deutlich häufiger an 
Hauptschulen zu finden seien als Kinder ohne 
Migrationshintergrund (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2010: 9). 

In vielen Fällen liegt offenbar besonderer För-
derbedarf vor. Die nähere Analyse zeigt jedoch, 
dass Schüler mit Migrationshintergrund kei-
ne homogene Gruppe sind. So finden sich im 
deutschlandweiten Vergleich des Schulbesuchs 
von Achtklässlern die höchsten Anteile von Aus-
ländern, die das Gymnasium besuchen in Thürin-
gen (45,6%), Mecklenburg-Vorpommern (45,0%), 
Sachsen (40,7%) und Sachsen-Anhalt (35,0%; 

Integrationsministerkonferenz 2013: 45), also 
Bundesländern, die eine andere Struktur der zu-
gewanderten Bevölkerung haben als Hessen und 
die übrigen alten Bundesländer (zu den Bildungs-
erfolgen in den neuen Bundesländern z. B. Weiß 
2010). Dabei können Kinder aus zugewanderten, 
sozioökonomisch schwachen Familien durchaus 
vergleichsweise gute Bildungsergebnisse erzie-
len. „Der ethnische Hintergrund ist nur scheinbar 
zur Differenzierung geeignet. Der wichtigste Fak-
tor ist die sozioökonomische Situation. Daneben 
gibt es weitere Faktoren für Bildungserfolg: Posi-
tive Faktoren sind die Bildungsnähe oder die Bil-
dungsaspiration, die Eltern ihren Kindern vermit-
teln.“ Ein weiterer Faktor ist die Familiensprache. 
(Bundesregierung 2011: 397).

Weiterführende Literatur
Auernheimer (2010); Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung (2010, 2012); Baur/Häußermann (2009); Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
(2010, 2011, 2012); Boos-Nünning (2011); Bundesjugendku-
ratorium (2009); Bundesregierung (2011); Diefenbach (2008a 
und b); Dollmann (2010); Gresch (2012); Hessisches Ministe- 
rium der Justiz, für Integration und Europa (2012a, 2013);  
Konsortium Bildungsberichterstattung (2006); OECD (2006); 
Pimminger (2012); Prenzel et al. (2004, 2007); Ramsauer 
(2011); Siegert (2008); Sachverständigenrat deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration (2010, 2012); Weiß (2010); 
Wilkens (2013)

> Tabelle B3 im Anhang
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B4 Schulentlassene (IntMK D2)

Definition 

Anteil der Schulentlassenen29 eines Jahrgangs an allgemeinbildenden 
Schulen nach Schulabschluss und Staatsangehörigkeit bzw. Migra-
tionshintergrund an allen Schulentlassenen der jeweiligen Gruppe

Datenquelle

Schulstatistik

 ohne Schulabschluss  Hauptschulabschluss

 Allgemeine Hochschulreife

 Realschulabschluss

 Fachhochschulreife

Ausländer Deutsche

18,1

40,8

30,7

1,3
9,2100%

80%

60%

40%

20%

0%
2005 2009 2011 2005 2009 2011

7,0

21,9

42,3

27,4

1,4

5,5

18,2

43,9

1,6

30,9

4,4

17,4

40,4

2,7

35,1

14,5

36,5

37,5

10,4
1,1

13,1

32,9

37,6

2,6
13,7

Die Teilhabe von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund an schulischer Bildung spiegelt sich auch 
in den Schulabschlüssen wieder. Dieser Indikator 
misst die erreichten Abschlüsse bei den Schülern 
eines Jahrgangs zum Ende ihrer Schullaufbahn. 
Der Schulabschluss hat einen wesentlichen Ein-
fluss auf die weitere Bildungsbiographie bzw. die 
Chancen am Arbeitsmarkt. 

Wie schon die Verteilung der Schüler nach Staats-
angehörigkeit auf die unterschiedlichen Schul- 
typen andeutete, differieren die Bildungsab-
schlüsse zwischen Deutschen und Ausländern 
stark. 

Der Indikator zeigt, dass Ausländer häufiger als 
Deutsche keinen (13,1% vs. 4,4%) oder einen 
Hauptschulabschluss erreichen (32,9% vs. 17,4%). 
Dies gilt vor allem für die männlichen Schüler, wie 
Tabelle B4 im Anhang zu entnehmen ist. Weniger 
groß sind die Differenzen bei den Realschulab-
schlüssen (37,6% vs. 40,4%). Deutliche Unterschie-
de zeigen sich dann wieder bei den Abiturienten 
(13,7% vs. 35,1%). 

Schulentlassene nach Staatsangehörigkeit (in %)

29 „Schulabgänger“ umfassen nach Definition der Kultusministerkonferenz die Jugendlichen, die die Schule ohne Abschluss verlassen. Die Schüler 
mit Abschluss werden dagegen als „Absolventen“ bezeichnet. Das Bundesinstitut für Berufsbildung umschreibt Schulabgänger und Absolventen 
als „Schulentlassene“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: VII). 
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Zwischen 2005 und 2011 lässt sich jedoch sowohl 
bei Ausländern als auch Deutschen eine „Auf-
wärtsmobilität“ durch eine Zunahme des Anteils 
der höheren Schulabschlüsse beobachten. Aller-
dings ist der Zuwachs der Jugendlichen mit Abi-
tur unter Deutschen um einiges höher als unter 
Ausländern. Besonders positiv fällt auf, dass der 

Anteil der ausländischen Jugendlichen, die kei-
nen Schulabschluss schaffen, im betrachteten 
Zeitraum um fünf Prozentpunkte gefallen ist.

Noch aussagekräftiger wird der Indikator, wenn 
Daten genutzt werden, die nach Migrationshinter-
grund unterscheiden:

ohne Schulabschluss mit Hauptschulabschluss

mit Fachhochschulreife mit allg. Hochschulreife

mit Realschulabschluss

mit schulartspez. 
Förderschulabschluss

mit MH

ohne MH

6,6 30,7 40,7 1,5 5,115,4

4,0 25,4 44,7 21,51,0 3,5

5,3 28,1 42,7 18,41,2 4,3

2,2 18,5 42,3 0,5 33,7 2,7

1,5 13,0 40,4 42,70,4 1,9

1,9 15,8 0,541,4 38,1 2,3

100%60% 80%20% 40%0%

männlich

weiblich

gesamt

männlich

weiblich

gesamt

Schulentlassene nach Migrationshintergrund und Geschlecht in Hessen im Schuljahr 2011/2012 (in %)
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Die beschriebenen Tendenzen in der Differen-
zierung nach Staatsangehörigkeit zeigen sich 
auch hier, sind jedoch im Ausmaß abgeschwächt. 
Demnach übersteigt im ausgewiesenen Schuljahr 
2011/12 der Anteil der Abiturienten ohne Migra-
tionshintergrund mit 38,1% den der Abiturienten 
mit Migrationshintergrund (18,4%). Der Anteil der 
Schulentlassenen mit Hauptschulabschluss liegt 
unter jungen Leuten ohne Migrationshintergrund 
deutlich niedriger als bei denen mit Migrations-
hintergrund (15,8% vs. 28,1%). Jugendliche mit 
Migrationshintergrund verlassen häufiger die 
Schule ohne Schulabschluss (5,3% vs. 1,9%). Die 
Anteile derjenigen, die ihre Schullaufbahn mit ei-
nem Realschulabschluss beenden, sind bei Schul-
entlassenen mit und ohne Migrationshintergrund 
etwa gleich hoch (42,7% und 41,4%). Die Abbil-
dung zeigt ferner, dass Mädchen im Durchschnitt 
ein höheres Schulabschlussniveau erreichen als 
Jungen, unabhängig vom Migrationshintergrund.

Allerdings verdecken die Zahlen, dass die Bil-
dungserfolge von Schülern mit Migrationshinter-
grund sehr heterogen sind.30

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008, 2010, 2012); 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Erdmann et al. (2010); 
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
(2012a, 2013a); Konsortium Bildungsberichterstattung (2006);  
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration 
und Migration (2010); Siegert (2008); Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder (2011b, 2012a, 2012b, 2012c); Weiß 
(2010); Wilkens (2013)

> Tabelle B4 im Anhang

 

30 So finden sich im deutschlandweiten Vergleich die höchsten Schulabschlüsse (hier: Abiturientenquoten) von ausländischen Schülern in Branden-
burg (41,7%), Thüringen (41,3%), Sachsen (36,3%) und Mecklenburg-Vorpommern (32,0%), in Gesamtdeutschland sind es 15,4% (eigene Berech-
nungen nach Daten der Integrationsministerkonferenz 2013). Während in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern die Abiturientenquoten 
von Ausländern und Deutschen annähernd gleich sind, ist der Anteil der ausländischen Abiturienten an den Schulentlassenen in Thüringen und 
Sachsen deutlich höher als der der deutschen. Vor allem, da sich die Zuwanderungssteuerung in der ehemaligen DDR von der in der Bundesrepu-
blik erheblich unterschied, haben die neuen Bundesländer heute noch eine andere Struktur der zugewanderten Bevölkerung als die alten Bundes-
länder (zu den Bildungserfolgen ausländischer Schüler in den neuen Bundesländern z. B. Weiß 2010).
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B5 Ausbildungsbeteiligungsquote (IntMK D5)

Definition 

Ausbildungsbeteiligung im Dualen System von Jugendlichen im 
Alter von 18 bis unter 21 Jahren nach Staatsangehörigkeit an der 
jeweiligen Bevölkerungsgruppe 

Datenquelle

Berufsbildungs-
statistik

Ausländer Deutsche

17,817,0 16,7

29,0 27,8
26,330%

25%

20%

15%

10%

5%

0%
2008 2009 2011 2008 2009 2011

Der Berufseinstieg von Jugendlichen in Deutsch-
land erfolgt meist über eine berufliche Ausbil-
dung im Dualen System, das nur wenige andere 
Länder kennen. Die Duale Ausbildung basiert auf 
einem Ausbildungsvertrag zwischen Auszubilden-
dem und Ausbildungsbetrieb und zeichnet sich 
aus durch die „Gleichzeitigkeit von schulischer 
und betrieblicher Ausbildung“ (Körner 2012). 

Der Indikator zeigt für sämtliche betrachtete Jah-
re eine Diskrepanz zwischen der Beteiligung deut-
scher und ausländischer Jugendlicher an dieser 
Form der Ausbildung. Stehen von den Jugend-
lichen mit deutscher Staatsangehörigkeit 26,3% 

in einem Ausbildungsverhältnis, sind es bei den 
jungen Ausländern nur 16,7%. Junge Frauen ge-
hen – unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
– seltener einer dualen Ausbildung nach als Män-
ner (20,5% vs. 29,4%), was sich auch auf die Be-
rufsstruktur im Dualen System zurückführen lässt. 
Die Ausbildungsquote der jungen Ausländerin-
nen ist besonders niedrig (15,2%). Unterschiede 
bestehen ferner nach Herkunftsland: Nach Un-
tersuchungen des Bundesinstitutes für Berufs- 
bildung (2012: 79) ist die Einmündungsquote31 
von Jugendlichen mit einem Migrationshinter-
grund aus der Türkei oder einem arabischen Land 
besonders niedrig. 

 Ausbildungsbeteiligungsquote – Anteil der 18- bis unter 21jährigen (in %)

31Die Einmündungsquote bezeichnet die „neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge je 100 Schulabgänger“. Sie „stellt eine starke Vereinfachung 
der Marktzusammenhänge dar, da sich die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen nicht allein aus dem Kreis der aktuellen Schulabgänger (...) rekru-
tiert“ (Bundesinstitut für Berufsbildung 2012: 11).
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Viele junge Leute mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit bleiben ohne einen beruflichen 
Bildungsabschluss. Dies wird vor allem darauf 
zurückgeführt, dass aufgrund ihrer tendenziell ge-
ringeren Schulabschlüsse „ihre Ausgangsbedin-
gungen beim Übergang in die Berufsausbildung 
bedeutend ungünstiger sind“ (Bundesinstitut für 
Berufsbildung 2012: 78). Die Forschung hat ge-
zeigt, dass auch die Auswahlstrategien von Unter-
nehmen eine Rolle für die geringere Ausbildungs-
quote von jungen Ausländern spielen (ebda.: 79; 
Literaturübersicht bei Wilkens 2010).

Eine abgeschlossene Berufsausbildung aber gilt 
in Deutschland zunehmend als eine wesentliche 
Voraussetzung nicht nur für einen Einstieg ins Be-
rufsleben, sondern auch für die Kontinuität des 
Erwerbsverlaufs und als Absicherung gegen Ar-
beitslosigkeit. Gleichzeitig zeichnet sich am Ar-
beitsmarkt ein Engpass an ausreichend qualifizier-
ten Nachwuchskräften ab, der sich nachteilig auf 
die wirtschaftliche Entwicklung Hessens auswirken 
kann.

Weiterführende Literatur 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008, 2012); Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration (2011, 2012); Beicht (2011, 2012); Bundesinstitut 
für Berufsbildung (2012); Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (2012a); Granato (2010, 2012 a und b); Hessen-
Agentur (2010, 2013); Körner (2012); Konsortium Bildungsbe-
richterstattung (2006); Sachverständigenrat deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration (2010); Settelmeyer/Erbe 
(2010); Siegert (2009); Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder (2011b, 2012b, 2012c); Ulrich (2012); Wilkens (2010)

> Tabelle B5 im Anhang
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B6 Auszubildende nach Ausbildungsbereichen (IntMK D6)

Definition 

Verteilung der Auszubildenden nach Staatsangehörigkeit auf die 
Ausbildungsbereiche des Dualen Systems

Datenquelle

Berufsbildungs-
statistik

 Industrie und Handel  Handwerk

 Freie Berufe

 Landwirtschaft

 Öffentlicher Dienst

50,2

33,1

14,9100%

80%

60%

40%

20%

0%

Ausländer Deutsche

2005 2009 2011 2005 2009 2011

57,4

28,2

8,1

60,5

26,6

7,2

60,7

26,4

7,3

57,2

29,3

12,2

56,0

30,1

12,8 4,3

1,9
1,5

0,3

1,0

0,3
1,0
0,2

3,7

2,0

3,7

2,1

Wichtig für die Frage der Teilhabe ist nicht nur die 
Beobachtung der Ausbildungsbeteiligung von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund im Dualen 
System, sondern auch ihrer Verteilung auf Ausbil-
dungsberufe bzw. Wirtschaftsbereiche. 

Der Indikator zeigt, dass im Berichtszeitraum deut-
sche und ausländische Jugendliche überwiegend 
in den Wirtschaftszweigen Industrie und Handel 
– gefolgt vom Handwerk und den sog. Freien Be-
rufen (z. B. als Erzieher oder Physiotherapeuten) – 
ausgebildet werden. Der Anteil der Auszubilden-

den in Öffentlichem Dienst32 und Landwirtschaft 
ist vergleichsweise gering. 

Die Bedeutung von Industrie und Handel als 
größtem Ausbildungsbereich hat für beide Grup-
pen etwas zugenommen; der Anteil der jungen 
Ausländer, die in diesen Wirtschaftssektoren aus-
gebildet werden, ist von 50,2% auf 56,0% gestie-
gen.33 Im Handwerk finden anteilig mehr junge 
Ausländer als Deutsche einen Ausbildungsplatz 
(30,1% vs. 26,4%).

Auszubildende nach Ausbildungsbereichen (in %)

32 „Die Ausbildungsleistung des Öffentlichen Dienstes kann mithilfe dieser Statistik bis zum Berichtsjahr 2007 nur unvollständig dargestellt wer-
den, weil die Zuordnung zu den Ausbildungsbereichen (u. a. zum Bereich „Öffentlicher Dienst“) sich auf die Berufe beschränkt, die nach den 
bundeseinheitlichen Ausbildungsordnungen dem jeweiligen Bereich zugeordnet werden. So werden z. B. Fachinformatiker im öffentlichen Dienst 
ausgebildet, aber dem Bereich „Industrie und Handel“ zugeordnet. Ab dem Berichtsjahr 2008 kann durch das neue Merkmal „Zugehörigkeit zum 
öffentlichen Dienst“ die Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge im Bereich „Öffentlicher Dienst“ vollständig nachgewiesen wer-
den.“ (Integrationsministerkonferenz 2010: 180)

33 2007 wurde eine Umstellung der Berufsbildungsstatistik auf Individualdaten vorgenommen, was die Vergleichbarkeit der Ergebnisse erschwert. 
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Eine Differenzierung nach Geschlecht zeigt, dass 
Industrie und Handel für junge Männer und Frau-
en die zentralen Ausbildungsbereiche sind. Män-
ner finden häufig eine Ausbildungsstelle im Hand-
werk, wo der Frauenanteil erheblich niedriger ist, 
Frauen dagegen in den Freien Berufen. Die Ver-
teilung der deutschen und ausländischen jungen 
Männer auf die Ausbildungsbereiche hat sich im 
Berichtszeitraum weitestgehend angenähert; bei 

den jungen Frauen sind die Unterschiede größer. 
Hier fällt insbesondere die deutlich höhere Aus-
bildungsquote der Ausländerinnen bei den Freien 
Berufen ins Auge. Für diese Berufe werden 27,9% 
der Ausländerinnen ausgebildet, aber nur 17,4% 
der deutschen Frauen und weniger als 1% der 
jungen Männer, unabhängig von ihrer Staatsange- 
hörigkeit.

 

 

Industrie und Handel Handwerk Öffentlicher Dienst Freie BerufeLandwirtschaft
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Auszubildende nach Ausbildungsbereichen und Geschlecht im Jahr 2011 (in %)

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2008, 2012); Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Beicht (2011, 2012); 
Bundesinstitut für Berufsbildung (2012); Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (2012a); Granato (2010); Hessen-
Agentur (2010); Konsortium Bildungsberichterstattung (2006); 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration (2010); Settelmeyer/Erbe (2010); Siegert (2009); Sta-
tistische Ämter des Bundes und der Länder (2011b, 2012b, 
2012c); Wilkens (2010).

> Tabelle B6 im Anhang
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B7 Studierende 

Definition 

Anteil der Studierenden an hessischen Hochschulen nach Staats-
angehörigkeit und Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung

Datenquelle

Hochschulstatistik

Deutsche BildungsausländerBildungsinländer

100%95%90%85%80%

84,6

85,6

85,8

5,1

5,0

5,2

10,3

9,4

9,02011 / 2012

2008 / 2009

2005 / 2006

75%70%65%60%... 55%

Im Wintersemester 2011/2012 waren 185.950 
Studierende an den staatlichen Hochschulen in 
Hessen eingeschrieben, gut 35.000 mehr als zu 
Beginn des Berichtszeitraums im Wintersemes-
ter 2005/2006. Von diesen ist etwas mehr als die 
Hälfte (53,0%) männlich, und 14,2% haben kei-
ne deutsche Staatsangehörigkeit. Der Anteil der 
Bildungsausländer an allen Studierenden ist mit 
9,0% größer als der der Bildungsinländer (5,2%), 
die ebenfalls eine ausländische Staatsangehörig-
keit haben. Bildungsausländer sind ausländische 
Studierende, die ihre Hochschulzugangsberech-
tigung im Ausland oder an einem Studienkolleg 
erworben haben. Demgegenüber erwarben Bil-
dungsinländer ihre Hochschulzugangsberechti-
gung in Deutschland oder an einer deutschen 
Auslandsschule, haben aber keine deutsche 
Staatsangehörigkeit. 

Die meisten ausländischen Studierenden haben 
die türkische Staatsangehörigkeit; unter ihnen 
ist der Anteil der Bildungsinländer mit 83% be-
sonders hoch. Überdurchschnittlich viele auslän-
dische Studierende stammen ferner aus China, 
Marokko und Kamerun. Diese haben ihre Studien-
berechtigung überwiegend im Ausland erworben 
(s. dazu auch Indikator Z8).

Zu Studierenden nach Migrationshintergrund lie-
gen für Hessen keine Daten vor. Allerdings zeigt 
der Nationale Bildungsbericht auf Basis einer 
Sonderauswertung des Mikrozensus, dass die 
Partizipation an der Hochschulbildung bei der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund „deutlich 
geringer“ ist als bei der Bevölkerung ohne Migra-
tionshintergrund. In der Altersgruppe der 20- bis 
unter 25jährigen studierten 23% der Personen 

Studierende an staatlichen Hochschulen – Wintersemester (in %)
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ohne, aber nur 16% der Personen mit Migrations-
hintergrund. Bei Eingebürgerten liege der Anteil 
mit 21% höher, bei Zugewanderten mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit mit 11% erheblich 
niedriger (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2010: 124). Der Bericht kommt ferner zu 
dem Schluss, dass die Übergangsquote hoch sei: 
Wenn Personen mit Migrationshintergrund „eine 
Studienberechtigung erworben haben, nehmen 
sie mindestens so häufig ein Studium auf wie die-
jenigen ohne Migrationshintergrund“ (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2012: 125).

Weiterführende Literatur 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2010, 2012); Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration (2010, 2011, 2012); Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (2010c, 2012a); Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (2010); HessenAgentur (2010); Meinhardt 
(2010); Siegert (2009); Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder (2011b, 2012b, 2012c) 

> Tabelle B7 im Anhang
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B8 Weiterbildungsbeteiligung 

Definition 

Beteiligung an formeller beruflicher Weiterbildung nach Migrations-
hintergrund in einer Selbstauskunft

Datenquelle

SOEP

Die berufliche Weiterbildung gilt als Schlüssel der 
Aufrechterhaltung der Beschäftigungsfähigkeit. 
Berufliche Weiterbildung umfasst hier den Besuch 
berufsbezogener Kurse und Lehrgänge in den 
letzten drei Jahren. Diese Form wird auch als „for-
melle“ Weiterbildung bezeichnet. Da es sich um 
berufliche Weiterbildung handelt, ist die betrach-
tete Altersgruppe auf die Personen im erwerbsfä-
higen Alter beschränkt.

Bislang wurde in der Weiterbildungsforschung vor 
allem mit dem Ausländerkonzept gearbeitet. Da-
bei zeigte sich, dass Deutsche signifikant häufiger 
Weiterbildung nutzen als Ausländer. Die niedrige-
re Weiterbildungsbeteiligung von Migranten wird 
in der Literatur auf das im Durchschnitt geringere 
Qualifikationsniveau und die in der Regel niedri-
gere berufliche Position zurückgeführt. Sie kann 
darüber hinaus auch in Barrieren seitens der Wei-
terbildungsteilnehmer („Selbstselektion“) oder – 
bei betrieblicher Weiterbildung – in der Förder-
bereitschaft der die Weiterbildung finanzierenden 
Betriebe („Fremdselektion“) begründet sein. 
Letztlich könnten auch Sprachschwierigkeiten von 
Ausländern eine Rolle für die geringere Partizipa-
tion spielen. 

Durch Nutzung des SOEP wird eine Ausweisung 
nach Migrationshintergrund möglich. Dabei wird 
folgende Frage gestellt: „Wenn man sich beruf-
lich weiterbilden will, gibt es dafür verschiedene 
Möglichkeiten. Denken Sie einmal an die letzten 
drei Jahre: Haben Sie für Ihre eigene berufliche 
Weiterbildung in dieser Zeit ... an berufsbezoge-
nen Lehrgängen oder Kursen teilgenommen, ein-
schließlich solchen, die derzeit noch laufen?“

Die Auswertung im Hessischen Integrationsmoni-
tor 2010 liefert Hinweise darauf, dass sich bei Be-
trachtung des Migrationshintergrundes der zuvor 
genannte Unterschied zwischen Ausländern und 
Deutschen nivelliert. 

Seit Erscheinen des Hessischen Integrationsmo-
nitors 2010 wurde die Weiterbildungsbeteiligung 
nicht wieder in den Fragenkatalog des SOEP auf-
genommen. Auf eine Neuberechnung dieses Indi-
kators muss daher verzichtet werden.

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012); Bellmann 
(2003); Bundesinstitut für Berufsbildung (2012); Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung (2011); Kohlrausch/Rasner 
(2012); Rasner/Zimmer (2012); Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder (2011b, 2012b); Wilkens/Leber (2003) 

> Tabelle B8 im Anhang
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B9 Höchster allgemeinbildender Schulabschluss (IntMK D3)

Definition 

Anteil höchster erreichter allgemeinbildender Schulabschlüsse 
von Personen nach Migrationshintergrund an allen Personen der 
jeweiligen Gruppe

Datenquelle

Mikrozensus

Die Schulbildung und der erreichte Schulab-
schluss haben einen wesentlichen Einfluss auf 
die beruflichen Ausbildungschancen, den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt und die gesellschaftliche 
Teilhabe. Der Indikator bildet den Bildungsstand 
der Bevölkerung mit und ohne Migrationshinter-
grund ab, wobei der Abschluss auch im Ausland 
erworben worden sein kann. Dargestellt ist die 
Altersgruppe der 18- bis unter 65jährigen. In ei-
ner Querschnittsbetrachtung erlaubt der aktuelle 
Bildungsstand der Bevölkerung Rückschlüsse dar-
auf, welche Ressourcen dem Arbeitsmarkt poten-
ziell zur Verfügung stehen.

Personen mit Migrationshintergrund haben häu-
figer keinen oder einen niedrigeren Schulab-
schluss als Personen ohne Migrationshintergrund 
(39,2% vs. 28,7%). Der Anteil der Personen mit 
Hochschulreife ist jedoch vergleichbar (30,1% vs. 
28,3%). Allerdings verdeckt die Darstellung starke 
Unterschiede nach Herkunftsregion (dazu Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 44). 
Als besonders gut ausgebildet gelten Zuwanderer 
aus den Mitgliedstaaten der EU, abgesehen von 
den ehemaligen Anwerbeländern (z. B. Woellert 
et al. 2009: 39).
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Der Anteil der Personen mit niedrigem schuli-
schen Bildungsabschluss geht im Berichtszeit-
raum zurück: Der Anteil derer, die höchstens über 
einen Hauptschulabschluss verfügen, sank zwi-
schen 2005 und 2011 unter den Personen ohne 
Migrationshintergrund um etwa sechs Prozent-
punkte, unter denen mit Migrationshintergrund 
um fünf. Wie Tabelle B9 im Anhang zeigt, verfügt 
die jüngere Altersgruppe (18 bis unter 25 Jahre) 
über eine höhere Schulausbildung als die Bevöl-
kerung zwischen 18 und 65 Jahren. Dies gilt auch 
für Personen mit Migrationshintergrund. 

Eine Differenzierung nach Geschlecht macht deut-
lich, dass Frauen mit Migrationshintergrund über 
tendenziell höhere Schulabschlüsse verfügen als 
Männer (s. folgende Abbildung). 31,1% haben 
die Hochschulreife und 26,4% einen Realschul-
abschluss; unter den Männern sind es nur 25,5% 
bzw. 24,9%. Dieser Befund gilt insbesondere für 
die Gruppe der 18- bis unter 25jährigen (s. dazu 
Tabelle B9).
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Bevölkerung (18 bis unter 65 Jahre) nach höchsten allgemeinbildenden Schulabschlüssen (in %)

Weiterführende Literatur 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011); Englmann (2008); Erdmann et al. 
(2010); Konsortium Bildungsberichterstattung (2006); Nusche 
(2009); OECD (2011, 2012); Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration (2010); Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder (2011b, 2012b); Stiftung 
Zentrum für Türkeistudien (2012); Woellert et al. (2009)

> Tabelle B9 im Anhang
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B10 Höchster beruflicher Abschluss (IntMK D7)

Definition 

Anteil von Personen mit verschiedenen beruflichen Abschlüssen
Datenquelle

Mikrozensus

 ohne Abschluss  mit abgeschlossener Berufsausbildung
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Die beruflichen Qualifikationen beeinflussen den 
Zugang zum Arbeitsmarkt, die berufliche Stellung, 
das Einkommen und damit auch die gesellschaft-
liche Teilhabe. Eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung gilt in Deutschland zunehmend als eine 
wesentliche Voraussetzung nicht nur für einen Ein-
stieg ins Berufsleben, sondern auch für die Kon-
tinuität des Erwerbsverlaufs und als Absicherung 
gegen Arbeitslosigkeit. Gleichzeitig lässt sich ein 
enger Zusammenhang zwischen beruflicher Qua-
lifikation und Arbeitslosigkeit beobachten: Je hö-
her die berufliche Qualifikation von Personen im 
erwerbsfähigen Alter ist, desto geringer ist ten-
denziell die „qualifikationsspezifische“ Arbeitslo-
senquote (für das Bundesgebiet z. B. Brücker et 
al. 2012: 221). Die Betrachtung insbesondere der 

jüngeren Altersgruppe gibt Hinweise darauf, wel-
che Qualifikationen dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen.

Insgesamt zeigt sich, dass das berufliche Qua-
lifikationsniveau von Personen mit Migrations-
hintergrund tendenziell deutlich niedriger ist als 
das von Personen ohne Migrationshintergrund. 
So liegt der Anteil derjenigen, die keinen beruf-
lichen Abschluss haben, bei fast 40%; bei Per-
sonen ohne Migrationshintergrund dagegen nur 
bei etwa 10%. Hervorzuheben ist andererseits die 
große Gruppe der gut qualifizierten Personen mit 
Migrationshintergrund: Etwa 16% verfügen über 
einen (Fach-)Hochschulabschluss gegenüber gut 
20% der Personen ohne Migrationshintergrund. 

Bevölkerung (25 bis unter 65 Jahre) nach höchstem beruflichem Abschluss (in %)
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Allerdings verdeckt die Darstellung starke Unter-
schiede nach Herkunftsregionen (dazu Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2012: 44).

In beiden Gruppen weisen Frauen die niedrige-
re berufliche Qualifikation auf; die tendenziell 
höheren schulischen Abschlüsse der Frauen mit 
Migrationshintergrund gegenüber den Männern 
(s. Indikator B9) spiegeln sich hier nicht wieder. 
Andererseits haben Frauen mit Migrationshinter-
grund etwas häufiger einen Studienabschluss als 
Männer (s. dazu Tabelle B10 im Anhang).

Im Berichtszeitraum ging der Anteil der Personen 
ohne beruflichen Abschluss sowohl unter Perso-
nen ohne als auch mit Migrationshintergrund zu-
rück: Ihr Anteil fiel in der erstgenannten Gruppe 
von 15% auf knapp 10% und in der letztgenann-
ten von rund 43% auf 38%. Entsprechend stiegen 
die Anteile derer mit abgeschlossener Berufsaus-
bildung und mit Fachschul- oder Fachhochschul-
abschluss. Die Anteile der Personen mit Hoch-
schulabschluss blieben relativ konstant. 

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012); Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati-
on (2010, 2011); Konsortium Bildungsberichterstattung (2006); 
OECD (2012); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für 
Integration und Migration (2010); Stiftung Zentrum für Türkei-
studien (2012); Woellert et al. (2009)

> Tabelle B10 im Anhang
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3.4.2 Arbeit

Erwerbsarbeit wird eine zentrale Rolle bei der In-
tegration zugeschrieben. Sie ist die Voraussetzung 
für die Erzielung eines eigenen Einkommens, das 
eine selbstbestimmte Gestaltung des eigenen 
Lebens ermöglichen kann und gesellschaftliche 
Teilhabe erleichtert. Es entlastet die Aufnahme-
gesellschaft von Unterstützungsleistungen und 
erhöht damit die Akzeptanz der Zugewanderten. 
Gleichzeitig intensiviert Erwerbsarbeit den Kon-
takt zwischen Zugewanderten und Mitgliedern 
der Aufnahmegesellschaft.

Es ist ein weltweit zu beobachtendes Phänomen, 
dass Migranten häufig in Wirtschaftsbereichen 
und Arbeitsverhältnissen beschäftigt sind, die für 
Erwerbstätige der Aufnahmegesellschaft weniger 
attraktiv erscheinen (OECD 2011; Piore 1979). 
Integration in den Arbeitsmarkt gilt dann als er-
reicht, wenn die Teilnahme am Erwerbsleben von 
Zugewanderten vergleichbar mit der der Angehö-
rigen der Aufnahmegesellschaft (oder besser) ist. 
Eine Angleichung der Stellung im Beruf und der 
Beschäftigung in den verschiedenen Wirtschafts-
zweigen zeigt eine vollständige Integration in das 
Erwerbsleben an.

In den frühen 1980er Jahren hat die Arbeitslosig-
keit von Ausländern in Deutschland stark zuge-
nommen. Seit Jahren liegt die Arbeitslosenquote 
der ausländischen Personen im erwerbsfähigen 
Alter bundesweit mehr als doppelt so hoch wie 
die der Deutschen (Institut der deutschen Wirt-
schaft 2010; Bundesagentur für Arbeit 2011: 17; 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2012: 118). 

Die zentrale Problemgruppe ist die der Perso-
nen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, die 
deutlich weniger am Erwerbsleben teilhat als die 
Deutschen, denen diese Qualifikation ebenfalls 
fehlt (Beauftragte der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration 2012: 130).

Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit sind vom 
Strukturwandel der Wirtschaft, dem Wachstum 
und der Konjunktur abhängig. Die Entwicklungen 
der Indikatoren im Themenfeld „Arbeit“ können 
daher im Hinblick auf Integration nur im Kontext 
der wirtschaftlichen Entwicklung interpretiert 
werden.34 (Zur wirtschaftlichen Entwicklung z. B. 
Bundesregierung 2012; Hessisches Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
2011). Bezüglich der Frauenerwerbstätigkeit sind 
unterschiedliche Wertvorstellungen hinsichtlich 
Berufstätigkeit und Familienarbeit in verschiede-
nen Zuwanderergruppen zu vermuten.
 

34 Die wirtschaftliche Entwicklung war im Berichtszeitraum – abgesehen von einem Einbruch in den Jahren 2008/2009 – durchweg positiv. 
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B11 Erwerbsquote (IntMK E1b) 

Definition 

Anteil der Erwerbstätigen und Erwerbslosen im Alter von 15 bis 
unter 65 Jahren nach Migrationshintergrund an der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppe

Datenquelle

Mikrozensus

mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011

69,868,3 71,0 74,7 77,8 78,8

80%

60%
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Die Erwerbsquote beschreibt den Anteil der Er-
werbstätigen und der Erwerbslosen einer Alters-
gruppe an allen Personen derselben Altersgruppe 
und liefert damit wichtige Informationen über das 
Arbeitskräftepotenzial. In Deutschland wird für die 
Betrachtung in der Regel die Bevölkerung „im er-
werbsfähigen Alter“, d. h. die Altersgruppe von 
15 Jahren bis zum Eintritt des Rentenalters (in der 
hier durchgeführten Berechnung des Indikators: 
65 Jahre) herangezogen. 

Die Erwerbsquoten von Personen mit Migrations-
hintergrund bleiben hinter denen von Personen 
ohne Migrationshintergrund zurück. Für beide 
Gruppen sind die Erwerbsquoten der Frauen ge-
ringer als die der Männer. 

Im Berichtszeitraum ist ein Anstieg der Erwerbs-
quoten für die gesamte hessische Bevölkerung 
festzustellen. Die Erwerbsquote der Personen 
ohne Migrationshintergrund ist jedoch von 74,7% 
auf 78,8% angewachsen und damit stärker als die 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, die 
nur von 68,3% auf 71,0% stieg.

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011); Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (2012d); Burkert et al. (2012); Granato (2003); Hes-
senAgentur (2013); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration (2010); Seebaß/Siegert (2011); 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2011b, 2012a, 
2012b)

> Tabelle B11 im Anhang 

Erwerbsquote der 15- bis unter 65jährigen (in %)
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B12 Erwerbstätigenquote (IntMK E1a)

Definition 

Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren nach 
Migrationshintergrund an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Datenquelle

Mikrozensus

mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011

61,558,4 65,4 69,6 74,2 75,8
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Die Erwerbstätigenquote beschreibt den Anteil 
der Erwerbstätigen einer Altersgruppe an allen 
Personen derselben Altersgruppe35 und liefert 
damit wichtige Informationen über die Arbeits-
marktintegration. In Deutschland wird für die Ab-
grenzung in der Regel das „erwerbsfähige Alter“, 
d. h. die Altersgruppe von 15 bis unter 65 Jahren 
gewählt. 

Die Erwerbstätigenquote von Personen mit Mi- 
grationshintergrund liegt unter der von Personen 
ohne Migrationshintergrund. Der Zweite Integ-
rationsindikatorenbericht des Bundes spricht bei 
dieser Differenz von einer „Beschäftigungslücke“ 
(Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2012: 57). Für beide 
Gruppen ist die Erwerbstätigenquote der Frauen 
niedriger als die der Männer.

Zwischen 2005 und 2011 ist ein Anstieg der Er-
werbstätigenquote für die gesamte hessische 
Bevölkerung festzustellen. Die Quote der Perso-
nen ohne Migrationshintergrund stieg von 69,6% 
auf 75,8%, die der mit Migrationshintergrund 
von 58,4% auf 65,4%. Seit 2009 haben sich die 
Quoten zwischen Personen mit und ohne Migra-
tionshintergrund geringfügig angenähert, doch 
beträgt der Abstand – die „Beschäftigungslücke“ 
– immer noch gut 10 Prozentpunkte. Dass die Dif-
ferenz zwischen den Erwerbsquoten von Personen 
mit und ohne Migrationshintergrund niedriger als 
die zwischen den Erwerbstätigenquoten ist, lässt 
sich damit erklären, dass Personen mit Migrati-
onshintergrund überdurchschnittlich häufig von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind. 

Erwerbstätigenquote der 15- bis unter 65jährigen (in %)

35 Anders als bei der „Erwerbsquote“ (Indikator B11) sind also die Erwerbslosen hier nicht einbezogen.



81

Bei diesem Indikator ist eine geschlechtsspezifi-
sche Differenzierung sinnvoll. Auffällig wird dabei 
vor allem die geringe Erwerbstätigkeit der Frauen 
mit Migrationshintergrund, die mit 57,6% erheb-
lich unter der der Frauen ohne diesen Hintergrund 
liegt (71,1%; s. folgende Abbildung). Das Spek-
trum ist jedoch sehr weit; die Quoten variieren 
zwischen Werten über 70% (Frauen aus Rumänien 
74%, aus der Ukraine 72%) und Werten weit unter 
der 50%-Marke (Frauen aus Afrika: 36%, aus der 

Türkei 43%; Quelle: Mikrozensus 2011). Bei den 
Männern fallen die Unterschiede nach Herkunfts-
regionen deutlich geringer aus. 

Im Berichtszeitraum sind die Erwerbstätigenquo-
ten in allen vier Gruppen angewachsen, doch 
haben sich die Abstände in Prozentpunkten nach 
Migrationshintergrund kaum verkleinert (bei den 
Männern um 1,6, bei den Frauen um 0,4 Prozent-
punkte). 

 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2011, 2012); Brücker et al. (2012); Bundes-
agentur für Arbeit (2011b, 2013); Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (2012d); Burkert et al. (2012); HessenAgen-
tur (2013); Institut der deutschen Wirtschaft (2013); OECD 
(2010a); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integra-
tion und Migration (2010); Seebaß/Siegert (2011); Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder (2011b, 2012a, 2012b)

>	Tabelle B12 im Anhang
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B13 Einschätzung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes 

Definition 

Einstellung zur Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes in einer 
Selbstauskunft

Datenquelle

SOEP

 große Sorgen  einige Sorgen  keine Sorgen  keine Angabe

25

44

27

4100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH

2005 2008 2011 2005 2008 2011

15

45

34

5

12

33

49

5

27

9

61

3

17

40

39

5

14

32

46

8

Arbeitsplatzsicherheit ist ein wesentlicher Faktor 
nicht nur der Beschäftigungs-, sondern auch der 
Lebensqualität. Ein sicherer Arbeitsplatz garan-
tiert ein verlässliches Einkommen und eröffnet 
bessere Chancen im Hinblick auf die persönliche 
und berufliche Weiterbildung (DGB-Index Gute 
Arbeit GmbH 2010). 

Der Indikator nutzt Daten einer Frage des Sozio- 
ökonomischen Panels: „Wie ist es mit den folgen-
den Gebieten – machen Sie sich da Sorgen? ...um 
die Sicherheit Ihres Arbeitsplatzes?“. Die Frage 
war nur an Erwerbstätige gerichtet.

Personen mit Migrationshintergrund machen sich 
tendenziell mehr Sorgen um die Sicherheit des 
eigenen Arbeitsplatzes als Personen ohne Migra-
tionshintergrund (46% vs. 36%). Diese Tendenz 
bleibt im ganzen Berichtszeitraum stabil. 

Die Einstellung zur Arbeitsplatzsicherheit entwi-
ckelt sich jedoch positiv: Sowohl bei Personen 

mit als auch bei Personen ohne Migrationshinter-
grund nehmen die Sorgen insgesamt und deutlich 
ab, wenn auch unterschiedlich schnell.

Im Berichtszeitraum sank der Anteil der Perso-
nen mit Migrationshintergrund, die sich „große 
Sorgen“ um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes 
machen, um 11 Prozentpunkte, der Anteil der-
jenigen, die angaben, sich „keine Sorgen“ zu 
machen, wuchs um 19 Prozentpunkte. Bei den 
Personen ohne Migrationshintergrund waren es 
sogar sechs bzw. 26 Prozentpunkte. Hier spiegelt 
sich nicht nur die Entwicklung der Indikatoren zu 
Arbeit und Einkommen, es lässt sich auch eine 
vorangeschrittene Integration der Personen mit 
Migrationshintergrund in das Erwerbsleben an-
nehmen.

Weiterführende Literatur
DGB-Index Gute Arbeit GmbH (2010); Kohlrausch/Rasner 
(2012)

>	Tabelle B13 im Anhang 

Sorgen um Arbeitsplatzsicherheit (in %)
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B14 a und b Atypische/Geringfügige Beschäftigung (IntMK E3) 

Definition 

Anteil abhängig Erwerbstätiger in bestimmten Beschäftigungs-
verhältnissen nach Migrationshintergrund an allen abhängig 
Erwerbstätigen der jeweiligen Bevölkerungsgruppe 
a: in atypischen Beschäftigungsverhältnissen nach Migrations-
 hintergrund
b: mit geringfügiger Beschäftigung als einziger oder hauptsächlicher
 Tätigkeit nach Migrationshintergrund an allen abhängig Erwerbs-
 tätigen der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Datenquelle

Hessisches
Statistisches 
Landesamt 
(Sonderaus-
wertung)/
Mikrozensus

mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011
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27,2
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21,2 22,4 21,8
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mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011
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15,3

8,4 9,3 8,8
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Anteil geringfügig Beschäftigter an allen abhängig Beschäftigten (in %) 
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Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes hat zu ei-
ner Veränderung der Struktur der Beschäftigungs-
verhältnisse geführt. Als „atypisch“ werden die 
Beschäftigungsverhältnisse jenseits der (klassi-
schen) „Normalarbeitsverhältnisse“ bezeichnet, 
also Teilzeitbeschäftigung mit weniger als 21 Wo-
chenstunden, geringfügige Beschäftigung, befris-
tete Beschäftigung oder Zeitarbeit (Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder 2012a). 

Es zeigt sich, dass der Anteil der atypisch Be-
schäftigten – einem schon jahrelang zu beob-
achtenden Trend folgend – im Berichtszeitraum 
zugenommen hat. Deutlich wird, dass Personen 
mit Migrationshintergrund häufiger als Personen 
ohne Migrationshintergrund (31,3% vs. 21,8%) 
in einem solchen Beschäftigungsverhältnis ste-
hen,  insbesondere Frauen mit Migrationshin-
tergrund. In besonderem Maße hat sich die 
atypische Beschäftigung auch unter jüngeren 

Personen ausgeweitet (ebda.). Zwischen 2005 
und 2011 ist auch eine Zunahme des Anteils der 
Beschäftigten, die einer geringfügigen Beschäfti-
gung als einziger oder hauptsächlicher Tätigkeit 
nachgehen, zu beobachten. Personen mit Migra-
tionshintergrund wählen häufiger diese Form der 
atypischen Beschäftigung bzw. sind häufiger da-
rauf angewiesen. In dieser Bevölkerungsgruppe 
ist der Anteil der geringfügig Beschäftigten von 
12,8% auf 15,3% gestiegen, bei den Personen 
ohne Migrationshintergrund wuchs der Anteil da-
gegen nur von 8,4% auf 8,8%. 

Frauen nehmen in beiden Bevölkerungsgruppen 
häufiger als Männer eine solche Beschäftigung 
auf, wie die folgende Abbildung zeigt. Beson-
ders hoch ist der Anteil unter den Frauen mit 
Migrationshintergrund: Fast jede vierte abhängig 
Beschäftigte geht einer geringfügigen Beschäfti-
gung nach (23,5% vs. 13,2%).

mit MH ohne MH

männlich weiblich männlich weiblich

8,5

23,5

4,7

13,2

25%

20%

15%

10%

5%

0%

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010); Gundert/Hohendanner (2011); Hessen-
Agentur (2013); Institut der deutschen Wirtschaft (2012); Lukas 
(2010); Möller/Walwei (2009); OECD (2010a); Seebaß/Siegert 
(2011); Siebenhüter (2011); Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder (2011b, 2012a, 2012b); Trabert (2011a und b)

>	Tabelle B14 im Anhang

Anteil geringfügig Beschäftigter an allen abhängig Beschäftigten 2011 (in %) 
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B15 Stellung im Beruf (IntMK E2)

Definition 

Aufgliederung von Erwerbstätigen in Selbstständige, Angestellte, 
Beamte und Arbeiter nach Migrationshintergrund

Datenquelle

Mikrozensus

 Selbstständige

 Beamte/-innen

 Angestellte

 Arbeiter/-innen

10,4

45,6

42,8

10,9

48,5

39,2

11,0

49,0

38,8

100%

80%

60%

40%

20%

0%
2005 2009 2011 2005 2009 2011

11,6

7,7

21,0

59,7

11,4
6,8

18,7

63,1

11,2
6,8

18,0

64,0

mit MH ohne MH

1,2 1,4 1,1

Die Stellung im Beruf nach Migrationshintergrund 
liefert nicht unmittelbar Informationen über die 
Beschäftigungsqualität, aber zumindest über die 
berufliche Positionierung der betrachteten Grup-
pen im Erwerbssystem (Integrationsministerkon-
ferenz 2013: 64). Gleichzeitig lässt sie Hinweise 
auf deren gesellschaftliche Stellung zu (Seebaß/
Siegert 2011: 41). 

Die Mehrheit der Erwerbstätigen mit (49,0%) und 
ohne (64,0%) Migrationshintergrund arbeitet als 
Angestellte. Bei den Personen mit Migrationshin-
tergrund liegt der Anteil der Arbeiter mit 38,8% 
deutlich über dem bei Personen ohne diesen 
Hintergrund (18,0%). 6,8% der Erwerbstätigen 
ohne Migrationshintergrund arbeiten als Beamte, 
aber nur 1,1% derjenigen mit Migrationshinter-
grund (s. dazu auch Indikator B16). Die Selbst-
ständigenquoten sind in beiden Gruppen etwa 
gleich. Zwischen 2005 und 2011 lässt sich eine 
leichte Veränderung der Struktur der beruflichen 

Positionen sowohl bei Personen mit wie auch bei 
Personen ohne Migrationshintergrund beobach-
ten: Nach wie vor nimmt der Anteil der Arbeiter 
an der Gesamtheit der Erwerbstätigen ab (bei 
Personen ohne Migrationshintergrund um drei 
Prozentpunkte, bei Personen mit Migrationshin-
tergrund um vier Prozentpunkte), während der 
Anteil der Angestellten entsprechend gestiegen 
ist. Das ist im Wesentlichen eine Folge des Struk-
turwandels und der Tertiarisierung der Wirtschaft. 
Der Anteil der Selbstständigen unter den Perso-
nen mit Migrationshintergrund ist geringfügig 
(von 10,4% auf 11,0%) gestiegen; ob dies einen 
Trend andeutet, bleibt abzuwarten. 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2012); Burkert et al. (2012); Granato 
(2003); Piore (1979); Sachverständigenrat deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration (2010); Seebaß/Siegert 
(2011); Stiftung Zentrum für Türkeistudien (2012); Sürig/Wil-
mes (2011); Woellert et al. (2009)

>	Tabelle B15 im Anhang

Stellung im Beruf von Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren (in %)



86 3 Indikatoren des Hessischen Integrationsmonitors

B16 Erwerbstätige im Öffentlichen Dienst (IntMK I1)

Definition 

Anteil der Erwerbstätigen im Öffentlichen Dienst nach Migrations-
hintergrund 

Datenquelle

Mikrozensus

ohne MHmit MH

100%80%60%40%20%0%

2011 13,3 86,7

13,3 86,7

13,1 86,9

2009

2005

Dieser Indikator liefert nicht nur Erkenntnisse zur 
Beschäftigung im Öffentlichen Dienst in Hessen, 
sondern gleichzeitig zu dessen „Interkultureller 
Öffnung“.36 Diese ist ein wesentlicher Aspekt des 
Bekenntnisses zur Vielfalt. Primäre Ziele der In-
terkulturellen Öffnung sind einerseits die Anglei-
chung der Beschäftigung von Personen mit und 
ohne Migrationshintergrund im Öffentlichen 
Dienst, andererseits eine Stärkung des Dienst-
leistungscharakters der öffentlichen Verwaltung 
für die zugewanderte Bevölkerung. Hinzu tritt die 
Wertschätzung und positive Nutzung der in der 
Gesellschaft vorhandenen Ressource „Vielfalt“. 

Die Quote der Erwerbstätigen mit Migrations-
hintergrund hat sich im Berichtszeitraum nur ge-
ringfügig von 13,1% auf 13,3% erhöht. Hessen 
liegt damit bundesweit nach Baden-Württemberg 
an der Spitze. 8,0% dieser Erwerbstätigen sind 
Deutsche mit Migrationshintergrund, 5,3% Aus-

länder. Der Anteil der Frauen mit Migrationshin-
tergrund liegt mit 14,8% über dem der Männer 
(11,4%). Die Erhöhung des Anteils der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund im Öffentlichen 
Dienst ist politisch erwünscht. Dabei ist zu beach-
ten, dass aus Gründen der Haushaltskonsolidie-
rung relativ wenige Neueinstellungen erfolgen 
und Personen mit Migrationshintergrund nur ein-
gestellt werden können, wenn sie über die erfor-
derliche Qualifikation verfügen. Auch aufgrund 
der langen Verweildauer im öffentlichen Dienst ist 
eine Annäherung des Anteils der Erwerbstätigen 
mit Migrationshintergrund an die ohne Migrati-
onshintergrund nur langfristig zu erreichen. 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2011, 2012); Institut der deutschen Wirtschaft 
(2011); Seebaß/Siegert (2011)

>	Tabelle B16 im Anhang

Beschäftigte im Alter von 15 bis unter 65 Jahren im Öffentlichen Dienst (in %)

36 In der Literatur wird die Interkulturelle Öffnung als „ein bewusst gestalteter Prozess“ definiert, „der (selbst-)reflexive Lern- und Veränderungs-
prozesse von und zwischen unterschiedlichen Menschen, Lebensweisen und Organisationsformen ermöglicht“. Er soll dadurch zu einem Abbau 
von Barrieren und Abgrenzungsmechanismen führen und eine Anerkennung und Wertschätzung der Mitarbeiter ermöglichen (Schröer 2007: 2).
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B17 Erwerbslosenquote (ILO-Konzept) (IntMK E4)

Definition 

Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen (Erwerbslose 
und Erwerbstätige) nach Migrationshintergrund nach dem 
ILO-Konzept

Datenquelle

Mikrozensus

mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011

12,0

14,6

7,8 6,8
4,7

3,8

16%

20%

12%

8%

4%

0%

Die Nichtteilnahme am Erwerbsleben ist eine der 
wesentlichen Ursachen für Armut. Längerfristige 
Erwerbslosigkeit hat negative Konsequenzen für 
fast alle Lebensbereiche, auch für die soziale Teil-
habe.

Nach dem hier zugrunde gelegten Labour- 
Force-Konzept der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO-Konzept) gelten Personen als erwerbs-
los, 
>		 wenn sie weniger als eine Stunde in der  
 Woche beschäftigt sind, nicht selbstständig 
 sind, 
>		 in den vergangenen vier Wochen aktiv eine 
 Erwerbstätigkeit gesucht haben und 
>		 verfügbar sind, d. h. innerhalb von zwei 
 Wochen eine Erwerbstätigkeit aufnehmen 
 können. 

Eine Registrierung bei der Agentur für Arbeit ist 
nicht erforderlich.

Die Erwerbslosenquote fiel seit 2005 von 8,6% 
auf 4,8%. Damit zeigt dieser Indikator für den Be-
richtszeitraum einen erheblichen Rückgang des 
Anteils der Erwerbslosen an den Erwerbsperso-
nen. Dies gilt für Personen ohne sowie mit Migra-
tionshintergrund, für Frauen und Männer und für 
alle im Anhang ausgewiesenen Altersgruppen. 
Gleichwohl bleibt die Quote der Personen mit 
Migrationshintergrund mit 7,8% etwa doppelt so 
hoch wie die der Personen ohne Migrationshin-
tergrund (3,8%). Deutsche mit Migrationshinter-
grund schneiden besser ab als Ausländer (6,9% 
gegenüber 8,6%). 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlin-
ge und Integration (2011, 2012); Bundesagentur für Arbeit 
(2012a, 2013); Burkert et al. (2012); Gundert/Hohendanner 
(2011); Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integrati-
on und Migration (2010); Seebaß/Siegert (2011)

>	Tabelle B17 im Anhang

 

Erwerbslosenquote der 15- bis unter 65jährigen (in %)
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B18 Arbeitslosenquote (IntMK E5)

Definition 

Anteil der registrierten Arbeitslosen an den abhängigen zivilen 
Erwerbspersonen (Erwerbspersonen und Erwerbslose) in den 
Rechtskreisen SGB II sowie SGB III nach Staatsangehörigkeit 
(Jahresdurchschnitte)

Datenquelle

Arbeitslosen-
statistik 

 Ausländer  Deutsche

22

6,5
5,5 5,3

3,6 3,6
2,5 2,7 1,9

16,7

4,9

13,1

4

12,3

3,6

8,5

16,7
15

0%

5%

10%

15%

20%

25%

2006 2009 2011 2006 2009 2011 2006 2009 2011

zusammen SGB III SGB II

In der öffentlichen Diskussion wird die Arbeits-
losenquote häufiger als die Erwerbslosenquote 
(B17) als Indikator für die Teilhabe am Erwerbsle-
ben verwendet.
Zu den bei der Bundesagentur für Arbeit regis- 
trierten Arbeitslosen in den Rechtskreisen des 
SGB II und SGB III zählen alle Personen, die

>	 vorübergehend nicht in einem Beschäftigungs- 
 verhältnis stehen oder nur eine weniger als 15 
 Stunden in der Woche umfassende Beschäfti- 
 gung ausüben,
>	 eine mindestens 15 Stunden in der Woche  
 umfassende versicherungspflichtige Beschäfti- 
 gung mit einer Dauer von mehr als sieben Ka- 
 lendertagen suchen, 
>	 eine Arbeitnehmertätigkeit ausüben können  
 und dürfen, nicht arbeitsunfähig erkrankt sind  
 und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet  
 haben, 

>	 für die Vermittlungsbemühungen der Agentur  
 für Arbeit verfügbar, d. h. sofort arbeitsfähig  
 und -bereit sind und 
>	 sich persönlich bei der Agentur für Arbeit ge- 
 meldet und ihren Wohnsitz in Deutschland ha- 
 ben (Integrationsministerkonferenz 2012: 70).

Die Ausländerarbeitslosigkeit ist – das zeigt sich 
auch im gesamten Bundesgebiet – deutlich höher. 
Eine zentrale Ursache liegt in der im Durchschnitt 
geringeren beruflichen Bildung der Ausländer (z. 
B. Brücker et al. 2012: 272). Während nach der 
amtlichen Statistik die deutschen Frauen weniger 
von Arbeitslosigkeit betroffen sind als die Männer, 
ist es bei den Ausländerinnen umgekehrt (s. Ta-
belle B18 im Anhang).

Arbeitslosenquote (in %)
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Auffällig sind vor allem die hohen Anteile von 
arbeitslosen Ausländern im Rechtskreis SGB II 
(12,3% vs. 3,6% bei den Deutschen), während ihre 
Arbeitslosenquote im Rechtskreis SGB III die der 
Deutschen nur geringfügig übersteigt (2,7% vs. 
1,9%). 

Im Berichtszeitraum ist bei den Arbeitslosenquo-
ten in beiden Rechtskreisen ein positiver Trend 
bemerkbar: Die Arbeitslosenquote der Ausländer 
ist zwischen 2006 und 2011 von 22,0% auf 15,0% 
gefallen, die der Deutschen von 8,5% auf 5,5%. 

Die positive Entwicklung zeigt sich vor allem im 
Rechtskreis SGB II.

Die Bundesagentur für Arbeit erhebt seit 2011 
den Migrationshintergrund bei Arbeitslosen. Bis 
zum Herbst 2012 waren 85% der damals arbeits-
los Gemeldeten befragt worden. Die folgende 
Abbildung gibt die augenblicklich für Hessen vor-
liegenden Daten zu den Anteilen von Personen 
mit Migrationshintergrund an allen Arbeitslosen 
wieder (Bundesagentur für Arbeit 2012b): 

Es zeigt sich, dass fast die Hälfte (49,3%) der be-
fragten Arbeitslosen einen Migrationshintergrund 
hat. Unter den Arbeitslosen im Rechtskreis SGB 
III sind es 36,0%, unter denen im Rechtskreis SGB 
II 57,2%. Damit sind Personen mit Migrationshin-
tergrund unter den Arbeitslosen deutlich überre-
präsentiert.

Weiterhin differenziert die Bundesagentur für Ar-
beit die arbeitslos Gemeldeten nach Bildungsab-
schlüssen. Dabei zeigen die vorläufigen Ergeb- 
nisse37, dass 24,0% der Arbeitslosen mit Migra-
tionshintergrund keinen Schulabschluss haben, 
34,0% über einen Hauptschulabschluss, aber 

ohne MHmit MH

100%80%60%40%20%0%

SGB II 57,2 42,8

36,0 64,0

49,3 50,7

SGB III

zusammen

Arbeitslose nach Migrationshintergrund (August 2012, in %)

10,5% über die Hochschulreife verfügen. 64,4% 
der Arbeitslosen mit Migrationshintergrund 
haben keine abgeschlossene Berufsausbildung 
(Bundesagentur für Arbeit 2012b: 33; s.a. 2012c).

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2011, 2012); Beste et al. (2010); Brücker et 
al. (2012); Bundesagentur für Arbeit (2011, 2012a, b, und c, 
2013); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2010c); Bur-
kert et al. (2012); Fuchs (2012); Institut der deutschen Wirt-
schaft (2010); Lietzmann et al. (2011); Piore (1979); Seebaß/
Siegert (2011); Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
(2011b, 2012a und b)

>	Tabellen B18 im Anhang
 

 

37 s. dazu Abschnitt 2.4
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3.4.3 Einkommen, Armut, Transfer-

 abhängigkeit

Die Indikatoren in den Themenfeldern Bildung 
und Arbeit zeigen die ungünstigere Situation von 
Personen mit Migrationshintergrund bzw. Auslän-
dern. Ihr im Durchschnitt niedrigeres schulisches 
und berufliches Bildungsniveau führt zu einer 
geringeren Beteiligung im Erwerbsleben und zu 

niedrigeren Einkommen (genauer dazu Beauftrag-
te der Bundesregierung für Migration, Flüchtlin-
ge und Integration 2011: 14f., 86f.). In der Folge 
sind Personen mit Migrationshintergrund einem 
deutlich höheren Armutsrisiko ausgesetzt als jene 
ohne diesen Hintergrund. Damit ist auch die Ab-
hängigkeit von Sozialtransfers bei Personen mit 
Migrationshintergrund insgesamt ausgeprägter. 

B19 Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts (IntMK E7)

Definition 

Personen nach Migrationshintergrund im Alter ab 15 Jahren nach der 
Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts

Datenquelle

Mikrozensus

 Erwerbstätigkeit  Angehörige

 Rente/Pension, eigenes Vermögen  öffentliche Transferleistungen

48,5

26,2

12,0

13,3

48,1

23,1

15,4

13,4

51,4

22,8

12,8

13,0

100%

80%

60%

40%

20%

0%

Ausländer Deutsche

2005 2009 2011 2005 2009 2011

48,6

17,2

5,0

29,2

49,3

16,1

5,2

29,3

50,9

14,9

4,8

29,4

Der Indikator zeigt, aus welchen finanziellen Quel-
len die Bevölkerung Hessens ihren Lebensunter-
halt überwiegend bestreitet: Einkommen aus Er-
werbstätigkeit, Zuwendungen von Angehörigen, 
Sozialtransfers oder Rente/Pension bzw. eigenes 
Vermögen (hier zusammengefasst). 

Etwa die Hälfte der Bevölkerung finanziert ihren 
Lebensunterhalt überwiegend durch Einkünfte 
aus eigener Erwerbstätigkeit; dies gilt vor allem 
für Männer (58,9%), weniger dagegen für Frauen 
(43,5%, siehe Tabelle B19 im Anhang). Dieser Be-
fund ist unabhängig vom Migrationshintergrund. 

Bevölkerung nach Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts (in %)
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Im Vergleich zu 2005 können deutlich mehr Per-
sonen mit Migrationshintergrund ihren Lebensun-
terhalt aus eigener Erwerbstätigkeit bestreiten, ihr 
Anteil stieg um fast drei Prozentpunkte. 

Personen mit Migrationshintergrund sind häufiger 
auf Unterstützung durch Angehörige angewiesen 
als Personen ohne Migrationshintergrund (22,8% 
vs. 14,9%), wobei diese Abhängigkeit im Berichts-
zeitraum abgenommen hat. Sie können jedoch 
weniger auf Renten bzw. Pensionen als Quelle 
des überwiegenden Lebensunterhaltes zurück-
greifen (12,5% vs. 28,2%). Dies lässt sich zum Teil 
mit der jüngeren Altersstruktur der Migrationsbe-
völkerung erklären. Deutlich höher ist der Anteil 
der Personen mit Migrationshintergrund, die ih-
ren Lebensunterhalt überwiegend aus öffentli-
chen Sozialtransfers bestreitet (12,8% gegenüber 
4,8%). Hinsichtlich der beiden letztgenannten 
Einkommensquellen ist im Berichtszeitraum kein 
eindeutiger Trend beobachtbar.

Das eigene Vermögen spielt als Quelle des über-
wiegenden Lebensunterhaltes in beiden Gruppen 
nur bei wenigen Personen eine Rolle, doch hat 
der Anteil der Einkommensbezieher, die hieraus 
hauptsächlich ihren Lebensunterhalt bestreiten, 
seit 2005 leicht zugenommen. 

Weiterführende Literatur 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2012); Integrationsministerkonferenz (2013); 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration (2010)

>	Tabelle B19 im Anhang
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B20 Nettoeinkommen von Familien

Definition 

Nettoeinkommen von Familien nach Migrationshintergrund des 
Haupteinkommensbeziehers

Datenquelle

Mikrozensus

 unter 1300 Euro

 ohne Angabe

 1300 bis 
 unter 2000 Euro

 2000 bis 
 unter 3200 Euro

 3200 
 und mehr Euro

16,9

30,0

33,3

14,0
6,2

11,2

25,1

9,7

17,8

36,3

9,8

24,4

4,5

23,3

38,3

100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH

2005 2009 2011 2005 2009 2011

7,8

15,3

7,6

34,1

35,2

6,0
11,6

9,7

40,6

32,0

5,9
10,8

5,4

48,6

29,5

Dieser Indikator bildet das Nettoeinkommen von 
Familien ab. Er zeigt deutliche Einkommensunter-
schiede zwischen Familien mit und ohne Migra-
tionshintergrund38. Fast der Hälfte der Familien 
ohne Migrationshintergrund (48,6%) steht monat-
lich mehr als 3200 EUR zur Verfügung, aber nur 
einem knappen Viertel (23,3%) der Familien mit 
Migrationshintergrund. 29,5% der Familien ohne 
Migrationshintergrund können über ein Einkom-
men von 2000 bis 3200 EUR verfügen, bei den 
Familien mit Migrationshintergrund liegt der An-
teil bei 38,3%. Zur geringsten Einkommensklasse 
(unter 1300 EUR) zählen 5,9% der Familien ohne 
und 9,8% der Familien mit Migrationshintergrund.
 
Im Berichtszeitraum hat sich die Einkommenssi-
tuation der Familien unabhängig vom Migrati-
onshintergrund tendenziell deutlich verbessert, 
was sich angesichts der geringen Inflationsraten 
in den letzten Jahren besonders positiv auswirkt. 

So hat sich der Anteil der Hocheinkommensbezie-
her bei den Familien ohne Migrationshintergrund 
um mehr als 14 Prozentpunkte erhöht, bei den 
Familien mit Migrationshintergrund um fast zehn 
Prozentpunkte. Gleichzeitig ist der Anteil der Nie- 
drigeinkommensbezieher bei den Familien ohne 
Migrationshintergrund um zwei Prozentpunkte 
gefallen, bei den Familien mit Migrationshinter-
grund um etwa sieben Prozentpunkte. Allerdings 
ist nach wie vor ein deutliches Einkommensgefälle 
beobachtbar. 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2009, 2010); Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (2008, 2012b)

>	Tabelle B20 im Anhang

Nettoeinkommen von Familien nach Migrationshintergrund des Haupteinkommensbeziehers (in %)

38 Verkürzend wird hier von Familien mit bzw. ohne Migrationshintergrund gesprochen, gemeint sind Familien, deren Haupteinkommensbezieher 
einen Migrationshintergrund hat oder nicht.
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B21 Armutsrisikoquote (IntMK E6b)

Definition 

Anteil der Personen nach Migrationshintergrund an der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppe mit einem Einkommen unterhalb der Armuts-
risikoschwelle

Datenquelle

Mikrozensus

mit MH ohne MH

28,029,8
27,1

10,7 10,4 11,1

30%

20%

10%

0%
2005 2009 2011 2005 2009 2011

Armut schränkt Handlungsspielräume ein, prägt 
damit den Lebensstil und erschwert die soziale 
Integration (Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration 2011: 
86). Sie wirkt sich auf alle Lebensbereiche und die 
entsprechenden Teilhabechancen aus. Der Begriff 
„Armutsrisiko“ weist auf „die Möglichkeit einer 
Armutsgefährdung – insbesondere bei längerem 
Verbleiben in einem niedrigen Einkommensbe-
zug“ hin (Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales 2008: 16). 

Bei diesem Indikator besteht ein Armutsrisiko für 
jene Personen, die mit weniger als 60% des mittle-
ren Einkommens der hessischen Gesamtbevölke-
rung auskommen müssen39. Demnach ist das hier 
verwendete Armutsrisiko eine statistische Kenn-
ziffer, die die Ungleichverteilung von Einkommen 
misst und stets in Relation zum Gesamteinkom-
men zu interpretieren ist: Ist das Durchschnittsein-
kommen der betrachteten Region hoch, so liegt 
auch die „Armutsrisikoschwelle“ auf einem hohen 
Niveau. Aus diesem Grund ist das „Armutsrisiko“ 
in Hessen nicht unmittelbar mit dem in anderen 
Regionen vergleichbar.

Armutsrisikoquote (in %)

39 Basis ist das bedarfsgewichtete Nettoäquivalenzeinkommen. Es wird berechnet, indem das Haushaltsnettoeinkommen auf die gewichtete Zahl 
der Haushaltsmitglieder bezogen wird. Nach der neuen OECD-Skala wird der Haupteinkommensbezieher im Haushalt mit dem Gewicht 1 berück-
sichtigt, alle weiteren Haushaltsmitglieder ab 14 Jahren mit dem Gewicht 0,5 und alle Kinder unter 14 Jahren mit dem Gewicht 0,3. Damit wird der 
Tatsache Rechnung getragen, dass mehrere Haushaltsmitglieder gemeinsam und damit kostengünstiger wirtschaften.
Gemäß der Definition der EU liegt ein Armutsrisiko vor, wenn das bedarfsgewichtete Nettoäquivalenzeinkommen weniger als 60 Prozent des Mit-
telwerts (Medians) des Einkommens der Gesamtbevölkerung beträgt. Der Median ist der Wert, der die Einkommen der Bevölkerung in zwei Hälften 
teilt. Die unterhalb des Medians liegende Armutsrisikoschwelle lässt sich zum einen auf den Landesmedian, zum anderen auf den Bundesmedian 
beziehen. Hier wird der Landesmedian gewählt, d. h. Berechnungsgrundlage ist das Einkommen der hessischen Bevölkerung.
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Personen mit Migrationshintergrund haben ein 
deutlich höheres Armutsrisiko als jene ohne 
Migrationshintergrund; 27,1% (vs. 11,1%) sind ar-
mutsgefährdet. Im Berichtszeitraum zeichnet sich 
eine positive Entwicklung ab: Die Armutsrisiko-
quote von Personen mit Migrationshintergrund ist 
von 29,8% auf 27,1% gefallen.

Deutsche mit Migrationshintergrund haben ein 
deutlich niedrigeres Risiko als Ausländer (23,5% 
vs. 31,7%, siehe Tabelle B21 im Anhang). In allen 
Bevölkerungsgruppen sind Frauen etwas häufiger 
armutsgefährdet als Männer. Hervorzuheben ist 
ferner die hohe Armutsrisikoquote der Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund (30,4% 
vs. 11,1% der unter 18jährigen ohne Migrations-
hintergrund), wobei diese seit 2005 um sechs Pro-
zentpunkte gesunken ist. Auch in der Altersgrup-
pe ab 65 Jahren ist das Armutsrisiko besonders 
hoch (35,2% bei Senioren mit Migrationshinter-
grund vs. 12,8% bei Senioren ohne Migrationshin-
tergrund); es hat seit 2005 um fast fünf Prozent-
punkte zugenommen.

Weiterführende statistische Analysen haben ge-
zeigt, dass nicht nur sozialstrukturelle Eigenschaf-
ten der Migranten ihre Armut erklären, sondern 
dass es einen Zusammenhang zwischen Migrati-
onshintergrund und Armut gibt. Selbst bei glei-
chem Bildungsstand, Haushaltsstruktur und Art 
des Lebensunterhalts besitzen Personen mit 
Migrationshintergrund ein höheres Armutsrisiko. 
Es ist bei Zuwanderern mit längerer Aufenthalts-
dauer allerdings geringer als bei Zuwanderern, 
die kürzer in Deutschland leben (Fuhr 2012).

Weiterführende Literatur 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2009, 2011); Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (2008, 2012b); Eichhorn/Huter (2011); Fuhr (2012, 
2013); Gerhardt et al. (2009); Hessisches Statistisches Landes-
amt (2012a); Integrationsministerkonferenz (2013); Lietzmann 
et al. (2011) 

>	Tabelle B21 im Anhang
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B22 Einstellung zur eigenen wirtschaftlichen Situation 

Definition 

Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage in einer 
Selbstauskunft 

Datenquelle

SOEP

 große Sorgen  einige Sorgen  keine Sorgen  keine Angabe

42

49

9

33

51

15

20

52

24

100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH

2005 2008 2011 2005 2008 2011

21

55

23

19

50

31

16

45

38

1 4 1 1

Dieser subjektive Indikator misst die Einschätzung 
der eigenen wirtschaftlichen Situation in einer 
Selbstauskunft. Die zugrundeliegende Frage lau-
tet: Wie ist es mit den folgenden Gebieten – ma-
chen Sie sich da Sorgen? ...um Ihre eigene wirt-
schaftliche Situation?“

Der Indikator zeigt größere Unterschiede zwi-
schen Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund. So machen sich 20% der Personen mit 
Migrationshintergrund „große Sorgen“ um die 
eigene wirtschaftliche Situation, während 24% 
deswegen keine Sorge haben. Bei den Deutschen 
ohne Migrationshintergrund machen sich 16% 
„große“ Sorgen, während 38% nicht besorgt sind.

Insgesamt ist im Berichtszeitraum ein positiver 
Trend sichtbar, insbesondere bei den Personen 
mit Migrationshintergrund. Hier hat sich der Anteil 
jener, die sich „große“ Sorgen um ihre wirtschaft-
liche Lage machen, von 42% auf 20% halbiert. 
Analog dazu verlief die Entwicklung der Anteile 
der Befragten, die um die eigene wirtschaftliche 
Situation unbesorgt sind: ihr Anteil stieg im glei-
chen Zeitraum von 9% auf 24%. 

Weiterführende Literatur
Frick/Grabka (2008)

>Tabelle B22 im Anhang

Sorgen um eigene wirtschaftliche Situation (in %)
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Die soziale Dimension umfasst zum einen die Le-
bensformen von Personen. Zum anderen bezieht 
sie sich auf die Teilhabe von Zugewanderten in der 
Aufnahmegesellschaft, wie sie sich etwa im Privat-
leben bei den sozialen Kontakten äußert. Hierzu 
zählen Strukturen der Freundes- und Partnerwahl 
von Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund, Eheschließungen, aber auch Gruppenzu-
gehörigkeiten und Vereinsmitgliedschaften (u.a. 
Formen des bürgerschaftlichen Engagements). 
Auch der in der öffentlichen Diskussion immer 
wieder aufgegriffene Aspekt der Kriminalität von 
Zugewanderten wird in dieser Dimension näher 
beleuchtet. 

Bei der sozialen Dimension ist es nicht in allen 
Themenfeldern Ziel, dass sich die Indikatoren zwi-
schen den Bevölkerungsgruppen mit und ohne 
Migrationshintergrund angleichen. Teilweise geht 
es ausschließlich um eine Beobachtung der Ent-
wicklung der Vielfalt – so beispielsweise bei Indi-
kator C1, der das Zusammenleben in Haushalten 
abbildet.

Berücksichtigt werden muss, dass sich die soziale 
und die kulturelle Dimension der Integration (s. 
Abschnitt 3.6) nicht trennscharf abgrenzen lassen.

3.5.1 Lebensformen 

Lebensformen sind vom sozialen und kulturellen 
Kontext geprägt. Mit der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und dem sozialen Wandel ändern sich 
auch die Formen des Zusammenlebens in einer 
Gesellschaft. So lässt sich in Deutschland seit etli-
chen Jahren eine Pluralisierung der Lebensformen 
beobachten. Der Trend geht zu einer steigenden 
Zahl Alleinstehender, einer abnehmenden Kinder-
zahl je Frau und einer zunehmenden Bedeutung 
der Kleinfamilie. In diesem Kapitel wird anhand 
der genannten Indikatoren überprüft, inwieweit 
dieses auch für die Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund zutrifft.

 

3.5 Soziale Dimension der Integration
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C1 Zusammenleben in Privathaushalten (IntMK A5)

Definition 

Verteilung von erwachsenen Personen in Privathaushalten nach 
Migrationshintergrund auf verschiedene Lebensformen

Datenquelle

Mikrozensus

 Alleinstehend Personen in Paargemeinschaften
ohne Kind

Eltern in Paargemeinschaften
mit Kind(ern) unter 18 Jahren

Alleinerziehender
Elternteil mit Kind(ern)
unter 18 Jahren

Eltern mit jüngstem Kind
ab 18 Jahren

Gleichgeschlechtliche
Paargemeinschaften

19,2

29,3

37,9

10,4

21,9

28,3

35,0

12,0

22,5

27,5

34,1

12,7100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH
2005 2009 2011 2005 2009 2011

26,3

40,1

21,6

9,6

27,7

40,2

19,8

9,9

28,3

40,5

19,0

9,82,73,0

0,1

3,2 2,2

0,2 0,2 0,3

2,2 2,1

Trotz sinkender Haushaltsgröße ist das Zusam-
menleben mit anderen die häufigste Lebensform 
in Privathaushalten.40 Nur jeder fünfte  Erwach-
sene mit Migrationshintergrund bzw. jeder Vier-
te ohne Migrationshintergrund ist alleinstehend. 
Erwachsene mit Migrationshintergrund leben 
häufiger in einer Familie41 mit Kindern (insgesamt 
46,8% vs. 28,8% der Personen ohne Migrations-
hintergrund). 

Zusammenleben in Privathaushalten nach Lebensformen (in %)

40 In Hessen hat sich die durchschnittliche Größe der Haushalte seit 1950 von 3,0 auf 2,06 Personen verringert. Die Zahl der Haushalte ist in diesem 
Zeitraum von gut 1,4 Mio. auf fast 3,0 Mio. gestiegen (Hessisches Statistisches Landesamt). Ursachen für die Entwicklung werden in den niedrigen 
Geburtenzahlen, der steigenden Lebenserwartung, der Zunahme der Partnerschaften mit getrennter Haushaltsführung und der hohen beruflichen 
Mobilität bei der Bevölkerung im jüngeren und mittleren Alter gesehen (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011: 28ff.). 

41 Der Mikrozensus definiert Familien als Zwei-Generationen-Haushalte, in denen Eltern (oder ein Elternteil) mit ledigen Kindern in einem Haushalt 
leben (Statistisches Bundesamt 2012e:17).
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Personen ohne Migrationshintergrund leben da-
gegen häufiger in Paarbeziehungen ohne Kinder 
(40,5% vs. 27,5%) oder sind alleinstehend (28,3% 
vs. 22,5%). Alleinerziehende machen in beiden 
Bevölkerungsgruppen nur 2% bis 3% der Lebens-
formen aus (gleichwohl sind bundesweit 19% aller 
Familien Alleinerziehendenfamilien; Bundesmi-
nisterium für Familien, Senioren, Frauen, Jugend 
2012). Gleichgeschlechtliche Partnerschaften kön-
nen wegen der zu geringen Fallzahlen bei Perso-
nen mit Migrationshintergrund nicht ausgewiesen 
werden.

Im Berichtszeitraum ist zu beobachten, dass sich 
die Lebensformen langsam ändern; der Trend 
geht in beiden Gruppen hin zu einem sinkenden 
Anteil von Familien- und einem steigenden Anteil 
von Singlehaushalten. 

Weiterführende Literatur
Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012); Boos-Nün-
ning (2011); Bundesministerium für Familien, Senioren, Frau-
en, Jugend (2012); Familien- und Sozialverein des Lesben- und 
Schwulenverbandes in Deutschland e.V. (2010); Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder (2011); Statistisches Bun-
desamt (2012e)

>	Tabelle C1 im Anhang
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C2 Kinderzahl je Frau

Definition 

Kinderzahl je Frau in der Altersgruppe von 15 bis unter 45 Jahren 
nach Staatsangehörigkeit

Datenquelle

Hessisches Statisti-
sches Landesamt 
(Sonderauswertung)

2005 2008 2011 2005 2008 2011

1,761,84 1,8

1,25 1,29 1,311,6

2

1,2

0,8

0,4

0

ausländische Mutter deutsche Mutter

Seit Jahren geht in Deutschland die durchschnitt-
liche Zahl der Kinder je Frau zurück. Gleichzeitig 
sind Mütter bei der Geburt des ersten Kindes im 
Durchschnitt älter als noch vor wenigen Jahrzehn-
ten. Die Gründe dafür werden in der besseren Aus-
bildung der Frauen und längeren Ausbildungszei-
ten, zunehmender Frauenerwerbstätigkeit, dem 
Wunsch nach größerer finanzieller Unabhängig-
keit, aber auch in den gestiegenen monetären 
und nichtmonetären „Kosten“ von Kindern – z. B. 
durch deren längere und höhere Ausbildung oder 
berufliche Nachteile von Müttern – gesehen. 

Daher wird häufig davon ausgegangen, dass zu-
gewanderte Frauen – die seltener erwerbstätig 
werden (s. dazu Indikator B12) – bei der Geburt 
des ersten Kindes jünger sind (dazu Helfferich/
Klindworth 2010) und insgesamt mehr Kinder 
haben. Die Daten für Hessen zeigen, dass nicht-
deutsche Frauen im gebärfähigen Alter im Durch-
schnitt tatsächlich mehr Kinder zur Welt bringen 
als deutsche Frauen (1,80 vs. 1,31). Allerdings 
wird deutlich, dass die durchschnittliche Zahl der 

Geburten bei ausländischen Frauen leicht zurück-
geht. Dieser Trend ist seit 1997 bundesweit zu 
beobachten (Statistisches Bundesamt 2012d: 21).
Insgesamt ist von einer Annäherung des Ferti-
litätsverhaltens der Ausländerinnen an das der 
deutschen Frauen auszugehen: Dies bezieht sich 
zum einen auf die durchschnittliche Zahl der Kin-
der, zum anderen auf die altersspezifische Gebur-
tenhäufigkeit (ebd. 2012d: 23).

Dabei sind jedoch Unterschiede nach Bildung, 
Herkunftsland (und den dortigen Familiengrün-
dungsmustern), Geburtsland des ersten Kindes 
sowie Zuwanderergeneration der Frau zu beob-
achten (ausführlicher Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung 2012).

Weiterführende Literatur
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (2012); Bundeszen- 
trale für gesundheitliche Aufklärung (2012); Doblhammer et al. 
(2010); Kaufmann (2005); Milewski (2010); Sachverständigen-
rat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (2010); 
Schmidt/Kohls (2011); Statistisches Bundesamt (2012d)

>	Tabelle C2 im Anhang

 

Kinderzahl je Frau 
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C3 Private Kontakte

Definition 

Besuche von Ausländern bei Deutschen und von Deutschen bei 
Ausländern in den letzten 12 Monaten in einer Selbstauskunft von 
Ausländern 

Datenquelle

SOEP 

 ja nein keine Angabe

86

13

79

21

81

19
100%

80%

60%

40%

20%

0%

Besuche bei Deutschen Besuche von Deutschen
2007 2009 2011 2007 2009 2011

89

12

85

13

91

9

1 3

Private Kontakte fördern die Integration, da sie 
das Verständnis der Gruppen mit und ohne Migra-
tionshintergrund füreinander vertiefen und dazu 
beitragen können, Vorurteile abzubauen. Neben 
Kontakten am Arbeitsplatz und im täglichen Le-
ben bzw. im öffentlichen Raum, kommt den pri-
vaten Kontakten eine besondere Bedeutung für 
den Prozess des Sich-Aufeinanderzubewegens zu. 

Dieser Indikator weist soziale Kontakte im priva-
ten Umfeld aus. Im Umkehrschluss kann er einen 
Hinweis auf ethnische Segregationstendenzen in 
einer Gesellschaft geben.

Die Befragten, lediglich Ausländer, machen Anga-
ben über ihre Besuche bei und von Deutschen in 
den letzten 12 Monaten. Die Daten werden mit 
folgender Frage erhoben: „Im Folgenden geht es 
um den Kontakt, den die Menschen unterschied-
licher Nationen in Deutschland haben. Daher die 

Frage: Haben Sie in den letzten 12 Monaten ... 
Personen deutscher Herkunft in deren Wohnung 
besucht? – Wurden Sie in den letzten 12 Monaten 
in Ihrer eigenen Wohnung ... von Personen deut-
scher Herkunft besucht?“ 

81% der Ausländer haben im abgefragten Zeit-
raum Deutschen einen Besuch abgestattet, 91% 
haben Besuch von Deutschen empfangen. Die 
Entwicklung im Berichtszeitraum (bei diesem In-
dikator seit 2007) ist von einer stabilen Quote 
gegenseitiger Besuche auf sehr hohem Niveau 
geprägt. 

Weiterführende Literatur
Blohm/Wasmer (2011); Haug (2010); Ministerium für Integra-
tion Baden-Württemberg (2012); Nottmeyer (2010); Sachver-
ständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migrati-
on (2010); Stiftung Zentrum für Türkeistudien (2012)

>	Tabelle C3 im Anhang
 

Private Kontakte von Ausländerinnen und Ausländern mit Deutschen (in %)
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3.5.2 Gesundheit

Ob Integration gelingt, lässt sich auch an den 
Chancen der Zugewanderten auf ein gesundes 
Leben sowie einen gleichberechtigten Zugang 
zum Gesundheitswesen messen. Aus der Literatur 
ist bekannt, dass insbesondere sozial benachtei-
ligte und bildungsferne Gruppen, in denen Perso-
nen mit Migrationshintergrund überrepräsentiert 
sind, ein höheres Krankheitsrisiko tragen. 

Nach Razum/Spallek (2009) treten bei vergleich-
barem Krankheitsspektrum bestimmte Gesund-
heitsrisiken bei Zugewanderten häufiger auf oder 
führen zu stärker ausgeprägten Krankheitsbil-
dern. Dies dürfte in Zusammenhang mit dem im 
Durchschnitt niedrigeren sozioökonomischen Sta-
tus zu sehen sein und könnte auf geringere zur 
Verfügung stehende finanzielle Ressourcen, die 
Gesundheit weniger fördernde Lebensumstände, 
auf größere berufsbedingte Gesundheitsrisiken 
(Brzoska et al. 2010), aber auch auf ein anderes 
gesundheitliches Risikoverhalten zurückzuführen 
sein (Lampert et al. 2010). Zu berücksichtigen ist 
ferner, dass die Migrationssituation in ihrer ganzen 
Komplexität als psychologisch belastend empfun-
den werden kann, was möglicherweise destabili-
sierende Wirkungen auf die Gesundheit hat. 

Das Themenfeld „Gesundheit“ kann für Erwach-
sene mangels geeigneter Daten besonders 
schwer abgebildet werden. Dies ist auch insofern 
als problematisch anzusehen, als unter anderem 
davon ausgegangen wird, dass Gesundheit einen 
großen Einfluss auf Bereiche der strukturellen In-
tegration haben kann (Beauftragte der Bundesre-
gierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
2011: 121). Auch differenzierte Daten zur Nut-
zung der Gesundheitsdienste durch Personen mit 
Migrationshintergrund und die Qualität der Leis-
tungen liegen nicht im erforderlichen Ausmaß vor. 
Dennoch wird festgestellt, dass für diese Gruppe 
der Zugang zur Gesundheitsversorgung erschwert 
sein kann (Robert Koch-Institut 2008). Dabei dürf-
ten Informationsdefizite, Verständigungsschwie-
rigkeiten und ein Mangel an interkultureller Kom-
petenz des medizinischen Personals eine Rolle 
spielen. 
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C4 Subjektives Gesundheitsempfinden 

Definition 

Aktueller gesundheitlicher Zustand nach Migrationshintergrund 
in einer Selbsteinschätzung

Datenquelle

SOEP 

 sehr gut gut zufriedenstellend weniger gut schlecht keine Angabe

7

35

36

16
5

10

34

31

17

8

17

35

22

19

8100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH
2005 2008 2011 2005 2008 2011

36

8

16

36

4

35

9

14

37

4

38

11

33

15

1 1 4

Dieser Indikator basiert auf einer Selbsteinschät-
zung der Gesundheit, der mit der Frage erfasst 
wird: „Wie würden Sie Ihren gegenwärtigen Ge-
sundheitszustand beschreiben?“ Zwar muss bei 
der Interpretation der Daten beachtet werden, 
dass die Selbsteinschätzung des Gesundheitszu-
standes von einer Fremdeinschätzung abweichen 
kann. Auch gehen in Selbstauskünfte kulturell ge-
prägte Wahrnehmungen ein, etwa des Wohlbe-
findens, von Symptomen und der Anfälligkeit für 
Krankheiten. Dennoch gibt es Hinweise darauf, 
dass subjektive Gesundheitsparameter recht gut 
mit „objektiv“ erhobenen Indikatoren überein-
stimmen und deshalb als zuverlässige Teilelemen-
te bei der Beschreibung des Gesundheitszustands 
betrachtet werden können (Robert Koch-Institut 
2008). 

Unabhängig vom Migrationshintergrund be-
schreibt rund jeder zweite seinen Gesundheits-
zustand als „gut“ oder „sehr gut“. Dabei ist der 
Anteil der Personen mit Migrationshintergrund, 
die ihren Zustand als „sehr gut“ empfinden, im 
Berichtszeitraum von 7% auf 17% angewachsen. 
Allerdings hat sich die Gruppe, die ihren Gesund-
heitszustand als „schlecht“ beschreibt, ebenfalls 
vergrößert (von 4% auf 8%).

Weiterführende Literatur
Badura et al. (2010); Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration (2008, 2010, 2011, 
2012); Bundesamt für Gesundheit (2007, 2010); Olbermann 
(2011); Robert Koch-Institut (2008); Seidl/Horn (2011); weitere 
Studien und Daten zur Gesundheit von Migranten unter: www.
gbebund.de

>	Tabelle C4 im Anhang
 

Subjektives Gesundheitsempfinden nach Migrationshintergrund (in %) 
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C5 Gesundheitsförderndes Handeln

Definition 

Häufigkeit von aktiver sportlicher Betätigung nach Migrationshinter-
grund in einer Selbsteinschätzung

Datenquelle

SOEP

 mindestens 1 x die Woche mindestens 1 x im Monat seltener

nie keine Angabe

19

7

19

55

28

9

17

46

29

4

17

49

100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH
2005 2008 2011 2005 2008 2011

8

41

35

16
8

48

28

15

6

45

16

31

1 1 2

Aktive sportliche Betätigung kann als Indikator 
für gesundheitsförderndes Handeln angesehen 
werden. Über den Gesundheitsaspekt hinaus ge-
nießt das Themenfeld Sport in Integrationsfragen 
hohe Bedeutung. Insbesondere dem Vereinssport 
wird großes Integrationspotenzial zugesprochen 
(Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2010: 324ff.). 

Auch dieser Indikator basiert auf einer Selbstein-
schätzung; die zugrundeliegende Frage lautet: 
„Welche der folgenden Tätigkeiten üben Sie in 
Ihrer freien Zeit aus? Geben Sie bitte zu jeder 
Tätigkeit (hier: aktiver Sport42) an, wie oft Sie das 
machen.“ 45% der Personen ohne Migrationshin-
tergrund geben auf diese Frage an, „mindestens 
einmal die Woche“ Sport zu treiben und 29% der 
Personen mit diesem Hintergrund. 

Obwohl noch Aufholbedarf besteht, ist im Be-
richtszeitraum insgesamt ein deutlicher positiver 
Trend feststellbar: Seit 2005 hat der Anteil der Per-
sonen mit Migrationshintergrund, die wöchentlich 
Sport treiben, um zehn Prozentpunkte zugenom-
men, während der derjenigen ohne diesen Hinter-
grund um vier Prozentpunkte gewachsen ist.

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlin-
ge und Integration (2012); Braun (2011); Braun/Finke (2010); 
Braun/Nobis (2011); Breuer/Wicker (2008); Bundesamt für Ge-
sundheit (2007, 2010); Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (2010e); Razum/Spallek (2009); Robert-Koch-Institut (2008)

>	Tabelle C5 im Anhang
 

Gesundheitsförderndes Handeln: Aktive sportliche Betätigung nach Migrationshintergrund (in %)

42 2008 wurde abweichend nach „aktiver sportlicher Betätigung” gefragt.
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3.5.3 Bürgerschaftliches Engagement

Der Begriff „bürgerschaftliches Engagement“ um-
fasst ein „weites Spektrum von gesellschaftlichen 
Aktivitäten im öffentlichen Raum“ (Deutscher Bun-
destag 2012: 63). Bürgerschaftliches Engagement 
leistet einen wichtigen Beitrag „zur Bewältigung 
gesellschaftlich relevanter Fragen und für den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft“ (ebda.: 45). Dieses 
Engagement ist „eng verbunden mit der sozialen 
Einbindung, mit der Integration der Menschen“ 
(Deutscher Bundestag 2002: 27).

Bürgerschaftliches Engagement ist freiwillig, 
selbstorganisiert sowie selbstbestimmt und wird 
mit unterschiedlicher Motivation ausgeübt, ist 
aber nicht an finanziellem Nutzen orientiert. Zu 
seinen Formen zählen soziales Engagement 
sowie die Betätigung in Vereinen, Verbänden, 
Initiativen, religiösen Gemeinschaften oder öf-
fentlichen Funktionen, teilweise auch politisches 
Engagement. Das Engagement wird in unter-
schiedlichsten Bereichen ausgeübt, z. B. Bildung, 
Umweltschutz, Kunst, Kultur oder Soziales, bei 
der Hilfeleistung (z. B. Rettungswesen) oder im 
Bereich Familie. Die meisten Personen engagie-
ren sich im Bereich Sport (Deutscher Bundestag 
2012: 69).

Der Umfang bürgerschaftlichen Engagements ist 
schwer zu messen. So differiert die Engagement-
quote stark mit der jeweiligen Datenquelle. Der 
Anteil der Bürger, die sich freiwillig engagieren, 
wird jedoch über die Jahre hinweg als relativ kon-
stant eingeschätzt (ebda.: 64ff.).

Was Personen mit Migrationshintergrund anbe-
langt, so bleibt ihr Engagement hinter dem von 
Personen ohne Migrationshintergrund zurück. Der 
Nationale Aktionsplan Integration bezeichnet das 
bürgerschaftliche Engagement von Migranten 
sowohl „als Motor als auch Indikator für die Inte- 
gration“. Das Engagementpotenzial wird als hoch 
eingeschätzt, gerade im Hinblick auf Jüngere. Um 
die Beteiligung von Personen mit Migrationshin-
tergrund zu stärken, wird eine interkulturelle Öff-
nung der Strukturen gefordert (Bundesregierung 
2012: 287f.). 

Die öffentliche Debatte schreibt Migranten- 
(selbst-)organisationen43 eine zunehmende Be-
deutung zur Aktivierung des Potenzials zu; gleich-
zeitig werden diese als wichtige Partner der Inte-
grationspolitik und -förderung wahrgenommen.
 

43 Einen explorativen Einstieg in den Themenbereich des bürgerschaftlichen Engagements in Migrantenorganisationen in Hessen bietet das  
Hessische Ministerium der Justiz, für Integration und Europa (2011b); außerdem Zitzelsberger/Latorre (2011); Huth-Hildebrandt/Stüwe (2012).
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C6 Bürgerschaftliches Engagement

Definition 

Häufigkeit der ehrenamtlichen Tätigkeit in Vereinen, Verbänden oder 
sozialen Diensten nach Migrationshintergrund in einer Selbstauskunft

Datenquelle

SOEP

 jede Woche jeden Monat seltener nie keine Angabe

7

11

77

5
8

82

6
9

80

100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH
2005 2008 2011 2005 2008 2011

11

13

61

14

10

13

65

13

11

13

16

60

2

3 5 3

12 1

Der Indikator misst eine Variante des bürger-
schaftlichen Engagements, nämlich die ehrenamt-
liche Tätigkeit44. Diese weist auf die Bereitschaft 
hin, gesellschaftliche Verantwortung zu überneh-
men und das Gemeinwesen mitzuformen. Bürger-
schaftliches Engagement vermittelt Anerkennung, 
stiftet Identität und entspricht einem wesentlichen 
Verständnis hessischer Politik, nämlich Integration 
gemeinsam zu gestalten. Darüber hinaus ermög-
licht es interkulturelle Lernerfahrungen. 

Der Indikator nutzt Daten, die im SOEP mit der 
Frage „Welche der folgenden Tätigkeiten üben 
Sie in Ihrer freien Zeit aus? … Ehrenamtliche Tä-
tigkeiten in Vereinen, Verbänden oder sozialen 
Diensten“ erhoben werden.45 Nach Selbstauskunft 
sind 24% derjenigen ohne Migrationshintergrund 
jede Woche oder jeden Monat ehrenamtlich ak-
tiv, unter den Personen mit Migrationshintergrund 
sind es 9%. 

Ehrenamtliche Tätigkeit in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten nach Migrationshintergrund (in %)

44 Die Befragten werden bei der diesem Indikator zugrunde liegenden Frage ausdrücklich nach ehrenamtlichen Tätigkeiten in Vereinen, Verbän-
den und sozialen Diensten in Abgrenzung zum Engagement und Beteiligung im politischen Kontext – wie etwa Bürgerinitiativen, Parteien und der 
Kommunalpolitik – gefragt (siehe hierzu Indikator C8 „Politisches Engagement“).

45Die Antwortvorgaben lauten: „Geben Sie bitte zu jeder Tätigkeit an, wie oft Sie das machen: jede Woche, jeden Monat, seltener oder nie?“
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Der Indikator zeigt für den gesamten Berichts-
zeitraum ein deutlich geringeres ehrenamtliches 
Engagement von Personen mit Migrationshinter-
grund gegenüber Personen ohne diesen Hinter-
grund. Der Anteil der Engagierten ohne Migrati-
onshintergrund ist in etwa gleich geblieben, der 
derjenigen mit Migrationshintergrund leicht gefal-
len, damit vergrößert sich der Abstand zwischen 
beiden Gruppen. In der Literatur wird davon 
ausgegangen, dass Migranten ein anderes (Vor-)
Verständnis von ehrenamtlicher Arbeit haben und 
aus ihren Herkunftskontexten über andere dies-
bezügliche Erfahrungen verfügen. Ein weiterer 
Grund für das unterschiedliche Engagement zwi-
schen Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund wird darin gesehen, dass sich „Migrantin-
nen und Migranten [...] mit anderen Formen und 
Schwerpunkten des Engagements [befassen] als 

Personen ohne Migrationshintergrund“ (Beauf-
tragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration 2010: 285). Zudem gibt es 
einen Zusammenhang zwischen ehrenamtlichem 
Engagement und der Zugehörigkeit zu einer so-
zialen Gruppe: Diverse Studien belegen, dass 
Höherqualifizierte und Erwerbstätige ein stärkeres 
Engagement aufweisen (z. B. Dathe et al. 2010).

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Braun (2011); Braun/Fin-
ke (2010); Braun/Nobis (2011); Dathe et al. (2010); Deutscher 
Bundestag (2002, 2012); Hessisches Ministerium der Justiz, für 
Integration und Europa (2011b); Huth (2012); Schader-Stiftung 
(2011); Stiftung Zentrum für Türkeistudien (2009)

>	Tabelle C6 im Anhang
 

3.5.4 Politische Partizipation 

In der repräsentativen Demokratie erfolgt mit der 
Teilnahme an Wahlen der unmittelbarste Akt poli-
tischer Partizipation. Das aktive und passive Wahl-
recht auf Bundes- und Landesebene ist an die 
deutsche Staatsangehörigkeit gebunden, steht 
auf kommunaler Ebene aber auch Personen mit 
der Staatsbürgerschaft eines EU-Mitgliedstaates 
offen. Um auch für die Angehörigen anderer Staa-
ten, die von der direkten demokratischen Parti-
zipation ausgeschlossen sind, eine institutionelle 
Beteiligungsmöglichkeit zu schaffen, wurden in 
Hessen schon sehr früh Ausländerbeiräte einge-
richtet. Der erste – und damit der älteste Auslän-
derbeirat Deutschlands – wurde 1972 in Wiesba-
den gegründet.

Doch lässt sich politische Partizipation nicht nur 
auf die Teilnahme an Wahlen reduzieren. In einer 
lebendigen Demokratie bringen viele verschie-
dene gesellschaftliche Gruppen ihre Perspekti-
ven und Interessen in den politischen Diskurs ein. 
Politische Gestaltungsmöglichkeiten finden sich 
ebenso in Initiativen und Vereinen. Daten liegen 
zur Mitwirkung in Parteien, der Kommunalpolitik 
sowie in Bürgerinitiativen vor. 
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C7 Wahlberechtigte mit Migrationshintergrund (IntMK A4)

Definition 
Anteil der für den Bundestag und den Landtag wahlberechtigten 
Deutschen mit Migrationshintergrund an allen Deutschen ab 18 Jahren

Datenquelle

Mikrozensus

2005 2009 2011

10,7 12,4 12,3

Bei diesem Indikator wird die Zahl der volljähri-
gen Deutschen mit Migrationshintergrund auf alle 
volljährigen Deutschen bezogen. Die vorliegen-
den Zahlen erlauben daher u. a. Aussagen zum 
politischen Partizipationspotenzial einer Teilgrup-
pe der Personen mit Migrationshintergrund, näm-
lich jener, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen. 

Personen mit Migrationshintergrund machen mitt-
lerweile etwa 12% der Wahlbevölkerung aus. Der 
Indikator weist im Berichtszeitraum einen leichten 
Anstieg von 10,7% auf 12,3% aus. Der Anteil der 
Wahlbevölkerung mit Migrationshintergrund wird 
aufgrund der demographischen Entwicklung in 
den nächsten Jahren wachsen (s. dazu Indikator 
A1).

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2010, 2011, 2012); Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (2010c); Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration (2010); Wüst (2012); 
Wüst/Heinz (2009)

>	Tabelle C7 im Anhang

Anteil der Deutschen mit Migrationshintergrund an allen Deutschen im Alter ab 18 Jahren in Hessen (in %)
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C8 Politisches Engagement

Definition 

Häufigkeit der Mitwirkung in Parteien, der Kommunalpolitik, Bürger-
initiativen nach Migrationshintergrund in einer Selbsteinschätzung

Datenquelle

SOEP

 jede Woche jeden Monat seltener

1

6

1

7

1

3

10%

12%

8%

6%

4%

2%

0%

mit MH ohne MH
2005 2008 2011 2005 2008 2011

2

3

7

2

1

7

2

2

8

<1
<1

Der Indikator weist das politische Engagement in 
Abgrenzung zum bürgerschaftlichen Engagement 
aus, das durch Indikator C6 abgebildet wird. Er 
nutzt Daten, die im SOEP mit folgender Frage er-
hoben werden: „Welche der folgenden Tätigkei-
ten üben Sie in Ihrer freien Zeit aus?“ (hier: „Be-
teiligung in Bürgerinitiativen, in Parteien, in der 
Kommunalpolitik“).46

Es wird deutlich, dass sich der überwiegende Teil 
der Bevölkerung weder in Parteien noch in der 
Kommunalpolitik oder in Bürgerinitiativen en-
gagiert. Dieser Befund bezieht sich auf 87% der 
Personen ohne und 93% der Personen mit Migra-
tionshintergrund. Heute sind nur etwa 4% der Per-
sonen ohne und 2% der Personen mit Migrations-
hintergrund „jede Woche“ oder „jeden Monat“ 
politisch aktiv. 8% bzw. 3% beteiligen sich „sel-
tener“.
 

Weiterführende Literatur
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2011, 2012); Bundesministerium des Innern 
(2011); Hunger/Candan (2009); Kösemen (2011); Kroh/Tucci 
(2009); Müssig/Worbs (2012); Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration (2010)

>	Tabelle C8 im Anhang 

Häufigkeit des politischen Engagements nach Migrationshintergrund (in %)

46 Die Antwortvorgaben lauten: „Geben Sie bitte zu jeder Tätigkeit an, wie oft Sie das machen – jede Woche, jeden Monat, seltener oder nie?“. 
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3.5.5 Kriminalität 

Der Begriff „Kriminalität“ umfasst die Gesamtheit 
der Verstöße gegen das Strafrecht. Hinsichtlich der 
sogenannten Ausländerkriminalität ist eine diffe-
renzierte Betrachtungsweise geboten. Zum einen 
ist „ein erheblicher Teil der Täter und auch der 
Opfer nicht zur Wohnbevölkerung des jeweiligen 
Tatortlandes“ zurechenbar (Bundeskriminalamt 
2012: 61). Zum anderen wird nur das sogenannte 
„Hellfeld“ erfasst. D. h. ein nicht unbeachtlicher 
Teil der begangenen Straftaten (das sogenannte 
„Dunkelfeld“) geht nicht in die Statistik ein (Bun-
deskriminalamt 2012: 8). Zum dritten müssen 
bestimmte ausländerspezifische Straftaten – also 
solche, die per definitionem nur von Ausländern 
begangen werden können – bei der Betrachtung 
außer Acht gelassen werden (z. B. Verstöße ge-
gen das Aufenthalts- oder Asylverfahrensgesetz). 

Problematisch im Hinblick auf die statistische Er-
fassung der Ausländerkriminalität ist ferner, „dass 
Ausländer bei Verbrechen schneller unter Tatver-
dacht geraten („Tatverdachteffekt“) und bei Straf-
taten eher angezeigt und häufiger kontrolliert 
werden als Personen ohne erkennbaren Migrati-
onshintergrund („Anzeigeeffekt“)“ (Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration 2012: 167). 

 



110 3 Indikatoren des Hessischen Integrationsmonitors

C9 Tatverdächtige (IntMK H 1)

Definition 

Anteil tatverdächtiger Ausländerinnen und Ausländer an allen 
Tatverdächtigen (Personen ab 14 Jahren)

Datenquelle

Polizeiliche 
Kriminalstatistik

2005 2009 2011

25,9
25,6

26,7

Die Polizeiliche Kriminalstatistik weist Tatverdäch-
tige aus, die durch Strafanzeigen und polizeiliche 
Kontrolltätigkeit bekannt geworden sind. Sie er-
fasst also nicht die Straftaten in ihrer Gesamtheit, 
so dass ein gewisses „Dunkelfeld“ bleibt. 

Der Indikator differenziert zwischen Personen mit 
und ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Heraus-
gerechnet sind ausländerspezifische Straftaten 
und Straftaten von Ausländern, die sich nur vo-
rübergehend in Deutschland aufhalten. Deutlich 
wird, dass Ausländer – gemessen an ihrem Anteil 
an der Bevölkerung (12,2%) – unter den Tatver-
dächtigen deutlich überrepräsentiert sind. Es 
zeigt sich, dass der Anteil der Ausländer an allen 
Tatverdächtigen seit 2005 geringfügig gestiegen 
ist. Wegen Schwankungen dieses Anteils in den 
vergangenen Jahren lässt sich kein eindeutiger 
Trend ausmachen.

Bei der Interpretation des Indikators muss neben 
den auf der vorigen Seite genannten Punkten be-
rücksichtigt werden, dass sich die Bevölkerungs-
gruppen der Deutschen und der Ausländer hin-
sichtlich ihrer Sozialstruktur (vor allem bezüglich 
Alter, Bildung, Erwerbstätigkeit und Einkommen) 
unterscheiden (Bundeskriminalamt 2012: 89, 
122ff.). 

Detailliertere Daten zu den verschiedenen Alters-
gruppen sowie dem Geschlecht der Tatverdächti-
gen sind Tabelle C9 zu entnehmen. Diese Tabelle 
macht vor allem deutlich, dass die absolute Zahl 
der weiblichen Tatverdächtigen erheblich niedri-
ger ist als die der männlichen.

Weiterführende Literatur
Baier et al. (2009); Beauftragte der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration (2011, 2012); Bundeskrimi-
nalamt (2012); Heinz (2012); Sachverständigenrat deutscher 
Stiftungen für Integration und Migration (2010)

>	Tabelle C9 im Anhang
 

Anteil der tatverdächtigen Ausländer/-innen ab 14 Jahren (in %)
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C10 Verurteilte (IntMK H 2)

Definition 

Anteil verurteilter Ausländerinnen und Ausländer an allen Verurteilten 
(Personen ab 14 Jahren)

Datenquelle

Strafverfolgungs-
statistik

2005 2009 2011

28,5
26,1

30,2

„Tatverdächtig ist ... jeder, der … verdächtig ist, 
eine rechtswidrige Tat begangen zu haben. … 
Nur im Falle einer Verurteilung kann aber von 
„Kriminellen“ im Sinne von „Tätern“ gesprochen 
werden.“ (Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration 2012: 166). 
Die Strafverfolgungsstatistik der Justiz ist jedoch 
nicht unmittelbar an die Polizeiliche Kriminalsta-
tistik anschlussfähig, da es zu Verzerrungen – z. 
B. durch die zeitliche Erfassung – kommen kann 
(Bundeskriminalamt 2012: 9). 

Auch dieser Indikator differenziert nur zwischen 
Personen mit und ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit. Der Anteil der Ausländer an den Verurteil-
ten ist – verglichen mit ihrem Anteil an der Bevöl-
kerung (12,2%) – deutlich höher. Wie bei Indikator 
C9 ist auch hier darauf hinzuweisen, dass der In-
dikator vor dem Hintergrund der soziostrukturel-
len Besonderheiten der Bevölkerungsgruppe der 
Ausländer interpretiert werden sollte. 

Im Berichtszeitraum ist der Anteil der Ausländer 
an allen Verurteilten von 28,5% auf 30,2% gestie-
gen. Wegen Schwankungen des Anteils in den 
vergangenen Jahren lässt sich kein eindeutiger 
Trend feststellen. 

Detailliertere Daten zu den verschiedenen Alters-
gruppen sowie dem Geschlecht können dem Ta-
bellenteil entnommen werden. Sie zeigen, dass 
die absolute Zahl der weiblichen Verurteilten er-
heblich niedriger ist als die der männlichen.

Weiterführende Literatur
Baier et al. (2009); Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration (2011, 2012); Bundes- 
kriminalamt (2012); Bundesministerium des Innern (2008); 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration (2010)

>	Tabelle C10 im Anhang
 

Anteil der verurteilten Ausländer/-innen ab 14 Jahren (in %)
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Unter Akkulturation von Zugewanderten lässt sich 
ihr Hineinwachsen in die Aufnahmegesellschaft in 
Folge von „Kulturkontakten“ (Heckmann 1992: 
162) verstehen. Hierzu gehören der Erwerb der 
Landessprache, die Kenntnis der sozialen und 
kommunikativen Gewohnheiten in der Aufnah-
megesellschaft, die Nutzung der Medien (dazu z. 
B. Geißler 2010; Simon/Neuwöhner 2011; Worbs 
2012) sowie die Kenntnis der Wertvorstellungen 
und Rollenmodelle.

Die kulturelle Dimension der Integration umfasst 
also eine Vielfalt an Aspekten, die sehr aussage-
kräftig für den Stand der Integration sind. Doch 
auch hier besteht ein Mangel an entsprechenden 
quantitativen Daten, der die Zahl der ausweisba-
ren Indikatoren beschränkt.

Zu beachten ist ferner, dass sich die soziale und 
die kulturelle Dimension der Integration nicht im-
mer trennscharf voneinander abgrenzen lassen.

3.6.1 Sprachkompetenz Deutsch

Die Beherrschung der Sprache der Aufnahmege-
sellschaft ist zentral für Integration. Sprache ist 
daher eines der wichtigsten Handlungsfelder inte-
grationspolitischer Bemühungen. Einem nachho-
lenden bzw. einem frühen Spracherwerb kommt 
bei Zugewanderten und ihren Kindern eine be-
sondere Bedeutung für die Integration zu. Das 
Erlernen der deutschen Sprache und der sichere 
Umgang mit ihr ist der Schlüssel zum Zugang zu 
den Institutionen der Gesellschaft (insbesondere 
zu Bildungssystem und Arbeitsmarkt) sowie eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für den schuli-
schen und beruflichen Erfolg und damit für die 
gesellschaftliche Integration (Schroeder 2007; 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2012; Bundesregie-
rung 2007: 15; Esser 2006; Institut der deutschen 
Wirtschaft 2010). 

Während Daten zur Familiensprache bereits im 
Bereich der frühkindlichen Bildung präsentiert 
wurden (Indikator B2), steht im Folgenden die 
Kenntnis der deutschen Sprache unter Erwachse-
nen mit Migrationshintergrund im Fokus.

3.6 Kulturelle Dimension der Integration
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D1 Kenntnis der deutschen Sprache 

Definition 

Deutschkenntnisse von Personen mit Migrationshintergrund in einer 
Selbsteinschätzung 

Datenquelle

SOEP

 sehr gut gut es geht eher schlecht gar nicht keine Angabe

27

33

28

9

34

37

21

5

47

33

15
100%

80%

60%

40%

20%

0%

Sprechkompetenz Schreibkompetenz
2005 2008 2011 2005 2008 2011

17

23

22

25

13

25

37

19

9

9

42

24

17

12

2

1

2 5 1 2 5

Dieser Indikator unterscheidet zwischen Kompe-
tenzen im Sprechen und Schreiben der deutschen 
Sprache bei Personen mit Migrationshintergrund. 
Die sprachlichen Fähigkeiten werden dabei von 
den Befragten selbst beurteilt. Befragt wurden 
ausschließlich Personen mit Migrationshinter-
grund, die angaben, dass sowohl ihre eigene Mut-
tersprache als auch die beider Elternteile nicht 
Deutsch sei. Die dem Indikator zugrunde liegende 
Frage lautet: „Wie gut können Sie die deutsche 
Sprache ... sprechen?“ bzw. „... schreiben?“

Nach dieser Selbsteinschätzung sprechen 47% 
der Personen mit Migrationshintergrund deutsch 
„sehr gut“ und 33% „gut“. Die Schriftsprache 
wird im Vergleich zur gesprochenen Sprache als 
etwas schwieriger beurteilt. 42% schätzen ihre 
schriftlichen Deutschkenntnisse als „sehr gut“ ein 
und 24% als „gut“.

Obwohl eine Sprachstandsfeststellung, die auf 
einer Selbsteinschätzung basiert, als ungenau an-
gesehen werden muss, zeichnet sich im Berichts-
zeitraum sowohl hinsichtlich der Sprech- als auch 
der Schreibkompetenz ein eindeutiger, positiver 
Trend ab47. Gaben 2005 noch 40% der Befrag-
ten an, „sehr gut“ und „gut“ schreiben zu kön-
nen, stieg dieser Anteil bis 2011 kontinuierlich auf 
67%. Analog entwickelte sich die Einschätzung 
der Sprechkompetenzen: Während im Jahr 2005 
noch 60% der Befragten angaben, Deutsch „sehr 
gut“ und „gut“ sprechen zu können, erhöhte sich 
ihr Anteil bis zum Jahr 2011 auf 80%.

Weiterführende Literatur
de Cillia (2013); Esser (2006); Haug (2008); Stiftung Zentrum 
für Türkeistudien (2012)

>	Tabelle D1 im Anhang 
 

Deutschkenntnisse von Personen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, in einer Selbsteinschätzung (in %)

47 Dieser positive Trend muss aber aufgrund der methodischen Gegebenheiten vorsichtig interpretiert werden. Eine direkte Übertragung auf 
die hessische Bevölkerung, die Deutsch als Fremdsprache erlernt hat, ist nicht zulässig (vgl. auch Kapitel Datenquellen). Neben dem deutschen 
Standardfragebogen kommen im SOEP auch einige fremdsprachige Versionen bei eventuellen Verständnisproblemen während des Interviews zum 
Einsatz. Fehlende Sprachkenntnisse spielen dadurch für die Befragungsfähigkeit fast keine Rolle (Däubler 2002: 6).
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D2 Gebrauch der deutschen Sprache 

Definition 

Überwiegender Sprachgebrauch von Personen mit Migrations-
hintergrund in einer Selbsteinschätzung

Datenquelle

SOEP

Deutsch teils-teils keine AngabeHeimatsprache

100%80%60%40%20%0%

2011 50 399

42 469

32 4622

2008

2005

2

3

Der Gebrauch der deutschen Sprache ist ein wich-
tiger Bestandteil und Schlüssel für die Integration 
von Zugewanderten und ihren Kindern. Die Be-
herrschung der Landessprache ist nicht nur eine 
Voraussetzung für den erfolgreichen Erwerb von 
Bildung und die Integration ins Erwerbsleben, sie 
verschafft auch gesellschaftliche Akzeptanz und 
Anerkennung. Dieser Indikator verwendet wie In-
dikator D1 Daten von Personen mit Migrations-
hintergrund, deren eigene Muttersprache und die 
beider Elternteile nicht Deutsch ist. Die Erhebung 
basiert gleichfalls auf einer Selbsteinschätzung. 
Die Frage lautet: „Sprechen Sie hier in Deutsch-
land überwiegend deutsch, überwiegend die 
Sprache Ihres Herkunftslandes bzw. die Sprache 
Ihrer Eltern oder teils-teils?“.

Die Hälfte der Personen mit Migrationshinter-
grund (50%) nutzt überwiegend die deutsche 
Sprache, 39% wechseln zwischen Deutsch und 
der Sprache ihres Herkunftslandes. 9% sprechen 
überwiegend nicht Deutsch.

Für den Berichtszeitraum zeichnet sich ein eindeu-
tig positiver Trend ab: Der Anteil der Personen, 
die angeben, überwiegend Deutsch zu sprechen, 
hat sich zwischen 2005 und 2011 deutlich um 18 
Prozentpunkte erhöht. Der Anteil derjenigen, die 
angeben, vorwiegend in der Herkunftssprache zu 
sprechen, ist im gleichen Zeitraum entsprechend 
um 13 Prozentpunkte gesunken.

Weiterführende Literatur
de Cillia (2013); Esser (2006, 2008); Haug (2008); Meyer (2008); 
Stiftung Zentrum für Türkeistudien (2012)
 

>	Tabelle D2 im Anhang

Gebrauch des Deutschen oder der Heimatsprache von Personen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist (in %)
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3.6.2 Religion

Die wachsende Vielfalt der hessischen Gesell-
schaft zeigt sich auch in einer steigenden Zahl von 
Personen, die nicht den großen christlichen Kir-
chen angehören, sowie in den sich diversifizieren-
den Glaubenspraktiken der Menschen.48

Die evangelische und die katholische Kirche erfas-
sen ihre Mitglieder durch die Landeskirchenämter 
und die bischöflichen Ordinariate; demnach ge-
hören knapp 65% der Hessen einer dieser christli-
chen Kirchen an (39,4% der evangelischen, 24,5% 
der katholischen Kirche; Hessisches Statistisches 
Landesamt 2010). Anhänger anderer Glaubens-
gemeinschaften werden nicht in dieser Form sta-
tistisch erfasst, da die Gemeinden in der Regel 
nicht über solche institutionalisierten Strukturen 
verfügen. 

Aus diesem Grund können deren Zahlen nur mit 
Schätzungen oder Stichprobenerhebungen ermit-
telt werden. So wird der Anteil der Muslime vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bundes-
weit auf 3,8 bis 4,3 Millionen Personen geschätzt, 
von denen etwa 10,3%, d.h. zwischen 391.000 und 
443.000 Personen, in Hessen leben (Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge 2009b: 80, 107). In 
diesem Kapitel werden neue Zahlen aus einer Er-
hebung im Auftrag des Hessischen Ministeriums 
der Justiz, für Integration und Europa, vorgestellt. 
 

48 Der Religionswissenschaftliche Medien- und Informationsdienst (REMID) erfasst deutschlandweit rund 140 Religions- und Weltanschauungsge-
meinschaften, schätzt die tatsächliche Zahl aber noch höher (zitiert nach Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion 2012: 158).



116 3 Indikatoren des Hessischen Integrationsmonitors

D3 Religionszugehörigkeit 

Definition 

Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft nach Migrationshinter-
grund in einer Selbstauskunft

Datenquelle

repräsentative 
Befragung im Auf-
trag des HMdJIE 

evangelisch

katholisch

andere christliche Religion

muslimisch

sonstige

konfessionslos

keine Angabe

mit MH

ohne MH

1

4 3

2

100%80%60%40%20%0%

21 29 20 16 7

45 24 28

Der Indikator nutzt in dieser Ausgabe des Hessi-
schen Integrationsmonitors eine aktuelle Befra-
gung der Bevölkerung im Auftrag des Hessischen 
Ministeriums der Justiz, für Integration und Euro-
pa als Datenquelle. Die Frage lautet: „Gehören 
Sie einer der folgenden Religionsgemeinschaften 
an? …“

Nach dieser Befragung beträgt der Anteil der 
Personen ohne Migrationshintergrund, die sich 
zur evangelischen bzw. zur katholischen Kirche 
bekennen, 45% resp. 24%. Unter den Personen 
mit Migrationshintergrund sind es jeweils 21% 
und 29%. 

Religionszugehörigkeit nach Migrationshintergrund (2013, in %)
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Der Anteil der Muslime an der Gruppe der Perso-
nen mit Migrationshintergrund liegt bei etwa 20%, 
konfessionslos sind 16% der Personen mit und 
28% der Personen ohne Migrationshintergrund. 
Unter den Personen mit Migrationshintergrund ist 
demnach der Anteil der Konfessionslosen fast so 
hoch wie der der Muslime.

Der Anteil derer, die einer „anderen christlichen 
Religionsgemeinschaft“ angehören, beträgt bei 
Personen ohne Migrationshintergrund 2%, bei 
denen mit diesem Hintergrund 4%. 1% der Per-
sonen ohne und 3% der Personen mit Migrations-
hintergrund zählen sich zu einer „sonstigen Reli-
gionsgemeinschaft“ (z. B. jüdisch, buddhistisch, 
hinduistisch). Der hohe Anteil derer, die einen 
Migrationshintergrund haben und die Angabe 
verweigerten (7%), führt möglicherweise zu einer 
Verzerrung bei der Verteilung der Personen mit 
Migrationshintergrund auf die verschiedenen Re-
ligionsgemeinschaften.

Da die Datenquelle eine 2013 für die Hessische 
Landesregierung durchgeführte Befragung unter 
der hessischen Bevölkerung ist, liegen Vergleichs-
werte für andere Jahre nicht vor. Im Hessischen 
Integrationsmonitor 2010 wurden die Daten des 
SOEP49 herangezogen, die – mit Fortschreibung 
für das Jahr 2011 – in Tabelle D3b im Anhang wie-
dergegeben sind. 

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2009b); Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integrati-
on (2012); Bertelsmann Stiftung (2008, 2009); Foroutan (2012); 
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
(2013b); Șen/Sauer (2006) 

>	Tabelle D3 im Anhang 

49 Die Frageformulierungen im SOEP lauten für den Indikator D3: „Gehören Sie einer Kirche oder Religionsgemeinschaft an? Wenn ja, sind Sie ... 
– … katholisch, evangelisch, Mitglied einer anderen christlichen Religionsgemeinschaft, Mitglied einer islamischen Religionsgemeinschaft, Mitglied 
einer anderen Religionsgemeinschaft? ...Nein, konfessionslos.“
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D4 Religiosität

Definition 

Religiosität nach Migrationshintergrund in einer Selbsteinschätzung
Datenquelle

repräsentative 
Befragung im Auf-
trag des HMdJIE 

sehr religiös

eher religiös

eher nicht religiös

gar nicht religiös

keine Angabe

100%80%60%40%20%0%

16 46 20 17

449 24 2126

mit MH

ohne MH

1

Auch die Daten zur Religiosität entstammen der 
genannten Befragung. Die der Datenerhebung 
zugrundliegende Frage lautet: „Würden Sie von 
sich sagen, dass Sie religiös sind?“ 

Als „sehr religiös“ bezeichnen sich unter den Per-
sonen mit Migrationshintergrund nur 16%, unter 
denen ohne diesen Hintergrund sogar nur 9%. 
Betrachtet man die extremen Pole der Skala, so ist 
unter den Personen ohne Migrationshintergrund 
die Gruppe der „gar nicht“ Religiösen mehr als 
doppelt so groß wie die der „sehr“ Religiösen 
(21% vs. 9%), unter den Personen mit diesem Hin-
tergrund sind die Gruppen etwa gleich stark (17% 
vs. 16%).

Da die Daten erstmalig 2013 erhoben wurden, 
liegen Vergleichswerte für andere Jahre nicht vor. 

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2009b); Bertels-
mann-Stiftung (2008, 2009); Hessisches Ministerium der Justiz, 
für Integration und Europa (2013b); Șen/Sauer (2006)

>	Tabelle D4 im Anhang 
 

Religiosität nach Migrationshintergrund (2013, in %)
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D5 Religionsausübung 

Definition 

Religionsausübung (Besuch von Gottesdiensten, Gemeinschafts-
gebeten oder anderen religiösen Feiern) nach Migrationshintergrund 
in einer Selbstauskunft

Datenquelle

repräsentative 
Befragung im Auf-
trag des HMdJIE 

mit MH

ohne MH

mindestens einmal
wöchentlich

etwa einmal
monatlich

seltener

nie

100%80%60%40%20%0%

8 17 2946

11 18 2546

Die Daten zur Religionsausübung entstammen 
ebenfalls einer aktuellen Befragung des Hessi-
schen Ministeriums der Justiz, für Integration und 
Europa. Die der Datenerhebung zugrundliegende 
Frage lautet: „Wenn Sie an die letzten 12 Mona-
te denken – wie oft besuchten Sie Gottesdienste, 
Gemeinschaftsgebete oder andere religiöse Fei-
ern?“.50

Die Häufigkeit der Religionsausübung variiert in 
starkem Maße mit der Religionszugehörigkeit 
(Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration 
und Europa 2013b).51 

Die Aufschlüsselung der Bevölkerung nach Migra-
tionshintergrund lässt jedoch keine großen Unter-
schiede erkennen: Der Anteil der Personen mit 
diesem Hintergrund, der oft oder gelegentlich 
(etwa einmal im Monat) an einer religiösen Veran-
staltung teilnimmt, ist mit 29% nur etwas größer 
als der der Personen ohne Migrationshintergrund 
(25%). Umgekehrt geben Personen ohne Migrati-
onshintergrund nur geringfügig häufiger an, „nie“ 
ihre Religion auf diese Art und Weise auszuüben 
(29% vs. 25%). Die ihre Religion häufig Praktizie-
renden sind damit in beiden Gruppen deutlich in 
der Minderheit.

Besuch von Gottesdiensten, Gemeinschaftsgebeten oder anderen religiösen Feiern nach Migrationshintergrund (2013, in %)

50 Sie wurde nur Personen gestellt, die angaben, sehr religiös, eher religiös oder eher nicht religiös zu sein (vgl. Indikator D4).

51 Am häufigsten engagiert sind Personen, die „anderen christlichen Religionen“ angehören (46%). Unter den Mitgliedern der evangelischen 
Kirche sind 20% in ihrer Gemeinde aktiv, von den Katholiken 17% und von den Muslimen 14%.
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Da die Datenquelle eine 2013 für die Hessische 
Landesregierung durchgeführte Befragung unter 
der hessischen Bevölkerung ist, liegen Vergleichs-
werte für andere Jahre nicht vor. Im Hessischen 
Integrationsmonitor 2010 wurden die Daten des 
SOEP herangezogen, die – mit Fortschreibung für 
das Jahr 2011 – im Anhang in Tabelle D5b wieder-
gegeben sind.52

Weiterführende Literatur
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2009b, 2012e); Ber-
telsmann-Stiftung (2008, 2009); Hessisches Ministerium der 
Justiz, für Integration und Europa (2013b); Șen/Sauer (2006)

>	Tabelle D5 im Anhang

52 Die Frageformulierung im SOEP lautet für den Indikator D5: „Welche der folgenden Tätigkeiten üben Sie in Ihrer freien Zeit aus? Geben Sie 
bitte zu jeder Tätigkeit an, wie oft Sie das machen – jede Woche, jeden Monat, seltener oder nie?: Kirchgang, Besuch religiöser Veranstaltungen“.

Die Identität einer Person bildet sich in ihrem so-
zialen Umfeld und in Abhängigkeit von diesem. 
Gleichzeitig ist sie eingebunden in ein komple-
xes Geflecht verschiedener Gruppenidentitäten 
(Klinker 2010: 122). „Identität“ ist somit ein sehr 
schwieriges Konstrukt der psychologischen und 
soziologischen Theoriebildung.

Vereinfacht gesehen beschreibt die identifikato-
rische Dimension die Zugehörigkeit und emotio-
nale Bindung an Aufnahmeland und -gesellschaft 
und kann als wesentlicher Bestandteil gelungener 
Integration angesehen werden (ähnlich Heck-
mann 1997). 

Sie ist sehr vielschichtig, beinhaltet aber im We-
sentlichen zwei Komponenten: Zum einen die 
persönliche bzw. individuelle Komponente, zu der 
ein Gefühl der Zugehörigkeit sowie der Wille, Teil 
der Aufnahmegesellschaft zu sein bzw. zu werden, 

gehören. Zum anderen die gesellschaftliche bzw. 
soziale Komponente, die sich in einer Willkom-
menskultur und Akzeptanz der Zugewanderten 
äußert, sich aber auch (im negativen Sinne) in Be-
nachteiligung und Diskriminierung konkretisiert. 
Aufgrund der Vielschichtigkeit der Dimension sind 
aussagekräftige Indikatoren schwierig abzuleiten. 

3.7.1 Gefühl der Zugehörigkeit 

Als wesentliches Kriterium für die identifikatori-
sche Dimension der Integration kann das Gefühl 
von Personen mit Migrationshintergrund, vor al-
lem aber mit eigener Migrationserfahrung, sich in 
Hessen wohlzufühlen, angesehen werden. Zuge-
wanderte, die sich in unserem Bundesland wohl-
fühlen, sind hier „angekommen“, d. h. haben die 
Empfindung, hier heimisch oder „zu Hause“ zu 
sein.

3.7 Identifikatorische Dimension der Integration
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E1 Lebensgefühl in Hessen 

Definition 

Lebensgefühl im Bundesland Hessen nach Migrationshintergrund in 
einer Selbstauskunft

Datenquelle

repräsentative 
Befragung im Auf-
trag des HMdJIE 

sehr wohl eher wohl gar nicht wohl keine Angabeeher nicht wohl

mit MH

ohne MH

1

64 32

56 30 311

61 34

59 35 4

100%60% 80%20% 40%0%

2011

2013

2011

2013 3

2

1

1

2

1

Das Lebensgefühl der Personen mit Migrations-
hintergrund in Hessen wird mit der Frage gemes-
sen: „Wie wohl fühlen Sie sich in Hessen?“. Die 
Antworten ergeben, dass sich 96% der Personen 
mit und 95% der Personen ohne Migrationshinter-
grund in unserem Bundesland „sehr wohl“ oder 
„eher wohl“ fühlen.

Im betrachteten Zeitraum hat der Anteil der Per-
sonen mit Migrationshintergrund, die gern in 
Hessen leben, deutlich zugenommen. Noch 2011 
gaben 86% der Befragten mit Migrationshinter-
grund an, sich in Hessen „sehr wohl“ (56%) oder 
„eher wohl“ (30%) zu fühlen. Bei der Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund lässt sich dagegen 
kaum eine Entwicklung beobachten; hier ist der 
Anteil derer, die sich in Hessen „wohl“ oder „sehr 
wohl“ fühlen, um lediglich einen Prozentpunkt ge-
wachsen. 

Da die Erhebungen für das Hessische Ministerium 
der Justiz, für Integration und Europa erst ab 2011 
durchgeführt wurden, liegen keine Vergleichsda-
ten für frühere Jahre vor.

Weiterführende Literatur 
Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
(2011a, 2013b)

>	Tabelle E1 im Anhang 
 

Lebensgefühl in Hessen nach Migrationshintergrund (in %)
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E2 Gefühl, Deutsche(r) zu sein

Definition 

Einschätzung von Personen mit Migrationshintergrund und von 
Ausländern, sich als Deutsche(r) zu fühlen, in einer Selbstauskunft

Datenquelle

SOEP

 voll und ganz überwiegend in mancher Beziehung

kaum gar nicht keine Angabe

100%

80%

12

25

37

20

18

17

40

23

9

21

31

15

25

13

17

31

14

25

60%

40%

20%

0%

nur Ausländermit MH

2003 2010 2003 2010

36

1

Mit Indikator E2 bildet ein weiterer Indikator die 
identifikatorische Dimension der Integration ab. 
Mit der Frage: „Wie sehr fühlen Sie sich als Deut-
scher?“ wird die emotionale Bindung an Deutsch-
land überprüft, die vorsichtige Rückschlüsse auf 
die Identität der Befragten erlaubt.

Sich als Ausländer Deutschland zugehörig zu füh-
len, kann essentieller Bestandteil der Motivati-
on sein, auch de jure Teil der Gesellschaft durch  
Einbürgerung werden zu wollen – und damit alle 
bürgerschaftlichen Rechte wie die Mitglieder der 

Aufnahmegesellschaft zu genießen, aber auch 
allen staatsbürgerlichen Pflichten zu unterliegen.

Im Jahr 2010 fühlten sich 26% der in Hessen le-
benden Ausländer „voll und ganz“ oder „über-
wiegend“ als Deutsche, 40% „in mancher Bezie-
hung“ und 35% „kaum“ oder „gar nicht“. Unter 
Personen mit Migrationshintergrund53 hatten 39% 
die Empfindung, Deutsche zu sein, 31% „in man-
cher Beziehung“ und 30% „kaum“ oder „gar 
nicht“. 

Gefühl, Deutsche(r) zu sein (in %)

53 Bei dieser Frage wurden nur jene Deutsche mit Migrationshintergrund befragt, die die deutsche Staatsangehörigkeit nicht seit Geburt hatten, 
sondern erst nachträglich erworben haben.
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3.7.2 Gefühl der Ausgrenzung 

Benachteiligungen und Diskriminierungen haben 
eine integrationsfeindliche Wirkung. Sie schmä-
lern Potenziale der Identifizierung mit der Auf-
nahmegesellschaft. Das 2006 in Kraft getretene 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das unter 
anderem auch Benachteiligungen aufgrund der 
ethnischen Herkunft verhindern oder beseitigen 
soll, unterscheidet zwischen unmittelbarer und 
mittelbarer Benachteiligung. Erstere liegt vor, 
„wenn eine Person wegen [ethnischer Herkunft] 
eine weniger günstige Behandlung erfährt, als 
eine andere Person in einer vergleichbaren Situ-
ation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde“, 
letztere, „wenn dem Anschein nach neutrale Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren Personen ... ge-
genüber anderen Personen in besonderer Weise 
benachteiligen können ...“ (§ 3 AGG).

Der erste Indikator untersucht die Sorgen wegen 
Ausländerfeindlichkeit in der hessischen Gesell-
schaft; der darauf folgende Indikator misst die 
subjektive Wahrnehmung von Benachteiligungen.

Seit 200354 ist der Anteil der Personen, die sich 
„gar nicht“ als Deutsche fühlen, gestiegen, der 
Anteil derer, die sich „kaum“ als Deutsche emp-
finden, hat etwas abgenommen. Die Gruppe, die 
sich „voll und ganz“ als Deutsche fühlt, ist kleiner 
geworden – insbesondere unter den Ausländern.

Die Gegenüberstellung mit Indikator E1 zeigt, 
dass das positive Lebensgefühl in Hessen stär-
ker ausgeprägt ist als die Wahrnehmung, sich als 

54 Die Frage wurde im SOEP nur in den Jahren 2003 und 2010 gestellt.

Deutsche(r) zu fühlen. „Lokale Identitätsmuster“ 
gewinnen offenbar eine zunehmende Bedeutung 
(so auch Klinker 2010). 

Weiterführende Literatur
Klessmann (2012); Klinker (2010); Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (2010); 
Schmidt-Denter (2011); Stiftung Zentrum für Türkeistudien 
(2012)

>	Tabelle E2 im Anhang
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E3 Sorgen wegen Ausländerfeindlichkeit

Definition 

Besorgtheit um Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhass nach 
Migrationshintergrund in einer Selbstauskunft

Datenquelle

SOEP

 große Sorgen einige Sorgen keine Sorgen keine Angabe

33

46

20

25

53

22

20

45

29

100%

80%

60%

40%

20%

0%

mit MH ohne MH
2005 2008 2011 2005 2008 2011

26

53

20

24

56

20

21

55

22

12 5 1 1 2

Die Datenquelle für diesen Indikator ist das SOEP, 
die ihm zugrundeliegende Frage: „Wie ist es mit 
den folgenden Gebieten – machen Sie sich da 
Sorgen? ...über Ausländerfeindlichkeit und Frem-
denhass in Deutschland?“

Die Sorge wegen Ausländerfeindlichkeit in der 
Gesellschaft unterscheidet sich in den Bevölke-
rungsgruppen mit und ohne Migrationshinter-
grund. So machen sich jeweils ein Fünftel „gro-
ße“ Sorgen, 45% der Personen mit und 55% der 
Personen ohne Migrationshintergrund machen 
sich „einige“ Sorgen. In dieser Hinsicht unbesorgt 
sind 29% der Personen mit und 22% der Personen 
ohne Migrationshintergrund. 

Die Sorge wegen Ausländerfeindlichkeit und 
Fremdenhass hat im Berichtszeitraum deutlich ab-
genommen, vor allem unter Personen mit Migra-
tionshintergrund. In dieser Gruppe fiel der Anteil 
der sehr Besorgten von 33% auf 20%, während 
der Anteil der nicht Besorgten von 20% auf 29% 
wuchs.

Weiterführende Literatur 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration (2012); Sachverständigenrat deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration (2010)

>	Tabelle E3 im Anhang 

Sorgen wegen Ausländerfeindlichkeit nach Migrationshintergrund (in %)
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E4 Erfahrung von Benachteiligung aufgrund der Herkunft

Definition 

Erfahrung von Personen mit Migrationshintergrund, in den letzten 
zwei Jahren aufgrund der Herkunft benachteiligt worden zu sein, 
in einer Selbsteinschätzung 

Datenquelle

SOEP

häufig nie keine Angabeselten

100%80%60%40%20%0%

2011 26 59 411

33 5313

38 529

2008

2005

1

1

Dieser Indikator untersucht subjektiv empfunde-
ne Diskriminierungserfahrungen bei Personen mit 
Migrationshintergrund aufgrund ihrer Herkunft. 
Die der Datenerhebung zugrunde liegende Frage 
lautet: „Wie häufig haben Sie persönlich innerhalb 
der letzten beiden Jahre die Erfahrung gemacht, 
hier in Deutschland aufgrund Ihrer Herkunft be-
nachteiligt worden zu sein?“

59% der Personen mit diesem Hintergrund haben 
sich in den letzten zwei Jahren „nie“ diskriminiert 
gefühlt, 26% „selten“ und 11% „häufig“. 

Im Berichtszeitraum zeichnet sich eine positive 
Entwicklung ab: So hat der Anteil derer ohne Dis-
kriminierungsempfindungen („nie“) von 52% auf 
59% zugenommen, während der Anteil derer, die 
sich „häufig“ oder „selten“ diskriminiert fühlten, 
um zwölf Prozentpunkte gesunken ist. 

Weiterführende Literatur 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2010); Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion (2012); Europäische Kommission, Generaldirektion Justiz 
(2013); European Union Agency for Fundamental Rights (2009, 
2011); Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und 
Europa (2011a); Kaas/Manger (2010); Lüders (2011); Ministe-
rium für Integration Baden-Württemberg (2012); Sachverstän-
digenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration 
(2010); Sürig/Wilmes (2011)

 

>	Tabelle E4 im Anhang 

Erfahrung von Benachteiligung aufgrund der Herkunft (in %)
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Der Hessische Integrationsmonitor ist in ein Sys-
tem von Integrationsmonitoren eingebettet. Die 
folgende Abbildung zeigt, wie er in seiner Syste-
matik an die „Core Indicators“ der Europäischen 

Union, die Integrationsindikatorenberichte der 
Bundesregierung sowie die Berichterstattung der 
Integrationsministerkonferenz für die Bundeslän-
der anschließt.

Europäische Union:

„Core Indicators“

Die Einbettung des Hessischen Integrationsmonitors in die zentralen Integrationsindikatorensysteme

Bundesregierung:

erster und zweiter
„Integrationsindikatoren-
bericht“ 2008, 2012

Hessische
Kommunen:

Integrationsmonitore, 
v.a. in den Modell-
regionen Integration

Integrationsminister-
konferenz:

„Pilotbericht 2010“

„Integrationsberichte
der Länder“ 2011, 2013

Verbindung der Monitoringsysteme

Hessen: 

Integrationsmonitor
 2010, 2013
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4.1 Das Monitoring auf kommunaler Ebene in Hessen

Da den Kommunen bei der Integration eine zen-
trale Rolle zugeschrieben wird (z. B. Bommes 
2008), kommt auch dem Aufbau des kommunalen 
Monitorings eine besondere Bedeutung zu. Das 
Monitoring war zu Beginn der Legislaturperiode 
2009 in Hessen nur bei einzelnen „Vorreitern“ zu 
finden. Beispielhaft sei hier auf die bundesweit an-
erkannte Pionierarbeit der Stadt Wiesbaden ver-
wiesen, die zum ersten Mal im Jahr 2003 publiziert 
wurde. Der Aufbau der kommunalen Monitore 
wurde im Rahmen des Programms „Modellregio-
nen Integration“ – an dem Offenbach a.M., Kas-
sel, Wetzlar, die Landeshauptstadt Wiesbaden, 
der Hochtaunuskreis sowie der Main-Kinzig-Kreis 
mit der Stadt Hanau teilnahmen – von Seiten des 
Hessischen Integrationsministeriums gefördert. 
Mittlerweile verfügen einige Kommunen über an 
das landesweite Monitoring anschlussfähige Mo-
nitoringsysteme. 

Ein flächendeckendes Monitoring sollte bestrebt 
sein, die verschiedenen Monitore untereinander 
anschlussfähig und die Indikatoren vergleichbar 
zu machen. Das stößt aufgrund unterschiedlicher 
Erfassungskonzepte und/oder abweichender Da-
tenlagen zwischen Land und Kommunen an Gren-
zen. Deshalb ist es neben der problemorientier-
ten Zusammenstellung vorhandener Daten auch 
immer ein Anliegen, die Datenlage auf allen fö-
deralen Ebenen und speziell auf Kreis- und kom-
munaler Ebene zu verbessern und auf einheitliche 
Erhebungsmethoden und Definitionen hinzuar-
beiten (Wilkens et al. 2010).

Eine enge Verzahnung des Monitorings mit der 
Evaluation integrationspolitischer Maßnahmen 
wird augenblicklich – gefördert mit Mitteln des 
Europäischen Integrationsfonds (EIF) – in einer 
Kooperation zwischen dem Hessischen Integrati-
onsministerium und der Modellregion Main-Kin-
zig-Kreis getestet. 
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Integrationsmonitoring in den Hessischen Kommunen (Stand Juni 2013)
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Wichtige Einschätzungen des Integrationsstandes 
können gerade auch aus dem Vergleich der Bun-
desländer untereinander gewonnen werden. Auf 
der Integrationsministerkonferenz im März 2013 
wurde der zweite Bericht zum Integrationsmoni-
toring der Länder für den Zeitraum 2005 bis 2011 
vorgelegt (Integrationsministerkonferenz 2013). 

Der Hessische Integrationsmonitor baut auf dem 
zwischen den Bundesländern vereinbarten Indika-
torenset auf und erweitert es, einerseits durch die 
wissenschaftliche Einbettung in das Vier-Dimen-
sionen-Modell, andererseits durch die Aufnahme 
weiterer Indikatoren und die Verwendung zusätz-
licher Datenquellen.

4.2 Das Monitoring der Bundesländer 

Auf Bundesebene wurde mit dem Nationalen 
Integrationsplan (NIP) die Entwicklung eines In-
tegrationsmonitorings und die flächendeckende 
Erhebung von Daten zu Personen mit Migrations-
hintergrund vereinbart (Bundesregierung 2007: 
121). Im Sommer 2008 hat die Bundesregierung 
die Einführung von Monitoring als neuer Form 
von Integrationsberichterstattung beschlossen. 
Der 2009 vorgelegte „Erste Integrationsindika-
torenbericht“ diente der Erprobung eines um-
fangreichen Indikatorensets auf Bundesebene. Im 
Zuge einer differenzierten Bewertung wurden 53 
Indikatoren für die Fortführung des Integrations-
monitorings empfohlen. Des Weiteren regte die 
Bundesregierung eine Fortentwicklung amtlicher 
Statistiken hin zu einer differenzierteren Erfassung 
des Migrationshintergrunds sowie methodische 

Richtlinien für zukünftige Integrationsindikatoren-
berichte an (Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration 2009).

2012 legte die Bundesregierung den „Zweiten 
Integrationsindikatorenbericht“ vor. Dieser be-
trachtet eine Zeitreihe über sechs Zeitpunkte 
(Zeitraum 2005 bis 2010). Hervorzuheben sind 
die vertiefenden statistischen Analysen für aus-
gewählte Themenfelder im Anhang, die deutlich 
machen, inwieweit beobachtbare Unterschiede 
nach Migrationshintergrund auf soziostrukturelle 
Merkmale wie Alter oder Bildung zurückgeführt 
werden können (Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
2012: 51ff.).

4.3 Das Monitoring auf Bundesebene
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Seit 2003 widmet sich die Europäische Union 
der Entwicklung von Indikatoren im Bereich der 
Integration von zugewanderten Drittstaatsange-
hörigen (Entzinger/Biezeveld 2003). Erklärtes Ziel 
ist es, eine effektivere Integrationspolitik in den 
Mitgliedsstaaten zu realisieren. Schon in Punkt 11 
der „Gemeinsamen Prinzipien für die Integrati-
onspolitik“ wird die Entwicklung entsprechender 
Indikatoren für den Evaluierungsprozess der Inte-
grationspolitiken als notwendig erachtet (Council 
of the European Union 2004: 15). Bei der EU-In-
tegrationsministerkonferenz 2008 in Vichy wurde 
dieses Ziel neuerlich unterstrichen (European Mi-
nisterial Conference on Integration 2008: 9). Auch 
im Ende 2009 verabschiedeten Stockholmer Pro-
gramm des Rates der Europäischen Union findet 
das Integrationsmonitoring ausdrückliche Erwäh-
nung (Council of the European Union 2009: 27). 
Der Rat betont die Wichtigkeit, die Mitgliedstaa-
ten bei der Entwicklung eines Sets von Kernindi-
katoren (sog. „Core Indicators“ der Europäischen 
Union, s. Anhang 3) in ausgewählten integrati-
onspolitischen Handlungsfeldern zu unterstützen, 
um die Erfolge der Integrationspolitik in den Mit-
gliedsstaaten messen und vergleichen zu können 
(ebda.; zur Integrationspolitik der Europäischen 
Union vgl. Bendel 2010).

Die Erklärung der 4. Europäischen Ministerkon-
ferenz im April 2010 in Saragossa zum Thema 
Integration stellt nun den im Vorfeld auf Exper-
tenebene entwickelten Kernindikatorensatz vor 
und benennt dabei die Bereiche Beschäftigung, 
Bildung, soziale Integration und aktive Bürgerbe-
teiligung als die relevanten Handlungsfelder der 
Integrationspolitik (European Ministerial Confe-
rence on Integration 2010: 9). Eurostat, das Sta-
tistische Amt der Europäischen Union, hat 2011 
erste Ergebnisse veröffentlicht (eurostat 2011). 
Die Europäische Kommission hat die „Migration 
Policy Group“ beauftragt, einen Dialog zur Wei-
terentwicklung der europäischen Indikatoren an-
zustoßen.

Das Hessische Ministerium der Justiz, für Integ-
ration und Europa bemüht sich, einen Beitrag 
zur Weiterentwicklung des Monitorings auch im 
europäischen Kontext zu leisten. So wurde der 
Hessische Integrationsmonitor im März 2011 in 
der Hessischen Vertretung in Brüssel der interes-
sierten Öffentlichkeit vorgestellt. Ferner ist das 
Hessische Ministerium der Justiz, für Integration 
und Europa an zwei vom Europäischen Integrati-
onsfonds (EIF) geförderten Projekten beteiligt.  

4.4 Das Monitoring der Europäischen Union – 
 Die „Core Indicators“
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147Anhang 1

A1  Hessische Bevölkerung 

Zusammensetzung der hessischen Bevölkerung nach Migrationshintergrund bzw. Staatsangehörigkeit  
        

Jahr Geschlecht Alter
in Jahren

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land
EU-

Länder¹
Nicht-EU-

Länder

2005

insgesamt

unter 3 153 66 52 / 10 / 63 87 

3 bis unter 6  168   65   49  /   13  (7)   58   104  

   6 bis unter 18  757   264   157   24   83   65   199   493  

 18 bis unter 25  482   161   89   19   52   96   65   321  

 25 bis unter 65 3.379   775   327   159   289   691   84  2.605  

 65 und älter     1.151   100   60   15   26   97  /  1.051  

zusammen 6.092  1.430   733   224   473   958   472  4.661  

männlich

            unter 3  75   31   24  /  (6)  /   30   44  

   3 bis unter 6  82   32   24  /  (7)  /   29   50  

   6 bis unter 18  394   136   81   12   43   33   103   258  

 18 bis unter 25  242   82   46   11   25   49   34   160  

 25 bis unter 65 1.697   385   162   80   143   338   47  1.313  

 65 und älter      492   50   27  (9)   15   49  /   442  

zusammen 2.983   717   365   115   237   473   243  2.266  

weiblich

            unter 3  78   35   28  /  /  /   33   44  

   3 bis unter 6  86   33   25  /  (6)  /   29   53  

   6 bis unter 18  363   128   75   12   40   31   96   235  

 18 bis unter 25  240   79   43  (9)   27   48   31   161  

 25 bis unter 65 1.682   390   165   79   146   353   37  1.292  

 65 und älter      660   50   33  (6)   11   48  /   610  

zusammen 3.109   714   369   109   236   485   229  2.395  

2009

insgesamt

            unter   3  147   68   59  /  /  /   66   80  

   3 bis unter   6  154   69   58  /  (7)  (6)   64   84  

   6 bis unter 18  718   261   175   24   62   48   214   456  

 18 bis unter 25  472   153   91   17   46   80   73   320  

 25 bis unter 65 3.327   842   379   165   297   740   102  2.485  

 65 und älter     1.245   132   84   21   27   130  /  1.113  

zusammen 6.063  1.525   847   235   443  1.005   520  4.538  

männlich

            unter   3  74   34   29  /  /  /   33   40  

   3 bis unter   6  78   36   30  /  /  /   33   42  

   6 bis unter 18  374   134   89   13   32   25   110   240  

 18 bis unter 25  235   76   47  (8)   22   38   38   159  

 25 bis unter 65 1.662   413   189   82   142   358   55  1.249  

 65 und älter      547   63   38   11   14   62  /   483  

zusammen 2.969   757   422   119   216   487   270  2.212  

weiblich

            unter   3  74   34   30  /  /  /   33   40  

   3 bis unter   6  76   33   28  /  /  /   31   43  

   6 bis unter 18  344   127   86   11   30   23   104   217  

 18 bis unter 25  237   77   44  (9)   24   42   35   161  

 25 bis unter 65 1.665   429   190   83   156   382   47  1.236  

 65 und älter      698   69   46   10   13   67  /   630  

zusammen 3.093   768   425   116   227   518   250  2.325  
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Jahr Geschlecht Alter
in Jahren

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/-innen im

Ausland
in 

Deutsch-
land

EU-
Länder¹

Nicht-EU-
Länder

2011

insgesamt

            unter 3  141   67   58  /  (6)  /   64   74  

   3 bis unter 6  155   70   61  /  (5)  (5)   65   85  

   6 bis unter 18  693   259   191   22   46   39   220   434  

 18 bis unter 25  493   152   91   19   42   74   78   341  

 25 bis unter 65 3.360   855   378   176   300   769   86  2.505  

 65 und älter     1.231   136   82   22   32   133  /  1.095  

zusammen 6.073  1.538   861   246   431  1.021   517  4.534  

männlich

            unter 3  71   33   28  /  /  /   31   38  

   3 bis unter 6  81   38   31  /  /  /   33   43  

   6 bis unter 18  358   133   97   11   24   20   113   225  

 18 bis unter 25  247   79   47   10   22   36   43   168  

 25 bis unter 65 1.674   414   186   87   141   365   49  1.260  

 65 und älter      548   62   35   12   15   60  /   486  

zusammen 2.979   758   425   126   208   488   271  2.221  

weiblich

            unter 3  70   34   30  /  /  /   33   36  

   3 bis unter 6  75   32   29  /  /  /   31   42  

   6 bis unter 18  335   126   93   11   22   19   107   209  

 18 bis unter 25  245   73   44  (9)   20   37   36   172  

 25 bis unter 65 1.686   441   192   89   159   404   37  1.245  

 65 und älter      683   74   47  (9)   18   72  /   609  

zusammen 3.094   780   436   121   223   534   247  2.314  

1 Daten des Jahres 2005 – zur besseren Vergleichbarkeit mit den Folgejahren – einschließlich Personen aus Bulgarien und Rumänien
(  ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
Quelle: Mikrozensus           
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A2 Ausländische Bevölkerung in Hessen 

A2a Ausländische Bevölkerung
 1970 bis 2011

Jahr Ausländerzahl
Anteil an der 

Gesamt-
bevölkerung in %

1970 329.679 6,1

1972 383.784 7,0

1974 443.661 8,0

1976 431.287 7,8

1978 446.446 8,1

1980 499.360 8,9

1982 522.808 9,3

1984 506.336 9,1

1986 528.375 9,5

1988 509.241 9,1

1990 615.452 10,7

1992 745.570 12,6

1994 797.785 13,3

1996 832.542 13,6

1998 841.743 13,9

2000 840.244 13,8

2002 829.507 13,6

2004 745.325 12,2

2006 736.038 12,1

2008 721.648 11,9

2010 723.086 11,9

2011 744.385 12,2

Staats-
angehörigkeit Anzahl Anteil in %

Türkei 169.622 22,8

ehemaliges 
Jugoslawien1 92.560 12,4

Italien 62.826 8,4

Polen 53.495 7,2

Griechenland 28.693 3,9

Rumänien 18.849 2,5

Spanien 18.058 2,4

Marokko 17.137 2,3

Vereinigte 
Staaten/USA

15.030 2,0

Bulgarien 14.756 2,0

¹ Gebiet des ehemaligen Jugoslawien:   
Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Kroatien, Mazedo-
nien, Montenegro, Serbien, ehemaliges Serbien und 
Montenegro, Slowenien 
Quelle: Ausländerzentralregister  

A2b Die zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten  
 der ausländischen Bevölkerung 2011

Quelle: Ausländerzentralregister, Hessisches Statistisches 
Landesamt
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A3 Ausländische Bevölkerung nach Aufenthaltsstatus

Ausländische Bevölkerung¹ nach Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsdauer und Aufenthaltsstatus 2011

Geschlecht
-----

Staatsangehörigkeit
-----

Aufenthaltsdauer

Ausländer
insgesamt

darunter nach Aufenthaltsstatus

mit
langfristi-

gem Aufent-
haltsrecht²

ohne langfristiges Aufenthaltsrecht

befristete 
Aufent-
halts-

erlaubnis

Duldung

Asyl-
suchende/

Aufenthalts-
gestattung

Insgesamt³ 744.385 593.313 103.478 4.659 3.880

darunter EU-Länder, 
EFTA-Länder, Türkei 

457.241 438.833 8.590 478 135

davon nach Aufenthaltsdauer4

unter 5 Jahre 176.047 96.096 53.707 1.974 3.818

5 bis unter 10 Jahre 106.306 75.805 23.351 1.066 21

10 Jahre und länger 443.030 407.216 23.559 1.434 7

männlich 376.952 301.804 47.482 2.975 2.472

darunter EU-Länder, EFTA-Länder, 
Türkei 239.320 228.828 4.433 263 104

davon nach Aufenthaltsdauer4

unter 5 Jahre 96.768 56.131 25.524 1.300 2.434

5 bis unter 10 Jahre 48.655 34.859 9.985 655 7

10 Jahre und länger 219.847 201.991 10.451 882 5

weiblich 367.410 291.500 55.992 1.684 1.408

darunter  EU-Länder, 
EFTA-Länder, Türkei 

217.911 209.996 4.156 215 31

davon nach Aufenthaltsdauer4

unter 5 Jahre 79.257 39.957 28.179 674 1.384

5 bis unter 10 Jahre 57.651 40.946 13.366 411 14

10 Jahre und länger 223.182 205.224 13.108 552 2

1 Ausländische Bevölkerung nach Ausländerzentralregister (AZR) zum Stand 31.12.2011    
2 Einen langfristigen Aufenthaltsstatus haben nach fünf Jahren Aufenthalt in der Regel alle EU-Bürger, Staatsangehörige von 
Norwegen, Island, Liechtenstein, der Schweiz und der Türkei aufgrund der EWR/EFTA-Abkommen bzw. des Assoziations-
vertrags mit der Türkei. Bei anderen Drittstaatenangehörigen haben einen langfristigen Aufenthaltsstatus: Personen mit 
Niederlassungserlaubnis, Daueraufenthaltserlaubnis EU, Aufenthaltskarte nach §5 FreizügG/EU, Aufenthaltsberechtigung (alt), 
unbefristeter Aufenthaltserlaubnis (alt).     
3 einschließlich Personen ohne Angabe des Geschlechts
4 Bei 7.320 Ausländerinnen und 11.682 Ausländern liegen keine Angaben zur Aufenthaltsdauer vor.   
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Ausländerzentralregister     
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A4 Einbürgerungen 

Zahl und ausgeschöpftes Einbürgerungspotenzial (Quote der jährlichen Einbürgerungen 
bezogen auf alle Ausländer mit einer Aufenthaltszeit ab acht Jahren)  

Jahr Einbürgerungen
Ausgeschöpftes 

Einbürgerungspotential in %

2005 13.793 2,6

2006 13.367 2,5

2007 14.007 2,7

2008 13.323 2,5

2009 12.611 2,4

2010 13.839 2,6

2011 12.916 2,4

Quelle: Einbürgerungsstatistik, Ausländerzentralregister 
 

Z1  Zu- und Fortzüge von Ausländern nach bzw. aus Hessen

Z1a Zu- und Fortzüge von Ausländern 1995 bis 2012  

Jahr
Zuzüge aus dem Ausland 

nach Hessen
Fortzüge von Hessen ins 

Ausland
Wanderungsgewinn bzw. 

-verlust

1995 73.140 57.563 +  15.577   

1996 64.229 58.387 +    5.842   

1997 56.190 64.063     -     7.873   

1998 55.857 62.845     -     6.988   

1999 64.553 56.990 +    7.563   

2000 63.161 57.208 +    5.953   

2001 66.135 64.828 +    1.307   

2002 61.729 53.166 +    8.563   

2003 56.535 50.125 +    6.410   

2004 57.890 53.679 +    4.211   

2005 53.152 47.139 +    6.013   

2006 50.437 54.595     -     4.158   

2007 54.296 47.899 +    6.397   

2008 53.958 54.484     -        526   

2009 56.019 50.546 +    5.473   

2010 67.118 54.993 +  12.125   

2011 83.511 52.241 +  31.270   

2012* 89.877 54.547 +  35.330   

* vorläufige Ergebnisse (siehe Statistisches Bundesamt 2013) 
Quelle: Wanderungsstatistik  
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Z1b Bevölkerungsbilanz Hessens 1980 bis 2011   

Jahr

Zuzüge aus anderen Bundes-
ländern oder dem Ausland 

nach Hessen 

Fortzüge aus Hessen in 
andere Bundesländern oder 

ins Ausland
Wanderungssaldo Saldo aus 

Geburten und 
Sterbefällen

Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer Deutsche Ausländer

1980 93.933 73.607 81.321 52.183 12.612 21.424 -  9.090

1990 136.261 90.351 74.868 46.621 61.393 43.730 -  2.564

1995 92.334 89.536 79.095 70.067 13.239 19.469 -  3.488

1996 88.454 78.963 78.100 70.950 10.354 8.013 -     996

1997 88.176 70.878 79.770 76.626 8.406 -  5.748 1.763

1998 89.463 70.323 80.837 75.104 8.626 -  4.781 -     413

1999 90.246 79.727 81.370 69.716 8.876 10.011 -  2.058

2000 90.669 78.933 81.518 70.393 9.151 8.540 -  1.528

2001 93.014 82.166 82.946 79.395 10.068 2.771 -  3.142

2002 89.805 78.111 81.723 67.349 8.082 10.762 -  5.043

2003 90.364 72.337 93.872 64.250 -  3.508 8.087 -  7.108

2004 118.107 73.295 112.132 66.935 5.975 6.360 -  4.175

2005 88.206 67.736 99.235 59.926 - 11.029 7.810 -  5.179

2006 87.205 64.641 98.025 66.808 - 10.820 -  2.167 -  6.436

2007 89.837 68.776 98.320 60.697 -  8.483 8.079 -  6.521

2008 89.852 69.213 93.121 67.353 -  3.269 1.860 -  8.331

2009 87.711 71.249 89.538 63.730 -  1.827 7.519 -  9.932

2010 85.865 82.300 87.816 67.981 -  1.951 14.319 -  8.462

2011 90.394 99.870 91.365 66.444 -     971 33.426 -  8.967

* 2005 bis 2007: Wanderungen einschl. „ohne Angabe“; ohne nachträgliche Korrekturmeldungen der Einwohnermeldeämter. 
** 2008 bis 2010: Wanderungen einschl. der Korrekturen, die durch Vergabe der persönlichen Steuer-Identifikationsnummer 
entstanden sind.     
Quelle: Wanderungsstatistik, Geburtenstatistik, Sterbefallstatistik      
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Z1c Bevölkerung und ausländische Zuwanderer nach Bundesländern 2011

Bundesland Bevölkerung
Zuzüge von Ausländern 

aus dem Ausland

Zahl der ausländischen 
Zuwanderer bezogen auf 

1000 Einwohner

Baden-Württemberg 10.786.227 142.002 13

Bayern 12.595.891 158.841 13

Berlin 3.501.872 61.446 18

Brandenburg 2.495.635 10.346 4

Bremen 661.301 8.917 13

Hamburg 1.798.836 27.456 15

Hessen 6.092.126 83.511 14

Mecklenburg-Vorpommern 1.634.734 7.010 4

Niedersachsen 7.913.502 81.338 10

Nordrhein-Westfalen 17.841.956 166.912 9

Rheinland-Pfalz 3.999.117 34.145 9

Saarland 1.013.352 7.320 7

Sachsen 4.137.051 19.671 5

Sachsen-Anhalt 2.313.280 8.426 4

Schleswig-Holstein 2.837.641 15.596 5

Thüringen 2.221.222 8.758 4

Deutschland 81.843.743 841.695 10

Quelle: Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.2011, Wanderungsstatistik  
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Z2 Staatsangehörigkeit der Zugewanderten

Zugewanderte Ausländer und Bevölkerung mit Migrationshintergrund nach Staatsangehörigkeiten 
bzw. Herkunft      

Herkunftsregion

Zugewanderte Ausländer¹ Zum Vergleich: Bevöl-
kerung mit Migrations-

hintergrund 2011

Zuzüge 2011 
im Vergleich zu 

20052005 2008 2011

Anzahl in % Anzahl in % Anzahl in % Anzahl in % in %

EU-Beitrittsstaaten
2007

2.768 5,2 8.486 15,7 18.768 22,5 45.400 3,0 578,0

EU-Beitrittsstaaten 
2004

18.728 35,2 14.036 26,0 22.358 26,8 173.800 11,3 19,4

übrige EU-Staaten 
(EU-15)

7.847 14,8 8.194 15,2 12.185 14,6 233.700 15,2 55,3

übriges Europa 6.112 11,5 5.765 10,7 7.936 9,5 300.700 19,6 29,8

Türkei 3.449 6,5  2.699 5,0 2.898 3,5 275.400 17,9 -  16,0

Asien 7.437 14,0 8.094 15,0 11.121 13,3 267.500 17,4 49,5

übrige Welt 6.811 12,8 6.729 12,5 8.245 9,9 123.100 8,0 21,1

Ohne Angabe bzw. 
nicht eindeutig 
bestimmbar

- - - - - - 117.700 7,7 -

¹Nur Zuzüge vom Ausland nach Hessen. Zuzüge aus anderen Bundesländern nach Hessen sind nicht dargestellt.
Quelle: Wanderungsstatistik, Mikrozensus      

Ausländische Zuwanderer nach Altersklassen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 2011   
 

Alter in Jahren
ausländische Zuwanderer¹ Bevölkerung

Anzahl in % Anzahl in %

unter 5 2.743 3,3 260.819 4,3

5 bis unter 10 2.233 2,7 267.830 4,4

10 bis unter 15 1.858 2,2 296.572 4,9

15 bis unter 20 4.177 5,0 313.065 5,1

20 bis unter 25 15.167 18,2 358.349 5,9

25 bis unter 30 14.627 17,5 364.255 6,0

30 bis unter 40 20.762 24,9 745.668 12,2

40 bis unter 50 13.343 16,0 1.022.055 16,8

50 bis unter 65 7.573 9,1 1.245.099 20,4

65 oder älter 1.028 1,2 1.218.414 20,0

insgesamt 83.511 100,0 6.092.126 100,0

¹Nur Zuzüge vom Ausland nach Hessen. Zuzüge aus anderen Bundesländern nach Hessen sind nicht dargestellt.  
Quelle: Wanderungsstatistik, Bevölkerungsfortschreibung      

Z3 Altersstruktur der Zugewanderten  
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Z2 Staatsangehörigkeit der Zugewanderten

Z3 Altersstruktur der Zugewanderten  

Z4 Zuwanderung nach Aufenthaltszweck 

Erteilte Aufenthaltserlaubnisse an im Jahr 2012 nach Hessen zugewanderte Ausländer aus 
Drittstaaten (vorläufige Ergebnisse1)         
        

Aufenthaltserlaubnis Anzahl in %

EU-Aufenthaltsrechte² 737  4   

Familiäre Gründe 5.456  32   

Erwerbstätigkeit 3.906  23   

Studium 2.091  12   

Sprachkurs, Schulbesuch 304  2   

Sonstige Ausbildung 202  1   

Humanitäre Gründe 480  3   

Aufenthaltsgestattung und Duldung 3.656  21   

Sonstige Gründe 283  2   

¹ Zum Zeitpunkt der Drucklegung lagen noch keine endgültigen Ergebnisse für Hessen vor, deshalb sind hier vorläufige Zahlen 
abgebildet. Sie beziehen sich auf Bestandszahlen zum Stichtag 31.12.2012, Nacherfassungen (z.B. aufgrund der verzögerten 
Ausstellung von elektronischen Aufenthaltstiteln) sind hier nicht mitenthalten. Die Daten umfassen nur an Drittstaatenangehörige 
erteilte Aufenthaltserlaubnisse für Erst- und Wiedereinreisen im Berichtsjahr. Personen, die erst einen Antrag auf eine Aufent-
haltserlaubnis gestellt haben, die kein Aufenthaltsrecht besitzen oder die über eine Niederlassungserlaubnis verfügen, sind hier 
nicht berücksichtigt.
² Angehörige von EU-Bürgern    
Quelle: Ausländerzentralregister    
       

Z5 Zuwanderung zum Zweck der Erwerbstätigkeit

Erteilte Aufenthaltstitel an im Jahr 2012 nach Hessen zu Zweck der Erwerbstätigkeit zugewanderte 
Ausländer aus Drittstaaten (vorläufige Ergebnisse1)

Aufenthaltserlaubnis Anzahl in %

§19 Hochqualifizierte 33  1   

§18 Abs. 4 Satz 1 (qualifizierte Beschäftigung nach 
Rechtsverordnung)

2.665  70   

§18 Abs. 4 Satz 2 (qualifizierte Beschäftigung im öffentli-
chen Interesse)

30  1   

§18 Abs. 3 (keine qualifizierte Beschäftigung) 986  26   

§18 AufenthG (Beschäftigung allgemein) 35  1   

§20 Abs. 1 Forscher 9  0   

§21 Selbständige 24  1   

¹ Zum Zeitpunkt der Drucklegung lagen noch keine endgültigen Ergebnisse für Hessen vor, deshalb sind hier vorläufige Zahlen 
abgebildet. Sie beziehen sich auf Bestandszahlen zum Stichtag 31.12.2012, Nacherfassungen (z.B. aufgrund der verzögerten 
Ausstellung von elektronischen Aufenthaltstiteln) sind hier nicht mitenthalten. Die Daten umfassen nur an Drittstaatenangehörige 
erteilte Aufenthaltserlaubnisse für Erst- und Wiedereinreisen im Berichtsjahr. Personen, die erst einen Antrag auf eine Aufent-
haltserlaubnis gestellt haben, die kein Aufenthaltsrecht besitzen oder die über eine Niederlassungserlaubnis verfügen, sind hier 
nicht berücksichtigt.
Quelle: Ausländerzentralregister
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Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren nach höchstem berufsqualifizierenden Abschluss, 
Aufenthaltsdauer und Migrationsstatus     

Insgesamt*
in 1.000

in 
Ausbildung/

Studium

ohne 
Abschluss

mit 
beruflichem 
Abschluss

mit akade-
mischem 
Abschluss

in %

Neuzuwanderer 
(Aufenthaltsdauer max. 5 Jahre)

94 13 31 27 29

Zuwanderer mit einer  Aufenthaltsdauer 
von 6 bis 19 Jahren

205 13 35 36 16

Zuwanderer mit einer Aufenthaltsdauer 
von 20 Jahren und mehr

388 (2) 37 49 12

Bevölkerung mit  Migrationshintergrund 
insgesamt (ohne Neuzuwanderer)

969 15 32 41 12

Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 2.966 11 10 62 18

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
* Personen ohne Angabe zum Berufsabschluss sind hier nicht berücksichtigt. 
Quelle: Mikrozensus        

Z6 Berufliche Qualifikation von Neuzuwanderern  

Z7 Erwerbstätigenquote von Neuzuwanderern

Erwerbstätigenquote (Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 bis unter 65 an der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppe) nach Aufenthaltsdauer und Herkunft 2011

Personen im Alter von 
15 bis unter 65

davon Erwerbstätige

Insgesamt Männer Frauen  Insgesamt Männer Frauen

in 1.000 in %

Neuzuwanderer (Aufenthaltsdau-
er max. 5 Jahre)

95 43 52 59 78 44

davon: EU-Bürger 44 22 22 71 86 55

davon: Drittstaats-
angehörige

51 21 30 50 69 36

Bevölkerung mit MH
(ohne Neuzuwanderer)

972 481 491 66 73 59

ohne MH 2.969 1.494 1.476 76 80 71

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000 
Quelle: Mikrozensus        
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Z6 Berufliche Qualifikation von Neuzuwanderern  

Z7 Erwerbstätigenquote von Neuzuwanderern

Z8 Zuwanderung zum Zweck des Studiums

Fächerbelegung der Bildungsausländer unter den Studienanfängern an hessischen Hochschulen im 
Studienjahr 2011 (1. Hochschulsemester)      

Fächergruppe
Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen

Anzahl in %

Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften

1.782 756 1.026 33,4 28,9 37,7

Ingenieurwissenschaften 1.237 902 335 23,2 34,5 12,3

Sprach- und 
Kulturwissenschaften

905 254 651 17,0 9,7 23,9

Mathematik, 
Naturwissenschaften

 629  346 283 11,8 13,2 10,4

Kunst, Kunstwissenschaft 262 107 155 4,9 4,1 5,7

Humanmedizin/ 
Gesundheitswissenschaften

259 115 144 4,9 4,4 5,3

Agrar-, Forst- und 
Ernährungswissenschaften

200 100 100 3,7 3,8 3,7

Sport 38 22 16 0,7 0,8 0,6

Veterinärmedizin  22  10 12 0,4 0,4 0,4

insgesamt 5.334 2.612 2.722 100,0 100,0 100,0

Quelle: Hochschulstatistik

¹ Zum Zeitpunkt der Drucklegung lagen noch keine endgültigen Ergebnisse für Hessen vor, deshalb sind hier vorläufige Zahlen abgebildet. Sie 
beziehen sich auf Bestandszahlen zum Stichtag 31.12.2012, Nacherfassungen (z.B. aufgrund der verzögerten Ausstellung von elektronischen 
Aufenthaltstiteln) sind hier nicht mitenthalten. Die Daten umfassen nur an Drittstaatenangehörige erteilte Aufenthaltserlaubnisse für Erst- und 
Wiedereinreisen im Berichtsjahr. Personen, die erst einen Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis gestellt haben, die kein Aufenthaltsrecht besitzen 
oder die über eine Niederlassungserlaubnis verfügen, sind hier nicht berücksichtigt. 
Quelle: Ausländerzentralregister

Staatsangehörigkeit

Familien-
nachzug

insgesamt

davon: Nachzug von...

Ehefrauen 
zu 

Deutschen

Ehefrauen
zu Aus-
ländern

Ehemännern 
zu 

Deutschen

Ehemännern 
zu Aus-

länderinnen
Kindern Elternteil

sonstigen 
Familienan-
gehörigen

absolut in %

Türkei 759 13 28 24 13 15 7 0

Indien 398 5 55 2 2 34 2 1

USA 313 12 22 17 4 40 4 0

Marokko 307 36 19 28 5 6 6 0

Korea (Republik) 297 1 42 0 1 56 0 0

Japan 289 4 43 1 1 51 0 0

Russland 226 54 9 6 3 18 8 1

Serbien 184 10 31 15 15 20 9 1

China 173 25 35 3 6 25 4 0

Pakistan 168 19 18 18 6 34 5 0

Drittstaaten insgesamt 5.462 22 26 14 6 26 6 1

Erteilte Aufenthaltserlaubnisse zum Familiennachzug an im Jahr 2012 nach Hessen zugewanderte 
Ausländer aus Drittstaaten - Häufigste Staatsangehörigkeiten (vorläufige Ergebnisse1)

Z9 Zuwanderung aus familiären Gründen
 (Ehegatten- und Familiennachzug)
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Jahr Asylbewerber bzw. Asylanträge*

1990 17.700

1991 19.000

1992 32.500

1993 26.014

1994 9.279

1995 10.083

1996 9.230

1997 8.307

1998 7.356

1999 7.164

2000 5.716

2001 6.444

2002 5.522

2003 3.795

2004 2.675

2005 2.243

2006 1.198

2007 1.282

2008 1.572

2009 1.976

2010 2.989

2011 3.283

2012 5.079

Zahl der Asylbewerber bzw. Asylanträge in Hessen (bis 1994: in Hessen aufgenommene 
Asylbewerber, ab 1995: Asylerstanträge )

Z10  Asylzuwanderung 

*Da keine durchgängige Zeitreihe vorliegt, sind hier Angaben aus verschiedenen Datenquellen abgebildet.   
Quellen:       
1990-1992: Hessischer Landtag - Antwort auf die Kleine Anfrage Landtagsdrucksache 13/4088
1993-1994: Berechnungen des Regierungspräsidiums Darmstadt basierend auf EASY (Erstverteilung von Asylbegehrenden)  
ab 1995: Asylgeschäftsstatistik des BAMF       
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Z13 Sorge um Zuwanderung    

Quelle: SOEP, gewichtete Werte

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

          Migrationshintergrund

                in %

2005

Große Sorgen 28 40 29 41

Einige Sorgen 43 44 44 41

Keine Sorgen 28 16 26 17

Keine Angabe 2 1 1 1

2008

Große Sorgen 13 26 19 28

Einige Sorgen 51 44 43 45

Keine Sorgen 34 29 37 27

Keine Angabe 2 1 2 1

2011

Große Sorgen 14 23 17 24

Einige Sorgen 46 43 44 42

Keine Sorgen 33 33 38 33

Keine Angabe 7 1 2 2

Besorgnis der Bevölkerung hinsichtlich der Zuwanderung 

Z11 Einstellung zu verschiedenen Zuwanderungsregelungen

Quelle: repräsentative Erhebung für das HMdJIE 2011

Frage: „Sollte Deutschland Ihrer Meinung nach... ?“
mit MH ohne MH

          in %

uneingeschränkt zuwandern lassen 8 5

bei der Zuwanderung vorwiegend soziale Gründe berücksichtigen 18 23

vorwiegend leistungsstarke Zuwanderer kommen lassen 24 29

nur leistungsfähige Zuwanderer kommen lassen 35 35

keine Angabe 14 8

Z12 Einstellung der Bevölkerung zur Fachkräftezuwanderung

Quelle: repräsentative Erhebung für das HMdJIE 2011

Frage: „Inwieweit stimmen Sie folgender Aussagen zu: 
Deutschland und auch Hessen braucht mehr Zuwanderung von 
Fachkräften aus dem Ausland?“

mit MH ohne MH

          in %

stimme voll zu 14 12

stimme eher zu 33 27

stimme eher nicht zu 28 39

stimme überhaupt nicht zu 22 20

keine Angabe 2 3
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Jahr Geschlecht

Kinder von 3 bis unter 6 Jahren
in Kindertageseinrichtungen

insgesamt

davon mit vorrangiger
Familiensprache

nicht deutsch deutsch

Anzahl in %

2005

männlich  77.549   22,2 77,8

weiblich  73.598   21,6 78,4

insgesamt  151.147   21,9 78,1

2008

männlich  75.503   23,6 76,4

weiblich  72.260   23,1 76,9

insgesamt  147.763   23,4 76,6

2011

männlich  74.481   25,7 74,3

weiblich  71.023   25,1 74,9

insgesamt  145.504   25,4 74,6

B2 Kinder mit nichtdeutscher Familiensprache in 
 Kindertageseinrichtungen

Anteil der Kinder (3 bis unter 6 Jahre) in Kindertageseinrichtungen, in deren Familie 
vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, an allen Kindern dieser Altersgruppe in 
Kindertageseinrichtungen

Quelle: Kinder- und Jugendhilfestatistik  

B1 Frühkindliche Bildung – 
 Betreuungsquote in Kindertageseinrichtungen

¹Kinder mit Migrationshintergrund: ausländische Herkunft mindestens eines Elternteils   
Quelle: Statistisches Bundesamt (Sonderauswertung)    

Jahr

Kinder unter 3 Jahren
Kinder von 3

bis unter 6 Jahren

mit ohne mit ohne

         Migrationshintergrund¹

               in %

2009 7,9 17,0 86,9 98,4

2011 11,9 21,1 89,4 94,2

Anteil der Kinder verschiedener Altersgruppen in Kindertageseinrichtungen nach 
Migrationshintergrund an allen Kindern der jeweiligen Altersgruppe     
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B3 Schüler in der 8. Klasse nach Schulformen

Quelle: Schulstatistik

Jahr Geschlecht Schulform

Schüler/-innen in der 8. Klasse

insgesamt
 

Ausländer/
-innen Deutsche Ausländer/

-innen Deutsche

Zeilen-% Spalten-%

2005/2006

insgesamt

Gesamtschule   10.942 15,7 84,3 19,2 16,4

Hauptschule   11.389 27,1 72,9 34,5 14,8

Realschule   18.683 13,8 86,2 28,9 28,6

Gymnasium   24.187 6,4 93,6 17,4 40,2

zusammen   65.201 13,7 86,3 100  100  

männlich

Gesamtschule   5.664 15,2 84,8 19,1 16,8

Hauptschule   6.512 26,1 73,9 37,8 16,9

Realschule   9.513 12,9 87,1 27,4 29,0

Gymnasium   11.355 6,2 93,8 15,7 37,3

zusammen   33.044 13,6 86,4 100  100  

weiblich

Gesamtschule   5.278 16,3 83,7 19,3 15,9

Hauptschule   4.877 28,4 71,6 31,2 12,6

Realschule   9.170 14,7 85,3 30,4 28,2

Gymnasium   12.832 6,6 93,4 19,0 43,2

zusammen   32.157 13,8 86,2 100  100  

2009/2010

insgesamt

Gesamtschule   11.581 15,6 84,4 22,5 18,7

Hauptschule   7.577 28,6 71,4 27,1 10,4

Realschule   16.954 14,5 85,5 30,6 27,8

Gymnasium   24.121 6,6 93,4 19,8 43,2

zusammen   60.233 13,3 86,7 100  100  

männlich

Gesamtschule   5.986 14,9 85,1 22,4 19,1

Hauptschule   4.366 27,7 72,3 30,3 11,8

Realschule   8.768 13,9 86,1 30,5 28,3

Gymnasium   11.533 5,9 94,1 16,9 40,7

zusammen   30.653 13,0 87,0 100  100  

weiblich

Gesamtschule   5.595 16,3 83,7 22,7 18,3

Hauptschule   3.211 29,9 70,1 23,9 8,8

Realschule   8.186 15,1 84,9 30,7 27,2

Gymnasium   12.588 7,2 92,8 22,7 45,7

zusammen   29.580 13,6 86,4 100  100  

2011/2012

insgesamt

Gesamtschule   12.300 15,9 84,1 22,9 19,8

Hauptschule   6.784 29,8 70,2 23,6 9,1

Realschule   16.817 15,9 84,1 31,2 27,1

Gymnasium   24.874 7,7 92,3 22,3 44,0

zusammen   60.775 14,1 85,9 100  100  

männlich

Gesamtschule   6.381 15,3 84,7 22,5 20,3

Hauptschule   3.999 29,5 70,5 27,1 10,6

Realschule   8.637 14,9 85,1 29,4 27,6

Gymnasium   12.000 7,6 92,4 21,0 41,6

zusammen   31.017 14,1 85,9 100  100  

weiblich

Gesamtschule   5.919 16,5 83,5 23,3 19,3

Hauptschule   2.785 30,2 69,8 20,0 7,6

Realschule   8.180 17,0 83,0 33,1 26,6

Gymnasium   12.874 7,7 92,3 23,6 46,5

zusammen   29.758 14,1 85,9 100  100  

B3a Anteil der Schüler nach Staatsangehörigkeit in der 8. Klasse nach Schulformen an allen Schülern 
 der 8. Klassenstufe
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B3b Schüler/-innen in der 8. Klasse nach Schulformen, Migrationshintergrund und Geschlecht im  
 Schuljahr 2011/2012 (in%)

mit MH ohne MH

insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich

Hauptschule 11,2 12,7 9,7 4,4 5,1 3,7

Realschule 23,2 23,0 23,3 18,6 19,1 18,0

Gymnasium 35,3 32,3 38,3 53,6 50,2 57,1

Integrierte Jahrgangsstufe 18,0 17,9 18,1 14,1 14,5 13,6

Förderstufe 4,8 4,9 4,7 3,9 4,1 3,6

Mittelstufenschule 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2

Förderschule 7,3 9,0 5,5 5,2 6,7 3,8

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Sonderauswertung) 

B4 Schulentlassene

B4a Anteil der Schulentlassenen eines Jahrgangs an allgemeinbildenden Schulen nach Schulabschluss 
 und Staatsangehörigkeit an allen ausländischen und deutschen Schulentlassenen

Jahr Geschlecht Abschlussart

Absolventen/-innen / Abgänger/-innen

insgesamt
Ausländer/

-innen
Deutsche

Ausländer/
-innen

Deutsche

Zeilen-% Spalten-%

2005

insgesamt

ohne Hauptschulabschluss   5.280 30,8 69,2 18,1 7,0

   dar. Abschluss für Lernbehinderte   1.671 31,1 68,9 5,8 2,2

Hauptschulabschluss   15.199 24,1 75,9 40,8 21,9

Realschulabschluss   24.983 11,0 89,0 30,7 42,3

Fachhochschulreife    873 13,1 86,9 1,3 1,4

Allgemeine Hochschulreife   15.227 5,4 94,6 9,2 27,4

zusammen   61.562 14,6 85,4 100  100  

männlich

ohne Hauptschulabschluss   3.289 30,6 69,4 21,8 8,6

   dar. Abschluss für Lernbehinderte   1.065 30,3 69,7 7,0 2,8

Hauptschulabschluss   8.682 22,4 77,6 42,2 25,4

Realschulabschluss   12.318 10,3 89,7 27,4 41,7

Fachhochschulreife    383 11,5 88,5 1,0 1,3

Allgemeine Hochschulreife   6.459 5,5 94,5 7,7 23,0

zusammen   31.131 14,8 85,2 100  100  

weiblich

ohne Hauptschulabschluss   1.991 31,1 68,9 14,2 5,3

   dar. Abschluss für Lernbehinderte    606 32,3 67,7 4,5 1,6

Hauptschulabschluss   6.517 26,2 73,8 39,2 18,4

Realschulabschluss   12.665 11,8 88,2 34,2 42,9

Fachhochschulreife    490 14,3 85,7 1,6 1,6

Allgemeine Hochschulreife   8.768 5,4 94,6 10,8 31,8

zusammen   30.431 14,3 85,7 100  100  
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Jahr Geschlecht Abschlussart

Absolventen/-innen / Abgänger/-innen

insgesamt
Ausländer/

-innen
Deutsche

Ausländer/
-innen

Deutsche

Zeilen-% Spalten-%

2009

insgesamt

ohne Hauptschulabschluss   4.464 30,3 69,7 14,5 5,5

   dar. Abschluss für Lernbehinderte   1.232 32,4 67,6 4,3 1,5

Hauptschulabschluss   13.750 24,8 75,2 36,5 18,2

Realschulabschluss   28.504 12,3 87,7 37,5 43,9

Fachhochschulreife   1.004 10,6 89,4 1,1 1,6

Allgemeine Hochschulreife   18.572 5,2 94,8 10,4 30,9

zusammen   66.294 14,1 85,9 100  100  

männlich

ohne Hauptschulabschluss   2.584 31,1 68,9 17,0 6,3

   dar. Abschluss für Lernbehinderte    744 32,5 67,5 5,1 1,8

Hauptschulabschluss   7.884 23,2 76,8 38,8 21,3

Realschulabschluss   14.214 11,2 88,8 33,9 44,4

Fachhochschulreife    464 11,6 88,4 1,1 1,4

Allgemeine Hochschulreife   7.977 5,4 94,6 9,1 26,6

zusammen   33.123 14,2 85,8 100  100  

weiblich

ohne Hauptschulabschluss   1.880 29,3 70,7 11,9 4,7

   dar. Abschluss für Lernbehinderte    488 32,2 67,8 3,4 1,2

Hauptschulabschluss   5.866 26,8 73,2 34,1 15,0

Realschulabschluss   14.290 13,3 86,7 41,1 43,4

Fachhochschulreife    540 9,6 90,4 1,1 1,7

Allgemeine Hochschulreife   10.595 5,1 94,9 11,8 35,2

zusammen   33.171 13,9 86,1 100  100  

2011

insgesamt

ohne Hauptschulabschluss   3.370 29,1 70,9 13,1 4,4

   dar. Abschluss für Lernbehinderte   1.245 27,9 72,1 4,6 1,7

Hauptschulabschluss   11.863 20,8 79,2 32,9 17,4

Realschulabschluss   24.642 11,4 88,6 37,6 40,4

Fachhochschulreife   1.669 11,9 88,1 2,6 2,7

Allgemeine Hochschulreife   19.975 5,2 94,8 13,7 35,1

zusammen   61.519 12,2 87,8 100  100  

männlich

ohne Hauptschulabschluss   1.980 27,9 72,1 14,5 5,2

   dar. Abschluss für Lernbehinderte    739 26,4 73,6 5,1 2,0

Hauptschulabschluss   6.957 19,8 80,2 36,2 20,4

Realschulabschluss   12.811 10,7 89,3 36,0 41,9

Fachhochschulreife    751 10,8 89,2 2,1 2,5

Allgemeine Hochschulreife   8.637 4,9 95,1 11,1 30,1

zusammen   31.136 12,2 87,8 100  100  

weiblich

ohne Hauptschulabschluss   1.390 30,9 69,1 11,7 3,6

   dar. Abschluss für Lernbehinderte    506 30,0 70,0 4,1 1,3

Hauptschulabschluss   4.906 22,1 77,9 29,5 14,3

Realschulabschluss   11.831 12,2 87,8 39,2 38,9

Fachhochschulreife    918 12,7 87,3 3,2 3,0

Allgemeine Hochschulreife   11.338 5,4 94,6 16,5 40,2

zusammen   30.383 12,1 87,9 100  100  

Quelle: Schulstatistik 
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B4b  Anteil der Schulentlassenen eines Jahrgangs an allgemeinbildenden Schulen nach Schulabschluss
 und Migrationshintergrund (Schuljahr 2011/2012, in%)

mit MH ohne MH

insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich

ohne Hauptschulabschluss 5,3 6,6 4,0 1,9 2,2 1,5

schulartspezifischer Förder-
schulabschluss

4,3 5,1 3,5 2,3 2,7 1,9

Hauptschulabschluss 28,1 30,7 25,4 15,8 18,5 13,0

Realschulabschluss 42,7 40,7 44,7 41,4 42,3 40,4

Fachhochschulreife 1,2 1,5 1,0 0,5 0,5 0,4

Allgemeine Hochschulreife 18,4 15,4 21,5 38,1 33,7 42,7

zusammen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Sonderauswertung)

Jahr Geschlecht

Ausbildungsbeteiligungsquote

insgesamt Ausländer/innen Deutsche

in %

2008

männlich 31,9 19,0 33,8

weiblich 22,9 14,9 24,1

insgesamt 27,5 17,0 29,0

2009

männlich 30,6 19,7 32,1

weiblich 22,4 15,9 23,3

insgesamt 26,5 17,8 27,8

2011

männlich 29,4 18,2 31,0

weiblich 20,5 15,2 21,3

insgesamt 25,0 16,7 26,3

B5 Ausbildungsbeteiligungsquote

Ausbildungsbeteiligung im Dualen System von Jugendlichen im Alter von 18 bis 
unter 21 Jahren nach Staatsangehörigkeit an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Quelle: Berufsbildungsstatistik   
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B6 Auszubildende nach Ausbildungsbereichen

Verteilung der Auszubildenden nach Staatsangehörigkeit auf die Ausbildungsbereiche
des Dualen Systems

Jahr Geschlecht Ausbildungsbereich

Auszubildende

insgesamt
Ausländer/

-innen
Deutsche

Ausländer/
-innen

Deutsche

Zeilen-% Spalten-%

2005

insgesamt

Industrie und Handel¹ 59.601 7,4 92,6 50,2 57,4

Handwerk 30.045 9,7 90,3 33,1 28,2

Landwirtschaft 1.827 1,3 98,7 0,3 1,9

Öffentlicher Dienst² 4.308 3,1 96,9 1,5 4,3

Freie Berufe² 9.118 14,4 85,6 14,9 8,1

zusammen 104.899 8,4 91,6 100  100  

männlich

Industrie und Handel¹ 35.545 7,2 92,8 53,2 57,3

Handwerk 23.579 9,1 90,9 44,7 37,2

Landwirtschaft 1.409 1,5 98,5 0,4 2,4

Öffentlicher Dienst² 1.436 2,7 97,3 0,8 2,4

Freie Berufe² 457 9,6 90,4 0,9 0,7

zusammen 62.426 7,7 92,3 100  100  

weiblich

Industrie und Handel¹ 24.056 7,8 92,2 46,6 57,7

Handwerk 6.466 12,0 88,0 19,3 14,8

Landwirtschaft 418 0,5 99,5 0,0 1,1

Öffentlicher Dienst² 2.872 3,3 96,7 2,3 7,2

Freie Berufe² 8.661 14,6 85,4 31,7 19,2

zusammen 42.473 9,4 90,6 100  100  

2009

insgesamt

Industrie und Handel¹ 65.196 8,2 91,8 57,2 60,5

Handwerk 29.087 9,3 90,7 29,3 26,6

Landwirtschaft 2.011 1,3 98,7 0,3 2,0

Öffentlicher Dienst² 3.796 2,5 97,5 1,0 3,7

Freie Berufe² 8.244 13,7 86,3 12,2 7,2

zusammen 108.334 8,6 91,4 100  100  

männlich

Industrie und Handel¹ 38.513 8,2 91,8 61,0 59,9

Handwerk 22.584 8,6 91,4 37,7 34,9

Landwirtschaft 1.566 1,3 98,7 0,4 2,6

Öffentlicher Dienst² 1.201 2,3 97,7 0,5 2,0

Freie Berufe² 380 4,5 95,5 0,3 0,6

zusammen 64.244 8,0 92,0 100  100  

weiblich

Industrie und Handel¹ 26.683 8,1 91,9 52,5 61,4

Handwerk 6.503 12,0 88,0 18,8 14,3

Landwirtschaft 445 1,6 98,4 0,2 1,1

Öffentlicher Dienst² 2.595 2,6 97,4 1,6 6,3

Freie Berufe² 7.864 14,2 85,8 26,9 16,9

zusammen 44.090 9,4 90,6 100  100  
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Jahr Geschlecht Ausbildungsbereich

Auszubildende

insgesamt
Ausländer/

-innen
Deutsche

Ausländer/
-innen

Deutsche

Zeilen-% Spalten-%

2011

insgesamt

Industrie und Handel¹ 62.328 8,3 91,7 56,0 60,7

Handwerk 27.636 10,0 90,0 30,1 26,4

Landwirtschaft 1.956 0,8 99,2 0,2 2,1

Öffentlicher Dienst² 3.534 2,6 97,4 1,0 3,7

Freie Berufe² 8.022 14,7 85,3 12,8 7,3

zusammen 103.476 8,9 91,1 100  100  

männlich

Industrie und Handel¹ 37.497 8,1 91,9 59,7 60,2

Handwerk 21.741 9,2 90,8 39,0 34,5

Landwirtschaft 1.515 0,9 99,1 0,3 2,6

Öffentlicher Dienst² 1.122 2,0 98,0 0,5 1,9

Freie Berufe² 423 6,6 93,4 0,5 0,7

zusammen 62.301 8,2 91,8 100  100  

weiblich

Industrie und Handel¹ 24.831 8,5 91,5 51,3 61,3

Handwerk 5.895 13,3 86,7 19,0 13,8

Landwirtschaft 438 0,7 99,3 0,1 1,2

Öffentlicher Dienst² 2.412 2,9 97,1 1,7 6,3

Freie Berufe² 7.596 15,2 84,8 27,9 17,4

zusammen 41.175 10,0 90,0 100  100  

1 Einschließlich Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe.        
2 Ohne diejenigen Auszubildenden, deren Ausbildungsverträge nach dem Berufsbildungsgesetz bei anderen zuständigen 
Stellen (Kammern) außerhalb dieses Ausbildungsbereichs registriert werden.      
Unter Beachtung der gesetzlichen Datenschutz- und Geheimhaltungsvorschriften sind die Absolutwerte jeweils auf ein 
Vielfaches von 3 gerundet; die ausgewiesene Summenwerte können deshalb von der Summe der Einzelwerte abweichen. 
Quelle: Berufsbildungsstatistik
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B7 Studierende

Quelle: Hochschulstatistik

Semester Geschlecht
Studierende
insgesamt

Deutsche
Bildungs-
inländer

Bildungs-
ausländer

in %

WS 2005/06

männlich 79.101 84,6           5,7           9,8           

weiblich 71.662 84,5           4,5           11,0           

insgesamt 150.763 84,6           5,1           10,3           

WS 2008/09

männlich 81.004 85,8           5,3           8,9           

weiblich 73.762 85,4           4,7           9,9           

insgesamt 154.766 85,6           5,0           9,4           

WS 2011/12

männlich 98.710 86,3           5,2           8,5           

weiblich 87.240 85,4           5,1           9,5           

insgesamt 185.950 85,8           5,2           9,0           

Anteil der Studierenden an hessischen Hochschulen nach Staatsangehörigkeit und Erwerb 
der Hochschulzugangsberechtigung     

B8 Weiterbildungsbeteiligung

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2004

Ja 23 25 20 21

Nein 76 72 78 76

Keine Angabe 2 3 2 4

2008

Ja 32 33 24 26

Nein 68 67 76 74

Keine Angabe 0 0 0 0

2011
Ja

nicht erhoben nicht erhoben
Nein

Beteiligung an formeller beruflicher Weiterbildung nach Migrationshintergrund in einer 
Selbstauskunft     

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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B9 Höchster allgemeinbildender Schulabschluss   

Anteil höchster erreichter allgemeinbildender Schulabschlüsse von Personen nach Migrations-
hintergrund an allen Personen der jeweiligen Gruppe

Jahr Alter
in Jahren Geschlecht Abschlussart

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen“

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

18 bis 
unter 25

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 3,1  (4,9)  /  /  /  /  (2,2)  

Hauptschulabschluss 22,8  30,2  25,5  36,1  33,9  24,6  19,0  

Realschulabschluss 36,2  34,7  39,3  29,0  31,0  40,4  37,0  

Fachhochschulreife 7,4  (6,2)  (6,5)  /  (6,5)  /  8,0  

Hochschulreife 30,5  24,0  25,4  22,1  22,7  25,9  33,8  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss (3,0)  /  /  /  /  /  /  

Hauptschulabschluss 27,8  35,9  31,8  41,4  40,5  (29,2)  23,7  

Realschulabschluss 34,3  33,1  36,0  (29,3)  28,8  39,5  34,8  

Fachhochschulreife 6,9  /  /  /  /  /  8,4  

Hochschulreife 28,0  22,9  25,5  (19,3)  (21,3)  (25,2)  30,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss (3,2)  /  /  /  /  /  /  

Hauptschulabschluss 17,6  24,3  (18,5)  (30,9)  27,2  (19,5)  14,3  

Realschulabschluss 38,2  36,3  42,9  (28,7)  33,2  41,4  39,1  

Fachhochschulreife 7,9  (8,5)  /  /  /  /  7,6  

Hochschulreife 33,1  25,1  (25,3)  (24,8)  24,1  (26,7)  37,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

18 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 3,7  11,3  4,9  16,3  12,6  /  1,3  

Hauptschulabschluss 33,6  33,5  30,2  36,1  34,6  27,4  33,6  

Realschulabschluss 30,0  24,4  31,9  18,6  22,5  35,1  31,8  

Fachhochschulreife 6,6  5,0  6,4  3,9  4,9  (5,6)  7,1  

Hochschulreife 26,1  25,8  26,6  25,1  25,3  28,4  26,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss 3,4  9,6  (4,5)  13,6  10,9  /  1,4  

Hauptschulabschluss 35,8  36,8  34,9  38,4  38,2  30,2  35,5  

Realschulabschluss 25,6  23,4  28,9  19,0  21,4  33,7  26,3  

Fachhochschulreife 8,1  4,9  6,2  (3,8)  4,8  /  9,2  

Hochschulreife 27,0  25,3  25,5  25,2  24,8  27,9  27,5  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss 4,0  13,0  5,3  18,9  14,3  /  1,1  

Hauptschulabschluss 31,3  30,2  25,5  33,8  31,2  24,1  31,7  

Realschulabschluss 34,4  25,5  34,9  18,1  23,7  36,8  37,3  

Fachhochschulreife 5,1  5,2  6,6  4,1  5,0  /  5,1  

Hochschulreife 25,2  26,2  27,6  25,1  25,8  29,0  24,9  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  
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Jahr Alter
in Jahren Geschlecht Abschlussart

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen“

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2009

18 bis 
unter 25

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 4,3  7,6  /  (10,1)  (9,6)  /  (2,8)  

Hauptschulabschluss 21,1  27,1  23,6  32,1  27,0  27,3  18,2  

Realschulabschluss 34,6  31,0  35,4  24,6  30,2  31,9  36,2  

Fachhochschulreife 8,9  (6,8)  (8,1)  /  /  /  9,9  

Hochschulreife 31,1  27,5  27,0  28,1  26,6  28,5  32,9  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss (4,8)  (7,9)  /  /  /  /  /  

Hauptschulabschluss 26,1  32,4  28,5  38,3  31,8  33,0  23,2  

Realschulabschluss 33,7  30,4  33,2  (26,0)  29,7  (31,1)  35,3  

Fachhochschulreife 8,3  /  /  /  /  /  9,1  

Hochschulreife 27,1  22,9  (24,3)  (20,9)  (22,3)  (23,7)  29,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss (3,8)  /  /  /  /  /  /  

Hauptschulabschluss 15,9  21,6  (18,1)  (26,3)  (22,3)  (20,7)  13,1  

Realschulabschluss 35,4  31,6  38,0  (23,3)  30,8  (32,7)  37,2  

Fachhochschulreife 9,6  /  /  /  /  /  10,7  

Hochschulreife 35,2  32,2  30,1  (34,9)  30,7  (34,1)  36,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

18 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 3,3  9,6  5,0  13,7  10,6  (4,4)  1,1  

Hauptschulabschluss 30,4  31,4  27,1  35,1  32,2  27,3  30,1  

Realschulabschluss 30,8  25,5  32,0  19,7  24,0  32,8  32,7  

Fachhochschulreife 7,3  6,0  7,6  4,5  5,5  8,2  7,8  

Hochschulreife 28,1  27,6  28,3  27,0  27,7  27,3  28,3  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss 3,1  8,6  5,7  11,2  9,5  /  1,2  

Hauptschulabschluss 33,0  35,1  30,0  39,8  35,7  32,3  32,3  

Realschulabschluss 27,2  24,7  30,3  19,6  23,5  30,4  28,0  

Fachhochschulreife 8,6  6,3  8,1  4,7  5,8  (8,7)  9,4  

Hochschulreife 28,0  25,3  25,9  24,7  25,5  24,0  29,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss 3,5  10,6  (4,2)  16,0  11,7  /  1,0  

Hauptschulabschluss 27,8  27,8  24,2  30,8  28,9  21,5  27,8  

Realschulabschluss 34,5  26,2  33,7  19,8  24,5  35,7  37,5  

Fachhochschulreife 6,1  5,6  7,1  4,3  5,2  (7,6)  6,2  

Hochschulreife 28,2  29,9  30,8  29,1  29,6  31,1  27,6  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  
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Jahr Alter
in Jahren Geschlecht Abschlussart

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2011

18 bis 
unter 25

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 3,0  (4,0)  /  /  /  /  (2,5)  

Hauptschulabschluss 18,5  24,5  19,5  31,6  24,4  24,7  15,8  

Realschulabschluss 33,2  30,6  34,2  25,7  31,5  29,7  34,3  

Fachhochschulreife 10,2  10,2  13,9  /  (10,1)  (10,3)  10,2  

Hochschulreife 35,2  30,6  29,9  31,6  30,8  30,5  37,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss (4,1)  /  /  /  /  /  (3,4)  

Hauptschulabschluss 22,8  29,9  (25,1)  36,4  (29,8)  29,9  19,5  

Realschulabschluss 34,1  31,8  36,4  (25,5)  33,5  30,2  35,2  

Fachhochschulreife 9,9  (8,9)  /  /  /  /  10,3  

Hochschulreife 29,1  24,0  (23,7)  (24,4)  (24,7)  (23,4)  31,5  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss /  /  /  /  /  /  /  

Hauptschulabschluss 14,0  18,5  /  (26,0)  (19,1)  /  12,1  

Realschulabschluss 32,2  29,3  31,7  (25,9)  29,6  (28,9)  33,4  

Fachhochschulreife 10,6  (11,7)  (17,0)  /  /  /  10,2  

Hochschulreife 41,4  38,0  36,7  (39,9)  36,7  39,6  42,8  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

18 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Hauptschul-
abschluss 3,0  8,4  3,5  12,7  9,2  (4,0)  1,1  

Hauptschulabschluss 28,4  30,8  26,5  34,4  31,6  26,4  27,6  

Realschulabschluss 30,9  25,7  32,4  19,9  24,5  32,5  32,8  

Fachhochschulreife 8,1  6,8  9,0  4,9  6,3  9,3  8,6  

Hochschulreife 29,6  28,3  28,6  28,1  28,4  27,9  30,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Hauptschul-
abschluss 2,8  7,5  (3,4)  11,0  8,1  /  1,3  

Hauptschulabschluss 30,9  34,9  30,9  38,3  35,8  30,5  29,5  

Realschulabschluss 27,4  24,9  30,4  20,1  23,5  31,8  28,2  

Fachhochschulreife 9,5  7,2  9,3  5,4  6,7  (9,5)  10,3  

Hochschulreife 29,3  25,5  25,9  25,1  25,8  23,8  30,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Hauptschul-
abschluss 3,1  9,4  (3,5)  14,3  10,2  /  0,9  

Hauptschulabschluss 25,9  26,9  22,3  30,7  27,7  21,1  25,6  

Realschulabschluss 34,4  26,4  34,4  19,7  25,3  33,5  37,3  

Fachhochschulreife 6,7  6,3  8,6  4,4  6,0  (8,9)  6,8  

Hochschulreife 29,9  31,1  31,2  30,9  30,7  33,2  29,5  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000   
Quelle: Mikrozensus   
   



171

B10 Höchster beruflicher Abschluss   

Anteil von Personen mit verschiedenen beruflichen Abschlüssen    

Jahr
Alter

in Jahren
Geschlecht

Höchster beruflicher
Abschluss

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

25 bis
unter 35

insgesamt

ohne Abschluss¹ 21,8  39,3  27,9  47,0  42,7  28,4  13,3  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,0  42,3  53,9  34,5  38,8  53,7  56,8  

mit Fachschulabschluss³ 6,5  (4,3)  /  /  (3,7)  /  7,6  

mit Fachhochschulabschluss 7,9  (3,5)  /  /  (3,2)  /  10,1  

mit Hochschulabschluss 11,8  10,6  (8,7)  11,9  11,5  /  12,3  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 20,4  34,0  26,9  38,8  36,5  (27,4)  14,0  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

51,6  45,4  53,9  39,7  42,8  52,5  54,5  

mit Fachschulabschluss³ 7,4  (5,5)  /  /  /  /  8,4  

mit Fachhochschulabschluss 9,4  (5,0)  /  /  /  /  11,5  

mit Hochschulabschluss 11,2  10,1  /  (12,6)  (11,7)  /  11,6  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 23,1  44,2  28,8  54,6  48,0  (29,7)  12,6  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,4  39,5  53,9  29,7  35,4  55,1  58,9  

mit Fachschulabschluss³ 5,6  /  /  /  /  /  6,8  

mit Fachhochschulabschluss 6,5  /  /  /  /  /  8,7  

mit Hochschulabschluss 12,3  11,0  /  (11,2)  (11,4)  /  13,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

25 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Abschluss¹ 21,2  42,8  29,8  52,2  44,3  29,1  15,0  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,4  36,9  46,7  29,8  35,4  51,2  56,9  

mit Fachschulabschluss³ 7,7  4,8  7,1  3,1  4,7  /  8,6  

mit Fachhochschulabschluss 7,0  4,4  5,9  3,3  4,4  /  7,7  

mit Hochschulabschluss 11,7  11,1  10,5  11,5  11,2  (9,7)  11,8  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 17,2  38,1  27,0  46,2  39,5  26,9  11,2  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

50,7  39,5  47,0  34,2  38,1  51,5  53,9  

mit Fachschulabschluss³ 9,9  5,8  9,0  (3,5)  5,6  /  11,1  

mit Fachhochschulabschluss 9,3  5,7  7,5  (4,3)  5,6  /  10,3  

mit Hochschulabschluss 12,8  10,9  9,6  11,9  11,2  /  13,4  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 25,3  47,4  32,6  58,3  49,0  31,8  18,8  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

54,1  34,3  46,4  25,5  32,7  50,9  59,9  

mit Fachschulabschluss³ 5,5  3,8  (5,2)  (2,8)  3,9  /  6,0  

mit Fachhochschulabschluss 4,6  3,2  (4,4)  /  3,3  /  5,1  

mit Hochschulabschluss 10,5  11,2  11,4  11,1  11,2  /  10,3  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  
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Jahr
Alter

in Jahren
Geschlecht

Höchster beruflicher
Abschluss

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2009

25 bis
unter 35

insgesamt

ohne Abschluss¹ 19,7  37,6  25,9  47,3  42,4  23,0  10,2  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,8  42,5  54,3  32,7  36,8  59,8  58,4  

mit Fachschulabschluss³ 5,5  (3,3)  /  /  (3,4)  /  6,6  

mit Fachhochschulabschluss 8,2  (4,5)  (6,3)  /  (3,8)  /  10,2  

mit Hochschulabschluss 13,8  12,2  (9,1)  14,7  13,7  /  14,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 19,9  36,5  27,3  44,4  41,9  (22,9)  11,2  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

53,1  45,7  54,5  38,1  39,1  62,3  57,0  

mit Fachschulabschluss³ 5,9  /  /  /  /  /  7,5  

mit Fachhochschulabschluss 8,9  /  /  /  /  /  11,2  

mit Hochschulabschluss 12,2  10,5  /  (13,7)  (12,2)  /  13,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 19,6  38,6  24,5  49,8  42,8  (23,0)  9,2  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,5  39,6  54,1  27,9  34,8  56,8  59,7  

mit Fachschulabschluss³ 5,1  /  /  /  /  /  5,8  

mit Fachhochschulabschluss 7,5  (4,5)  /  /  /  /  9,2  

mit Hochschulabschluss 15,3  13,6  (11,3)  (15,5)  14,9  /  16,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

25 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Abschluss¹ 17,9  38,7  26,8  48,4  40,6  24,1  11,0  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

54,7  40,0  49,3  32,5  38,0  55,7  59,6  

mit Fachschulabschluss³ 7,2  4,5  5,8  3,5  4,5  /  8,0  

mit Fachhochschulabschluss 7,3  4,8  6,4  3,4  4,5  (7,0)  8,2  

mit Hochschulabschluss 12,9  12,0  11,8  12,3  12,5  (8,6)  13,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 14,8  35,2  26,0  42,9  37,0  22,6  8,2  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

53,0  42,8  49,4  37,3  40,9  56,4  56,3  

mit Fachschulabschluss³ 9,4  5,2  6,7  (3,9)  5,2  /  10,8  

mit Fachhochschulabschluss 9,3  5,3  7,4  (3,5)  5,0  /  10,6  

mit Hochschulabschluss 13,5  11,5  10,4  12,4  12,0  /  14,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 21,0  42,1  27,6  53,5  43,9  25,8  13,9  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

56,5  37,3  49,1  28,0  35,3  54,9  62,9  

mit Fachschulabschluss³ 4,9  3,8  (4,8)  (3,0)  3,8  /  5,3  

mit Fachhochschulabschluss 5,4  4,2  (5,4)  (3,3)  4,0  /  5,7  

mit Hochschulabschluss 12,3  12,6  13,1  12,2  13,0  /  12,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  
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Jahr
Alter

in Jahren
Geschlecht

Höchster beruflicher
Abschluss

Bevöl-
kerung
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2011

25 bis
unter 35

insgesamt

ohne Abschluss¹ 17,0  33,7  23,6  41,4  34,8  29,5  8,9  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

52,4  45,0  57,1  35,9  42,3  55,6  56,0  

mit Fachschulabschluss³ 8,9  5,4  (6,1)  (5,0)  (5,6)  /  10,6  

mit Fachhochschulabschluss 7,9  (4,1)  /  /  (3,9)  /  9,8  

mit Hochschulabschluss 13,7  11,8  (8,0)  14,6  13,4  /  14,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 16,7  33,0  24,6  39,8  32,7  (33,9)  8,9  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

53,0  46,6  57,5  37,6  44,7  52,5  56,0  

mit Fachschulabschluss³ 9,2  (5,3)  /  /  /  /  11,1  

mit Fachhochschulabschluss 8,7  /  /  /  /  /  10,8  

mit Hochschulabschluss 12,5  11,0  /  (14,6)  (13,2)  /  13,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 17,3  34,4  (22,6)  42,7  36,6  /  8,9  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

51,9  43,6  56,7  34,4  40,3  59,4  56,1  

mit Fachschulabschluss³ 8,7  (5,5)  /  /  (5,7)  /  10,2  

mit Fachhochschulabschluss 7,2  /  /  /  /  /  8,8  

mit Hochschulabschluss 14,8  12,4  /  (14,6)  13,6  /  16,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

25 bis 
unter 65

insgesamt

ohne Abschluss¹ 16,9  37,8  26,4  46,8  38,9  27,0  9,9  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

54,0  39,8  49,0  32,6  38,4  53,7  58,7  

mit Fachschulabschluss³ 9,8  6,7  8,4  5,4  6,7  /  10,9  

mit Fachhochschulabschluss 7,0  4,5  5,6  3,7  4,4  /  7,9  

mit Hochschulabschluss 12,3  11,2  10,7  11,5  11,6  (7,4)  12,6  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

ohne Abschluss¹ 14,1  34,8  24,2  43,4  35,7  28,0  7,4  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

51,9  43,0  51,3  36,2  41,9  51,6  54,7  

mit Fachschulabschluss³ 12,1  6,8  8,0  5,8  6,7  /  13,8  

mit Fachhochschulabschluss 8,9  5,1  6,4  (4,1)  5,1  /  10,0  

mit Hochschulabschluss 13,1  10,3  10,1  10,4  10,6  /  14,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

ohne Abschluss¹ 19,6  40,6  28,4  49,9  41,9  (25,7)  12,4  

mit abgeschlossener 
Berufsausbildung²

56,0  36,9  46,8  29,3  35,2  56,3  62,7  

mit Fachschulabschluss³ 7,7  6,7  8,8  5,0  6,8  /  8,0  

mit Fachhochschulabschluss 5,2  3,9  (4,7)  (3,2)  3,7  /  5,7  

mit Hochschulabschluss 11,4  12,0  11,3  12,5  12,4  /  11,2  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

1 Einschließlich Anlernausbildung   
2 Einschließlich bestandener Laufbahnprüfung der Beamten des mittleren Dienstes   
3 Einschließlich Abschluss an einer Berufsakademie    
( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus   
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B11 Erwerbsquote

Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätigen und Erwerbslosen) im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
mit und ohne Migrationshintergrund an der gleichaltrigen Bevölkerungsgruppe

Jahr Geschlecht

insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

männlich 80,7  78,5  78,0  79,0  81,7  65,8  81,4  

weiblich 65,5  58,2  64,6  53,0  58,9  55,0  67,9  

insgesamt 73,1  68,3  71,3  65,9  70,1  60,7  74,7  

2009

männlich 81,9  78,7  78,2  79,1  82,4  65,8  83,0  

weiblich 69,6  61,2  67,0  56,0  62,8  54,6  72,6  

insgesamt 75,7  69,8  72,6  67,2  72,3  60,6  77,8  

2011

männlich 82,5  79,8  78,3  81,1  84,4  63,6  83,5  

weiblich 70,9  62,5  67,7  57,9  65,2  49,5  74,0  

insgesamt 76,7  71,0  73,0  69,2  74,3  57,3  78,8  

B12 Erwerbstätigenquote 

Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren mit und ohne Migrationshintergrund 
an der gleichaltrigen Bevölkerungsgruppe

Jahr Geschlecht

insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

männlich 73,7  67,3  67,8  66,8  70,1  56,1  75,8  

weiblich 59,9  49,5  55,4  44,7  49,9  47,7  63,4  

insgesamt 66,8  58,4  61,6  55,7  59,8  52,1  69,6  

2009

männlich 76,4  68,9  69,7  68,2  72,5  56,7  79,1  

weiblich 65,2  54,1  59,9  49,0  55,4  48,8  69,2  

insgesamt 70,8  61,5  64,8  58,3  63,7  53,0  74,2  

2011

männlich 78,6  73,5  72,6  74,4  78,0  58,0  80,4  

weiblich 67,5  57,6  63,3  52,6  60,4  44,4  71,1  

insgesamt 73,0  65,4  67,9  63,2  68,8  51,9  75,8  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus
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B13 Einschätzung der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

Anteil an den berufstätigen Personen in %

2005

Große Sorgen 25 15 25 17

Einige Sorgen 44 45 42 38

Keine Sorgen 27 34 29 41

Keine Angabe 4 5 5 5

2008

Große Sorgen 17 12 18 12

Einige Sorgen 40 33 42 33

Keine Sorgen 39 49 37 50

Keine Angabe 5 5 4 5

2011

Große Sorgen 14 9 11 8

Einige Sorgen 32 27 38 28

Keine Sorgen 46 61 48 60

Keine Angabe 8 3 3 5

Einstellung zur Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes (Frage: „Machen Sie sich da Sorgen?“)

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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B14 Atypische/geringfügige Beschäftigungsverhältnisse

B14a Anteil der abhängig Erwerbstätigen mit geringfügiger Beschäftigung als einziger oder haupt-
 sächlicher Tätigkeit mit und ohne Migrationshintergrund im Alter von 15 bis unter 65 Jahren  
 an  der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Jahr Geschlecht

insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

männlich 3,9  6,1  (6,0)  (6,3)  5,8  /  3,3  

weiblich 15,8  21,3  18,5  24,2  21,7  (19,3)  14,3  

insgesamt 9,4  12,8  11,7  13,8  12,7  12,8  8,4  

2009

männlich 5,9  9,4  9,0  9,9  8,8  (12,0)  4,8  

weiblich 16,3  23,5  20,1  27,4  24,0  21,3  14,3  

insgesamt 10,8  16,0  14,2  17,8  15,9  16,1  9,3  

2011

männlich 5,6  8,5  8,2  8,7  7,1  (14,3)  4,7  

weiblich 15,5  23,3  20,4  26,5  23,8  (20,2)  13,2  

insgesamt 10,4  15,3  14,0  16,6  15,1  16,6  8,8  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus

B14b Anteil der atypisch Beschäftigten (befristet, in Teilzeit und/oder geringfügig Beschäftigte) an
 allen abhängig Beschäftigten 2011 (in %)

insgesamt
mit

Migrations-
hintergrund

davon
ohne

Migrations-
hintergrundDeutsche

Ausländer/
-innen

männlich 12,2  20,3  16,7  23,6  9,7  

weiblich 36,7  44,0  40,4  47,7  34,6  

insgesamt 24,0  31,3  28,1  34,4  21,8  

Quelle: Mikrozensus, Sonderauswertung des Hessischen Statistischen Landesamt    
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Jahr Geschlecht
Stellung
im Beruf

Erwerbstätige

insgesamt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/

-innen
im

Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2005

insgesamt

Selbständige 11,4  10,4  8,7  12,0  11,0  (7,8)  11,6  

Beamte/-innen 6,3  (1,2)  (2,1)  /  (1,1)  /  7,7  

Angestellte 56,6  45,6  47,2  44,0  43,0  58,5  59,7  

Arbeiter/-innen 25,7  42,8  42,0  43,6  45,0  31,8  21,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Selbständige 14,0  12,6  10,7  14,3  13,1  (10,6)  14,4  

Beamte/-innen 7,0  /  /  /  /  /  8,7  

Angestellte 47,5  37,0  36,0  37,9  34,7  48,2  50,5  

Arbeiter/-innen 31,5  48,9  50,6  47,5  50,9  39,2  26,5  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Selbständige 8,1  7,4  (6,3)  8,6  8,1  /  8,3  

Beamte/-innen 5,3  /  /  /  /  /  6,4  

Angestellte 68,1  57,2  61,1  53,2  54,1  72,4  71,0  

Arbeiter/-innen 18,5  34,4  31,2  37,8  37,0  (21,8)  14,3  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

2009

insgesamt

Selbständige 11,3  10,9  9,3  12,5  11,4  (8,6)  11,4  

Beamte/-innen 5,6  (1,4)  (2,1)  /  (1,2)  /  6,8  

Angestellte 59,8  48,5  50,9  46,1  45,7  62,1  63,1  

Arbeiter/-innen 23,4  39,2  37,7  40,7  41,6  27,2  18,7  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Selbständige 14,1  13,8  11,8  15,6  14,6  (9,7)  14,2  

Beamte/-innen 6,0  (1,4)  /  /  /  /  7,4  

Angestellte 50,4  40,6  41,6  39,7  38,2  52,0  53,4  

Arbeiter/-innen 29,5  44,2  44,5  43,9  46,0  35,9  25,1  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Selbständige 7,9  7,3  (6,5)  8,2  7,4  /  8,1  

Beamte/-innen 5,2  /  /  /  /  /  6,3  

Angestellte 70,9  58,6  61,9  54,9  55,2  75,7  74,4  

Arbeiter/-innen 16,0  32,8  29,6  36,3  36,2  (15,5)  11,3  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

B15 Stellung im Beruf 

Aufgliederung von Erwerbstätigen in Selbstständige, Angestellte, Beamte und Arbeiter nach 
Migrationshintergrund          
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Jahr Geschlecht
Stellung
im Beruf

Erwerbstätige

insgesamt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/

-innen
im

Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2011

insgesamt

Selbständige 11,2  11,0  9,0  13,0  11,8  (6,6)  11,2  

Beamte/-innen 5,5  (1,1)  (1,7)  /  (1,0)  /  6,8  

Angestellte 60,4  49,0  51,6  46,6  46,8  62,0  64,0  

Arbeiter/-innen 22,9  38,8  37,7  39,9  40,4  29,8  18,0  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Selbständige 13,9  13,7  10,8  16,4  14,7  (8,7)  13,9  

Beamte/-innen 5,6  /  /  /  /  /  7,1  

Angestellte 50,8  38,8  40,6  37,3  36,7  49,3  54,6  

Arbeiter/-innen 29,8  46,4  46,9  46,1  47,7  40,2  24,5  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Selbständige 8,0  7,7  7,1  8,4  8,4  /  8,1  

Beamte/-innen 5,3  /  /  /  /  /  6,5  

Angestellte 71,8  61,8  64,2  59,3  58,7  82,6  74,8  

Arbeiter/-innen 14,9  29,3  27,1  31,6  31,7  (13,0)  10,6  

zusammen 100  100  100  100  100  100  100  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus

B16 Erwerbstätige im Öffentlichen Dienst   

Anteil der Beschäftigten im Alter von 15 bis unter 65 Jahren mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst an allen Beschäftigten im öffentlichen Dienst

Jahr Geschlecht

Erwerbstätige im öffentlichen Dienst

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in 
Deutsch-

land

in %

2005

männlich 11,6  6,0  5,6  9,7  /  88,4  

weiblich 14,4  8,2  6,2  12,0  (2,4)  85,6  

insgesamt 13,1  7,2  5,9  11,0  2,1  86,9  

2009

männlich 11,3  6,8  (4,5)  9,1  /  88,7  

weiblich 14,9  9,1  5,8  12,6  (2,4)  85,1  

insgesamt 13,3  8,1  5,2  11,0  2,3  86,7  

2011

männlich 11,4  7,0  (4,4)  9,3  /  88,6  

weiblich 14,8  8,7  6,0  13,0  /  85,2  

insgesamt 13,3  8,0  5,3  11,4  (1,9)  86,7  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
Quelle: Mikrozensus
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Jahr Geschlecht
Alter 

in Jahren

Erwerbstätige

insgesamt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2005

insgesamt

15 bis unter 65 8,6  14,6  13,6  15,5  14,7  14,1  6,8  

15 bis unter 25 12,6  16,2  (14,2)  (19,0)  (16,5)  (15,8)  11,0  

55 bis unter 65 9,5  16,7  /  (17,7)  16,8  /  8,0  

männlich

15 bis unter 65 8,7  14,3  13,1  15,4  14,3  (14,8)  6,9  

15 bis unter 25 13,7  17,4  (15,9)  /  (17,5)  /  11,9  

55 bis unter 65 9,1  (16,4)  /  /  (16,6)  /  7,6  

weiblich

15 bis unter 65 8,5  14,9  14,3  15,6  15,3  (13,2)  6,7  

15 bis unter 25 11,4  (14,7)  /  /  /  /  9,9  

55 bis unter 65 10,0  /  /  /  /  /  8,5  

2009

insgesamt

15 bis unter 65 6,5  12,0  10,7  13,2  11,9  12,5  4,7  

15 bis unter 25 11,1  16,9  (15,6)  (19,0)  (16,6)  (17,2)  8,6  

55 bis unter 65 5,8  13,5  /  (16,0)  13,6  /  4,2  

männlich

15 bis unter 65 6,6  12,3  10,9  13,7  12,0  13,8  4,7  

15 bis unter 25 11,4  19,2  (15,9)  (24,2)  (19,9)  (18,5)  8,0  

55 bis unter 65 5,9  (13,8)  /  /  (13,9)  /  (4,3)  

weiblich

15 bis unter 65 6,3  11,5  10,6  12,5  11,7  (10,6)  4,7  

15 bis unter 25 10,8  (14,3)  /  /  /  /  9,2  

55 bis unter 65 5,7  /  /  /  /  /  (4,1)  

2011

insgesamt

15 bis unter 65 4,8  7,8  6,9  8,6  7,5  9,5  3,8  

15 bis unter 25 8,5  11,0  /  (15,3)  /  (12,5)  7,4  

55 bis unter 65 5,1  (9,0)  /  /  (9,0)  /  4,2  

männlich

15 bis unter 65 4,8  7,8  7,3  8,2  7,6  (8,9)  3,8  

15 bis unter 25 8,2  (10,3)  /  /  /  /  (7,3)  

55 bis unter 65 5,6  (11,6)  /  /  (11,6)  /  (4,3)  

weiblich

15 bis unter 65 4,8  7,8  6,4  9,2  7,4  /  3,9  

15 bis unter 25 8,8  (12,0)  /  /  /  /  (7,6)  

55 bis unter 65 (4,5)  /  /  /  /  /  (4,1)  

B17 Erwerbslosenquote   

Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen (Erwerbslose und Erwerbstätige) von Personen nach 
Migrationshintergrund nach dem ILO-Konzept

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus
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Jahr Geschlecht Rechtskreis

Arbeitslosenquote

insgesamt
Ausländer/

-innen
Deutsche

in %

2006

insgesamt

SGB III 3,8  5,3  3,6  

SGB II 6,5  16,7  4,9  

zusammen 10,4  22,0  8,5  

männlich

SGB III 3,6  -  -  

SGB II 6,7  -  -  

zusammen 10,4  -  -  

weiblich

SGB III 4,0  -  -  

SGB II 6,3  -  -  

zusammen 10,4  -  -  

2009

insgesamt

SGB III 2,6  3,6  2,5  

SGB II 5,0  13,1  4,0  

zusammen 7,7  16,7  6,5  

männlich

SGB III 2,9  4,1  2,8  

SGB II 5,0  11,7  4,1  

zusammen 8,0  15,8  6,9  

weiblich

SGB III 2,3  3,0  2,2  

SGB II 5,0  14,8  3,9  

zusammen 7,3  17,7  6,1  

2011

insgesamt

SGB III 2,0  2,7  1,9  

SGB II 4,6  12,3  3,6  

zusammen 6,6  15,0  5,5  

männlich

SGB III 2,1  2,9  2,0  

SGB II 4,6  10,7  3,8  

zusammen 6,7  13,5  5,8  

weiblich

SGB III 1,9  2,5  1,8  

SGB II 4,6  14,1  3,5  

zusammen 6,5  16,6  5,3  

B18 Arbeitslosenquote  

Anteil der registrierten Arbeitslosen an den abhängigen zivilen Erwerbs personen (Erwerbspersonen und 
Erwerbslose) in den Rechtskreisen SGB II sowie SGB III nach Staatsangehörigkeit (Jahresdurchschnitte)

Quelle: Arbeitslosenstatistik 
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Anteil der registrierten Arbeitslosen an den abhängigen zivilen Erwerbs personen (Erwerbspersonen und 
Erwerbslose) in den Rechtskreisen SGB II sowie SGB III nach Staatsangehörigkeit (Jahresdurchschnitte)

Jahr Geschlecht
Überwiegender
Lebensunterhalt

durch …

Bevölkerung ab 15 Jahren

insgesamt

mit
Migrations-

hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migrations-

hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/

-innen
im

Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2005

insgesamt

Erwerbstätigkeit  48,6  48,5  49,9  47,3  49,3  45,1  48,6  

Angehörige  19,1  26,2  24,3  27,8  22,8  42,1  17,2  

Rente/Pension  24,9  11,6  14,0  9,5  13,5  /  28,4  

eigenes Vermögen  0,7  /  /  /  /  /  0,8  

öffentliche Transfer-
leistungen  

6,8  13,3  11,5  15,0  14,0  10,1  5,0  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Erwerbstätigkeit  57,4  58,0  56,9  58,9  59,8  50,2  57,2  

Angehörige  9,5  14,5  17,1  12,4  9,4  37,2  8,1  

Rente/Pension  24,6  12,3  13,4  11,4  14,5  /  28,0  

eigenes Vermögen  0,8  /  /  /  /  /  0,9  

öffentliche Transfer-
leistungen  

7,7  14,7  12,3  16,8  15,9  9,8  5,7  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Erwerbstätigkeit  40,3  39,1  43,1  35,6  39,1  39,2  40,7  

Angehörige  28,1  37,7  31,4  43,4  35,8  47,7  25,6  

Rente/Pension  25,1  10,9  14,6  7,6  12,6  /  28,8  

eigenes Vermögen  0,6  /  /  /  /  /  0,6  

öffentliche Transfer-
leistungen  

5,9  11,9  10,7  13,1  12,2  (10,5)  4,3  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

2009

insgesamt

Erwerbstätigkeit  49,1  48,1  49,1  47,1  48,9  44,7  49,3  

Angehörige  17,7  23,1  21,3  24,9  19,5  39,0  16,1  

Rente/Pension  25,0  12,9  15,4  10,4  15,4  /  28,5  

eigenes Vermögen  0,7  (0,5)  /  /  (0,5)  /  0,8  

öffentliche Transfer-
leistungen  

7,5  15,4  13,6  17,1  15,7  13,8  5,2  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Erwerbstätigkeit  57,3  57,5  56,3  58,7  59,4  50,0  57,3  

Angehörige  9,3  13,0  14,7  11,3  7,6  34,6  8,2  

Rente/Pension  25,0  13,6  15,0  12,2  16,6  /  28,4  

eigenes Vermögen  0,9  /  /  /  /  /  0,9  

öffentliche Transfer-
leistungen  

7,5  15,3  13,4  17,2  15,9  13,1  5,1  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Erwerbstätigkeit  41,2  39,0  42,1  35,9  39,0  38,8  41,9  

Angehörige  25,6  32,9  27,8  37,9  30,6  43,9  23,5  

Rente/Pension  24,9  12,2  15,8  8,6  14,3  /  28,6  

eigenes Vermögen  0,6  /  /  /  /  /  0,6  

öffentliche Transfer-
leistungen  

7,6  15,4  13,9  16,9  15,6  14,6  5,3  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

B19 Quelle des überwiegenden Lebensunterhaltes  

Personen nach Migrationshintergrund im Alter von 15 und mehr Jahren nach der Quelle des 
überwiegenden Lebensunterhalts
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Jahr Geschlecht
Überwiegender
Lebensunterhalt

durch …

Bevölkerung ab 15 Jahren

insgesamt

mit
Migrations-

hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migrations-

hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/

-innen
im

Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2011

insgesamt

Erwerbstätigkeit  51,0  51,4  51,7  51,0  53,0  43,5  50,9  

Angehörige  16,7  22,8  21,8  23,7  18,3  43,4  14,9  

Rente/Pension  24,6  12,5  14,8  10,3  14,8  /  28,2  

eigenes Vermögen  1,0  (0,5)  /  /  (0,5)  /  1,2  

öffentliche Transfer-
leistungen  

6,7  12,8  11,3  14,3  13,3  10,8  4,8  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

männlich

Erwerbstätigkeit  58,9  61,2  59,1  63,1  64,2  49,1  58,2  

Angehörige  9,2  13,2  16,0  10,5  6,6  39,4  8,0  

Rente/Pension  24,5  12,8  13,3  12,3  15,5  /  27,9  

eigenes Vermögen  1,1  /  /  /  /  /  1,3  

öffentliche Transfer-
leistungen  

6,4  12,3  11,2  13,5  13,1  9,4  4,6  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

weiblich

Erwerbstätigkeit  43,5  42,0  44,7  39,5  43,0  36,6  44,0  

Angehörige  23,8  31,9  27,4  36,2  28,9  48,4  21,4  

Rente/Pension  24,7  12,3  16,2  8,5  14,1  /  28,4  

eigenes Vermögen  1,0  /  /  /  /  /  1,1  

öffentliche Transfer-
leistungen  

7,0  13,3  11,4  15,1  13,5  12,5  5,1  

zusammen  100  100  100  100  100  100  100  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000  
Quelle: Mikrozensus
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Jahr Familiennettoeinkommen

Familien ins-
gesamt

ohne
Migrations-

hinter-
grund

mit
Migrations-

hinter-
grund

ohne
Migrations-

hinter-
grund

mit
Migrations-

hinter-
grund

in 1.000 in %

2005

unter 1300 Euro 94 53 41 7,8 16,9

1300 bis unter 2000 Euro 177 104 73 15,3 30,0

2000 bis unter 3200 Euro 321 240 81 35,2 33,3

3200 und mehr Euro 265 232 34 34,1 14,0

ohne Angabe 67 52 15 7,6 6,2

zusammen 924 681 243 100,0 100,0

2009

unter 1300 Euro 68 39 29 6,0 11,2

1300 bis unter 2000 Euro 140 75 65 11,6 25,1

2000 bis unter 3200 Euro 301 207 94 32,0 36,3

3200 und mehr Euro 309 263 46 40,6 17,8

ohne Angabe 88 63 25 9,7 9,7

zusammen 905 647 259 100,0 100,0

2011

unter 1300 Euro 62 37 26 5,9 9,8

1300 bis unter 2000 Euro 133 68 65 10,8 24,4

2000 bis unter 3200 Euro 288 186 102 29,5 38,3

3200 und mehr Euro 368 306 62 48,6 23,3

ohne Angabe 45 34 12 5,4 4,5

zusammen 896 630 266 100,0 100,0

B20 Nettoeinkommen von Familien  

Nettoeinkommen von Familien nach Migrationshintergrund des Haupteinkommensbeziehers  
   

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000   
Quelle: Mikrozensus
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Jahr Geschlecht
Alter 

in Jahren

Armutsrisikoquote der Bevölkerung (Landesmedian)

insgesamt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Ausländer/

-innen
im

Ausland

in
Deutsch-

land

in %

2005

insgesamt

unter 18 21,4  36,4  30,4  47,9  42,9  34,9  12,7  

65 und älter 14,1  30,5  22,9  41,9  31,0  /  12,5  

insgesamt 15,3  29,8  25,1  34,9  29,7  30,0  10,7  

männlich

unter 18 21,0  35,8  30,3  46,1  41,3  34,5  12,4  

65 und älter 12,1  30,0  (20,4)  (41,2)  30,5  /  10,0  

insgesamt 14,4  29,0  24,6  33,6  29,2  28,5  9,7  

weiblich

unter 18 21,9  37,0  30,4  49,7  44,5  35,3  13,0  

65 und älter 15,7  31,0  (24,9)  (42,9)  31,5  /  14,3  

insgesamt 16,2  30,6  25,6  36,1  30,2  31,5  11,8  

2009

insgesamt

unter 18 19,4  33,7  30,0  44,1  38,7  32,9  10,3  

65 und älter 14,2  28,2  25,3  33,9  28,5  /  12,4  

insgesamt 14,8  28,0  25,2  31,5  27,5  28,8  10,4  

männlich

unter 18 19,0  33,5  29,7  43,5  (37,3)  32,8  9,9  

65 und älter 11,9  28,3  (25,6)  (32,5)  28,7  /  9,7  

insgesamt 13,9  27,6  25,0  30,9  27,2  28,4  9,2  

weiblich

unter 18 19,9  34,0  30,2  44,7  (40,1)  33,0  10,7  

65 und älter 16,0  28,1  25,0  (35,5)  28,3  /  14,6  

insgesamt 15,7  28,3  25,4  32,0  27,8  29,3  11,4  

2011

insgesamt

unter 18 18,9  30,4  27,8  40,1  33,1  30,0  11,1  

65 und älter 15,4  35,2  29,6  43,7  35,6  /  12,8  

insgesamt 15,2  27,1  23,5  31,7  27,3  26,9  11,1  

männlich

unter 18 18,8  30,1  27,8  37,8  (31,1)  29,9  11,2  

65 und älter 13,1  34,0  (29,2)  40,1  34,7  /  10,4  

insgesamt 14,3  26,6  23,4  30,7  26,8  26,2  10,0  

weiblich

unter 18 18,9  30,7  27,7  42,6  (35,5)  30,2  11,0  

65 und älter 17,3  36,2  29,9  47,4  36,4  /  14,8  

insgesamt 16,0  27,7  23,7  32,7  27,7  27,7  12,0  

B21 Armutsrisikoquote

Armutsrisikoquote der Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund (Landesmedian)

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
Quelle: Mikrozensus
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B22 Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Situation

Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage in einer Selbstauskunft

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

Anteil an den berufstätigen Personen in %

2005

Große Sorgen 42 21 37 22

Einige Sorgen 49 55 46 51

Keine Sorgen 9 23 16 27

Keine Angabe 0 0 1 1

2008

Große Sorgen 33 19 30 17

Einige Sorgen 51 50 52 50

Keine Sorgen 15 31 18 33

Keine Angabe 1 1 1 1

2011

Große Sorgen 20 16 24 16

Einige Sorgen 52 45 50 46

Keine Sorgen 24 38 25 37

Keine Angabe 4 1 1 2

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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Jahr Geschlecht Lebensform
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in
Deutsch-

land

in 1.000

2005

insge-
samt

Alleinstehend  1.123   174   75   99   147   27   949  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind 1.712   265   120   145   245   20  1 447  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

1.123   343   144   199   311   32   780  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 105   27   13   14   23  /   78  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   440   94   43   52   93  /   346  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ (8)  /  /  /  /  /  (7)  

männ-
lich

Alleinstehend   504   92   32   60   76   16   411  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  856   128   59   69   118  (9)   728  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 561   169   74   95   153   16   392  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 12  /  /  /  /  /  (9)  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   198   44   20   24   43  /   155  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ (5)  /  /  /  /  /  /  

weib-
lich

Alleinstehend   619   82   42   39   70   11   538  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  856   137   62   76   127   11   719  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 562   174   70   104   157   17   388  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 94   25   12   13   21  /   69  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   242   51   23   28   50  /   191  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ /  /  /  /  /  /  /  

2009

insge-
samt

Alleinstehend  1.200   215   107   107   182   32   986  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind 1.707   277   139   138   255   23  1 430  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

1.046   343   142   201   305   38   703  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 104   26   12   14   22  /   78  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   471   118   59   59   116  /   353  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹  11  /  /  /  /  /  (9)  

männ-
lich

Alleinstehend   547   107   48   60   88   19   440  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  854   134   70   63   122   12   720  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 523   169   74   95   152   16   354  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 11  /  /  /  /  /  (9)  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   207   51   25   25   50  /   156  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ (7)  /  /  /  /  /  (5)  

weib-
lich

Alleinstehend   653   107   60   48   94   13   546  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  854   144   68   75   133   11   710  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 523   174   68   106   153   21   349  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 93   24   11   13   20  /   69  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   264   67   34   33   66  /   196  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ /  /  /  /  /  /  /  

C1 Zusammenleben in Privathaushalten

Verteilung von erwachsenen Personen in Privathaushalten nach Migrationshintergrund auf die 
verschiedenen Lebensformen  
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Jahr Geschlecht Lebensform
insge-
samt

mit
Migra-
tions-
hinter-
grund

davon davon geboren ohne
Migra-
tions-
hinter-
grund

Deutsche
Aus-

länder/
-innen

im
Ausland

in
Deutsch-

land

in 1.000

2011

insge-
samt

Alleinstehend  1.237   222   99   123   199   23  1 016  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind 1.722   270   133   137   253   18  1 452  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

1.017   335   140   195   303   32   682  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 108   32   15   17   29  /   76  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   477   125   62   64   124  /   352  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹  12  /  /  /  /  /  (10)  

männ-
lich

Alleinstehend   570   109   42   67   95   14   461  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  861   129   65   64   120  (9)   732  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 509   163   71   92   149   14   346  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 13  /  /  /  /  /   11  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   214   55   28   27   54  /   159  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ (8)  /  /  /  /  /  (6)  

weib-
lich

Alleinstehend   667   113   57   56   104  (8)   554  

Personen in Paargemeinschaften ohne Kind  862   141   68   74   133  (8)   720  

Eltern in Paargemeinschaften mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren 

 509   172   69   103   154   18   336  

Alleinerziehendes Elternteil mit Kind(ern) 
unter 18 Jahren  

 95   29   13   16   27  /   65  

Eltern mit jüngstem Kind ab 18 Jahren   263   70   34   36   70  /   193  

Gleichgeschlechtliche Paargemeinschaften¹ /  /  /  /  /  /  /  

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
1 Personen in gleichgeschlechtlichen Paargemeinschaften ohne Kind bzw. Eltern in gleichgeschlechtlichen Paargemeinschaften mit Kind(ern)
Quelle: Mikrozensus

C2 Kinderzahl je Frau 

in der Altersgruppe zwischen 15 und 44 Jahren nach Staatsangehörigkeit    
         

2005 2008 2011

deutsche Mutter 1,25 1,29 1,31

ausländische Mutter 1,84 1,76 1,80

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Sonderauswertung)
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C3 Private Kontakte

Besuch von Ausländern bei Deutschen und von Deutschen bei Ausländern in den letzten 12 Monaten 
in einer Selbstauskunft     

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

Besuche bei 
Deutschen

Besuche von 
Deutschen

Besuche bei 
Deutschen

Besuche von 
Deutschen

Anteil an allen Ausländern in %

2007

Ja 86 89 79 85

Nein 13 12 19 14

Keine Angabe 1 0 2 1

2009

Ja 79 85 87 89

Nein 21 13 13 11

Keine Angabe 0 3 0 0

2011

Ja 81 91 86 89

Nein 19 9 14 11

Keine Angabe 0 0 0 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte

C4 Subjektives Gesundheitsempfinden    

Aktueller gesundheitlicher Zustand nach Migrationshintergrund in einer Selbsteinschätzung  
       

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Sehr gut 7 8 11 9

Gut 35 36 39 37

Zufriedenstellend 36 36 30 34

Weniger gut 16 16 15 15

Schlecht 5 4 4 5

Keine Angabe 1 0 1 1

2008

Sehr gut 10 9 12 8

Gut 34 35 37 38

Zufriedenstellend 31 37 31 35

Weniger gut 17 14 16 15

Schlecht 8 4 4 4

Keine Angabe 0 1 0 0

2011

Sehr gut 17 11 13 9

Gut 35 38 41 38

Zufriedenstellend 22 33 29 33

Weniger gut 19 15 14 15

Schlecht 8 4 4 4

Keine Angabe 0 0 0 0

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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C5 Gesundheitsförderndes Handeln    

Häufigkeit von aktiver sportlicher Betätigung nach Migrationshintergrund in einer Selbsteinschätzung 
        

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Mindestens 1 x die Woche 19 41 24 34

Mindestens 1 x im Monat 7 8 7 8

Seltener 19 16 18 18

Nie 55 35 51 40

Keine Angabe 1 0 1 1

2008

Mindestens 1 x die Woche 28 48 28 42

Mindestens 1 x im Monat 9 8 8 8

Seltener 17 15 18 19

Nie 46 28 45 30

Keine Angabe 0 1 1 1

2011

Mindestens 1 x die Woche 29 45 30 39

Mindestens 1 x im Monat 4 6 5 7

Seltener 17 16 18 15

Nie 49 31 46 38

Keine Angabe 0 2 1 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte

C6 Bürgerschaftliches Engagement

Häufigkeit der ehrenamtlichen Tätigkeit in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten nach 
Migrationshintergrund in einer Selbstauskunft        
     

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Jede Woche 3 13 6 10

Jeden Monat 7 11 4 9

Seltener 11 14 9 15

Nie 77 61 80 64

Keine Angabe 2 1 1 1

2008

Jede Woche 5 13 6 11

Jeden Monat 5 10 3 8

Seltener 8 13 7 11

Nie 82 65 83 69

Keine Angabe 0 0 1 1

2011

Jede Woche 3 13 7 12

Jeden Monat 6 11 5 9

Seltener 9 16 12 14

Nie 80 60 76 64

Keine Angabe 2 1 1 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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C7 Wahlberechtigte mit Migrationshintergrund

Anteil der Deutschen mit Migrationshintergrund an allen Deutschen im Alter von 18 und mehr Jahren 
   

Jahr Geschlecht in %

2005

männlich 10,9    

weiblich 10,4    

insgesamt 10,7    

2009

männlich 12,7    

weiblich 12,1    

insgesamt 12,4    

2011

männlich 12,3    

weiblich 12,3    

insgesamt 12,3    

( ) Hochgerechnete Fallzahlen zwischen 5.000 und unter 10.000; / Hochgerechnete Fallzahlen unter 5.000
Quelle: Mikrozensus

C8 Politisches Engagement

Häufigkeit der Mitwirkung in Parteien, der Kommunalpolitik, Bürgerinitiativen in einer 
Selbsteinschätzung     

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Jede Woche 0 3 0 1

Jeden Monat 1 2 1 2

Seltener 6 7 4 8

Nie 90 86 94 88

Keine Angabe 3 1 1 1

2008

Jede Woche 1 1 0 1

Jeden Monat 0 2 1 2

Seltener 7 7 6 8

Nie 91 89 93 89

Keine Angabe 0 1 1 1

2011

Jede Woche 1 2 1 1

Jeden Monat 1 2 1 2

Seltener 3 8 5 7

Nie 93 87 93 90

Keine Angabe 2 2 1 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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Jahr Geschlecht Personengruppe
Alter

in Jahren

Tatverdächtige 

insgesamt
Aus-

länder/
-innen1

Deutsche

Anzahl in %

2005

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   16.703  24,1  75,9  

Heranwachsende 18 bis unter 21   13.614  24,9  75,1  

Jungerwachsene 21 bis unter 25   16.616  28,5  71,5  

Erwachsene 25 und älter    91.358  25,9  74,1  

zusammen   138.291  25,9  74,1  

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   11.898  25,8  74,2  

Heranwachsende 18 bis unter 21   10.632  25,5  74,5  

Jungerwachsene 21 bis unter 25   12.903  29,2  70,8  

Erwachsene 25 und älter    70.098  26,8  73,2  

zusammen   105.531  26,9  73,1  

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18   4.805  19,8  80,2  
Heranwachsende 18 bis unter 21   2.982  22,7  77,3  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   3.713  26,2  73,8  
Erwachsene 25 und älter    21.260  23,1  76,9  

zusammen   32.760  22,9  77,1  

2009

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   15.410  21,6  78,4  
Heranwachsende 18 bis unter 21   13.713  23,8  76,2  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   15.772  26,5  73,5  
Erwachsene 25 und älter    89.520  26,4  73,6  

zusammen   134.415  25,6  74,4  

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   10.827  22,8  77,2  
Heranwachsende 18 bis unter 21   10.684  23,8  76,2  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   12.301  26,3  73,7  
Erwachsene 25 und älter    67.919  27,1  72,9  

zusammen   101.731  26,2  73,8  

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18   4.583  18,6  81,4  
Heranwachsende 18 bis unter 21   3.029  24,0  76,0  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   3.471  27,2  72,8  
Erwachsene 25 und älter    21.601  24,4  75,6  

zusammen   32.684  23,8  76,2  

2011

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   13.349  21,9  78,1  
Heranwachsende 18 bis unter 21   12.928  23,3  76,7  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   16.264  28,0  72,0  
Erwachsene 25 und älter    87.921  27,7  72,3  

zusammen   130.462  26,7  73,3  

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   9.192  23,0  77,0  
Heranwachsende 18 bis unter 21   9.989  23,3  76,7  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   12.678  27,9  72,1  
Erwachsene 25 und älter    66.659  28,5  71,5  

zusammen    98.518  27,4  72,6  

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18   4.157  19,5  80,5  
Heranwachsende 18 bis unter 21   2.939  23,1  76,9  
Jungerwachsene 21 bis unter 25   3.586  28,5  71,5  
Erwachsene 25 und älter    21.262  24,9  75,1  

zusammen      31.944  24,4  75,6  

C9 Tatverdächtige  

nach Staatsangehörigkeit und Alter

1 Tatverdächtige Ausländer bei Straftaten insgesamt, jedoch ohne Verstöße gegen das Aufenthalts-, das Asylverfahrens- und 
das Freizügigkeitsgesetz/EU; ohne Tatverdächtige Illegale, der Stationierungsstreitkräfte und Touristen/Durchreisende  
2 Daten des Jahres 2009 sind aufgrund der erstmaligen „Echt-Tatverdächtigenzählung“ auf Bundesebene nicht mit den 
Vorjahren vergleichbar       
Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik       
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Jahr Geschlecht Personengruppe
Alter

in Jahren

Verurteilte

insgesamt
Aus-

länder/
-innen1

Deutsche

Anzahl in %

2005

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   3.815 25,9 74,1

Heranwachsende 18 bis unter 21   4.838 23,3 76,7

Jungerwachsene 21 bis unter 25   8.889 30,8 69,2

Erwachsene 25 und älter    40.931 28,4 71,6

zusammen   58.473 28,5 71,5

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   3.215 26,6 73,4

Heranwachsende 18 bis unter 21   4.153 24,0 76,0

Jungerwachsene 21 bis unter 25   7.321 31,2 68,8

Erwachsene 25 und älter    32.939 29,0 71,0

zusammen   47.628 29,1 70,9

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18    600 21,8 78,2

Heranwachsende 18 bis unter 21    685 19,6 80,4

Jungerwachsene 21 bis unter 25   1.568 29,0 71,0

Erwachsene 25 und älter    7.992 25,8 74,2

zusammen   10.845 25,8 74,2

2009

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   3.563 21,4 78,6

Heranwachsende 18 bis unter 21   4.601 21,1 78,9

Jungerwachsene 21 bis unter 25   7.775 26,0 74,0

Erwachsene 25 und älter    37.602 27,2 72,8

zusammen   53.541 26,1 73,9

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   2.931 22,4 77,6

Heranwachsende 18 bis unter 21   3.978 21,1 78,9

Jungerwachsene 21 bis unter 25   6.460 26,5 73,5

Erwachsene 25 und älter    30.072 28,0 72,0

zusammen   43.441 26,8 73,2

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18    632 16,8 83,2

Heranwachsende 18 bis unter 21    623 21,0 79,0

Jungerwachsene 21 bis unter 25   1.315 23,7 76,3

Erwachsene 25 und älter    7.530 24,0 76,0

zusammen   10.100 23,4 76,6

2011

insgesamt

Jugendliche 14 bis unter 18   3.420 24,9 75,1

Heranwachsende 18 bis unter 21   4.439 24,0 76,0

Jungerwachsene 21 bis unter 25   7.907 29,9 70,1

Erwachsene 25 und älter    37.523 31,4 68,6

zusammen   53.289 30,2 69,8

männlich

Jugendliche 14 bis unter 18   2.784 25,0 75,0

Heranwachsende 18 bis unter 21   3.789 23,9 76,1

Jungerwachsene 21 bis unter 25   6.459 30,2 69,8

Erwachsene 25 und älter    29.729 32,4 67,6

zusammen    42.761 30,9 69,1

weiblich

Jugendliche 14 bis unter 18    636 24,1 75,9

Heranwachsende 18 bis unter 21    650 24,9 75,1

Jungerwachsene 21 bis unter 25   1.448 28,5 71,5

Erwachsene 25 und älter    7.794 27,6 72,4

zusammen      10.528 27,3 72,7

Verurteilte nach Staatsangehörigkeit und Altersgruppen  

C10 Verurteilte 

1 ohne Verurteilte der Stationierungsstreitkräfte 
Quelle: Strafverfolgungsstatistik  
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Verurteilte nach Staatsangehörigkeit und Altersgruppen  

D1 Kenntnis der deutschen Sprache   

Deutschkenntnisse von Personen mit Migrationshintergrund in einer Selbsteinschätzung

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

Anteil der Personen in %, die selbst und deren Eltern 
nicht Deutsch als Muttersprache sprechen

Sprechkompetenz Schreibkompetenz Sprechkompetenz Schreibkompetenz

2005

sehr gut 27 17 34 26

gut 33 23 33 23

es geht 28 25 22 22

eher schlecht 9 22 9 18

gar nicht 2 13 1 10

keine Angabe 0 1 1 1

2008

sehr gut 34 25 40 32

gut 37 37 33 27

es geht 21 9 18 19

eher schlecht 5 19 7 14

gar nicht 1 9 1 7

keine Angabe 2 2 1 2

2011

sehr gut 47 42 46 38

gut 33 24 33 28

es geht 15 17 16 19

eher schlecht 5 12 5 11

gar nicht 0 5 1 4

keine Angabe 0 0 1 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte

D2 Gebrauch der deutschen Sprache

Überwiegender Gebrauch des Deutschen oder der Heimatsprache in einer Selbsteinschätzung

Jahr
Überwiegender 
Sprachgebrauch

Hessen Alte Bundesländer

Anteil an den Personen mit Migrationshintergrund, die selbst und
deren beide Eltern Deutsch nicht als Muttersprache sprechen

in %

2005

Deutsch 32 43

Heimatsprache 22 22

Teils-teils 46 33

Keine Angabe 0 2

2008

Deutsch 42 49

Heimatsprache 9 16

Teils-teils 46 33

Keine Angabe 3 3

2011

Deutsch 50 54

Heimatsprache 9 10

Teils-teils 39 34

Keine Angabe 2 3

Quelle: SOEP, gewichtete Werte



194 Anhang 1

D3 Religionszugehörigkeit

D3a Frage: „Gehören Sie einer der folgenden Religionsgemeinschaften an? …“

Personen mit MH Personen ohne MH

in %

evangelisch 21 45

katholisch 29 24

andere christliche Religionen 4 2

muslimisch 20 0

sonstige 3 1

konfessionslos 16 28

keine Angabe 7 0

Quelle: repräsentative Erhebung im Auftrag des Hessischen Ministeriums der Justiz, für Integration und Europa, 2013  
   

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2007

katholisch 38 21 35 39

evangelisch 15 59 20 41

andere christliche Religions-
gemeinschaft

15 2 10 1

Islamische Religionsgemeinschaft 20 0 21 0

andere Religionsgemeinschaft 2 0 1 0

Konfessionslos 10 19 13 19

keine Angabe 0 0 0 0

2011

katholisch 36 18 38 37

evangelisch 16 56 19 39

andere christliche Religions-
gemeinschaft

9 2 9 1

Islamische Religionsgemeinschaft 19 0 17 0

andere Religionsgemeinschaft 2 0 1 0

Konfessionslos 17 24 15 22

keine Angabe 1 0 1 0

zum Vergleich:
D3b Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft nach Migrationshintergrund  

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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D4 Religiosität 

Frage: „Würden Sie von sich sagen, dass Sie religiös sind?“  

Ausprägungen
Personen mit MH Personen ohne MH

in %

sehr religiös 16 9

eher religiös 46 44

eher nicht religiös 20 26

gar nicht religiös 17 21

keine Angabe 1 0

Quelle: repräsentative Erhebung im Auftrag des Hessischen Ministeriums der Justiz, für Integration und Europa, 2013

D5 Religionsausübung

D5a Frage: „Wenn Sie an die letzten 12 Monate denken – wie oft besuchten Sie Gottesdienste, 
Gemeinschaftsgebete oder andere religiöse Feiern?“

Ausprägungen
Personen mit MH Personen ohne MH

in %

mindestens einmal wöchentlich 11 8

etwa einmal monatlich 18 17

seltener 46 46

nie 25 29

keine Angabe 0 0

Quelle: repräsentative Erhebung im Auftrag des Hessischen Ministeriums der Justiz, für Integration und Europa, 2013  
   
zum Vergleich:
D5b Glaubenspraxis - Kirchgang, Besuch religiöser Veranstaltungen

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Mindestens 1 x die Woche 20 6 13 10

Mindestens 1 x im Monat 5 9 11 10

Seltener 21 38 29 35

Nie 52 46 47 44

Keine Angabe 2 1 1 1

2008

Mindestens 1 x die Woche 13 6 13 9

Mindestens 1 x im Monat 8 10 10 9

Seltener 29 38 31 33

Nie 50 46 46 48

Keine Angabe 0 0 0 1

2011

Mindestens 1 x die Woche 10 6 11 9

Mindestens 1 x im Monat 14 10 9 10

Seltener 25 33 29 31

Nie 50 50 50 50

Keine Angabe 1 1 1 0

Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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E1 Lebensgefühl in Hessen    

Frage: „Wie wohl fühlen Sie sich in Hessen?“  

Quelle: repräsentative Erhebung im Auftrag des Hessischen Ministeriums der Justiz, für Integration und Europa, 2013  
   

Ausprägungen
Personen mit MH Personen ohne MH

in %

2011

sehr wohl 56 59

eher wohl 30 35

eher nicht wohl 11 4

gar nicht wohl 3 1

keine Angabe 0 1

2013

sehr wohl 64 61

eher wohl 32 34

eher nicht wohl 2 3

gar nicht wohl 1 2

keine Angabe 1 0

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit MH1 davon Ausländer/ 
-innen

mit MH1 davon Ausländer/ 
-innen

in %

2003

Voll und ganz 15 6 24 10

Überwiegend 25 20 24 21

In mancher Beziehung 31 37 25 31

Kaum 21 25 15 21

Gar nicht 9 12 11 16

Keine Angabe 0 0 1 2

2010

Voll und ganz 14 3 18 7

Überwiegend 25 23 26 23

In mancher Beziehung 31 40 28 33

Kaum 17 17 16 20

Gar nicht 13 18 12 17

Keine Angabe 1 0 0 0

E2 Gefühl Deutsche(r) zu sein   

Frage: „Wie sehr fühlen Sie sich als Deutscher?“   

1Personen mit MH und deutscher Staatsangehörigkeit wurden nur befragt, wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit nicht seit 
der Geburt besitzen  
Quelle: SOEP, gewichtete Werte  
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Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

mit ohne mit ohne

Migrationshintergrund

in %

2005

Große Sorgen 33 26 30 30

Einige Sorgen 46 53 49 50

Keine Sorgen 20 20 20 19

Keine Angabe 2 1 1 1

2008

Große Sorgen 25 24 25 24

Einige Sorgen 53 56 51 55

Keine Sorgen 22 20 24 21

Keine Angabe 1 1 1 1

2011

Große Sorgen 20 21 20 18

Einige Sorgen 45 55 49 55

Keine Sorgen 29 22 30 26

Keine Angabe 5 2 1 2

E3 Sorgen wegen Ausländerfeindlichkeit 

Besorgtheit um Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhass in einer Selbstauskunft

Jahr Ausprägungen

Hessen Alte Bundesländer

Mit Migra-
tionshinter-

grund1

davon Mit Migra-
tionshinter-

grund1

davon

Deutsche
Ausländer/ 

-innen
Deutsche

Ausländer/ 
-innen

in %

2005

Häufig 9 3 12 6 5 6

Selten 38 43 37 37 37 36

Nie 52 52 52 56 57 56

Keine Angabe 1 4 0 2 1 2

2008

Häufig 13 3 19 8 6 9

Selten 33 45 26 32 30 33

Nie 53 51 55 59 63 57

Keine Angabe 1 1 0 1 1 1

2011

Häufig 11 6 13 8 7 8

Selten 26 31 24 36 36 36

Nie 59 53 62 55 56 55

Keine Angabe 4 11 1 1 1 1

Quelle: SOEP, gewichtete Werte

E4 Erfahrung von Benachteiligung aufgrund der Herkunft

Frage: „Wie häufig haben Sie persönlich innerhalb der letzten beiden Jahre die Erfahrung gemacht, 
hier in Deutschland aufgrund Ihrer Herkunft benachteiligt worden zu sein?“     
 

1Personen mit Migrationshintergrund wurden nur befragt, die keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder diese erst nachträglich 
erworben haben
Quelle: SOEP, gewichtete Werte
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In diesem Anhang sind die von der länderoffenen Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und Mo-
nitoring“ entwickelten und im zweiten Bericht zum Integrationsmonitoring der Länder verwendeten 
Indikatoren aufgeführt. 

A1:  Bevölkerung
A2:  Zu- und Fortzüge
A3:  Volljährige Deutsche mit Migrationshintergrund
A4:  Wahlberechtigte Deutsche mit Migrationshintergrund
A5:  Lebensformen

B1:  Ausländerinnen und Ausländer nach Aufenthaltsstatus
B2a:  Einbürgerungsquote I
B2b: Einbürgerungsquote II

C1a:  Kinder im Alter von unter 3 Jahren in Kindertageseinrichtungen
C1b:  Betreuungsquote von Kindern im Alter von unter 3 Jahren 
C2a: Kinder im Alter von 3 bis unter 6 Jahren in Kindertageseinrichtungen
C2b: Betreuungsquote von Kindern im Alter von 3 bis unter 6 Jahren 
C3:  Kinder mit nichtdeutscher Familiensprache in Kindertageseinrichtungen
C4:  Sprachförderbedarf bei Vorschulkindern
C5: Bestandene Sprachprüfungen zum Integrationskurs

D1:  Schülerinnen und Schüler in der 8. Klasse nach Schulformen
D2:  Schulabgängerinnen und Schulabgänger nach erreichten Abschlüssen
D3:  Höchster allgemeinbildender Schulabschluss 
D4:  Studienerfolgsquote
D5:  Ausbildungsbeteiligungsquote 
D6:  Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 
D7:  Höchster beruflicher Abschluss 

Anhang 2: 
Die Indikatoren der Berichterstattung zum 
Integrationsmonitoring der Länder (Stand 2013)

Anhang 2
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E1a:  Erwerbstätigenquote 
E1b: Erwerbsquote
E2:  Stellung im Beruf 
E3:  Geringfügige Beschäftigung 
E4:  Erwerbslosenquote (ILO-Konzept)
E5:  Arbeitslosenquote 
E6a:  Armutsrisikoquote I
E6b:  Armutsrisikoquote II
E7:  Quelle des überwiegenden Lebensunterhalts 
E8:  Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen nach SGB II 

F1:  Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchung U8

G1:  Eigentümerquote 
G2:  Wohnfläche je Familienmitglied 

H1:  Tatverdächtige
H2: Verurteilte

I1:  Beschäftigte im Öffentlichen Dienst
I2:  Abgeordnete in Landesparlamenten nach Migrationshintergrund
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Anhang 3: 
Die „Core Indicators“ der Europäischen Union

Politischer Bereich Indikatoren

Beschäftigung
• Beschäftigungsquote
• Arbeitslosenquote
• Erwerbsquote

Bildung

• Höchster Bildungsabschluss (Bevölkerungsanteil mit Hochschul-, 
   Sekundar- und Grundschulbildung oder weniger als Grundschul-
   bildung)
• Anteil leistungsschwacher 15-Jähriger in Lesen, Mathematik und 
   Wissenschaft
• Anteil 30- bis 34-Jähriger mit Hochschulabschluss
• Anteil vorzeitiger Schul- und Ausbildungsabbrecher

Soziale 
Eingliederung

• Nettomedianeinkommen – das Nettomedianeinkommen der 
   Einwanderungsbevölkerung als Anteil des Nettomedianeinkommens 
   der Gesamtbevölkerung
• Quote der Armutsgefährdung – Bevölkerungsanteil mit verfügbarem
   Einkommen von weniger als 60 Prozent des nationalen Median-
   einkommens
• Bevölkerungsanteil, der seinen Gesundheitszustand als gut oder
   schlecht betrachtet
• Verhältnis von Hauseigentümern/Nichteigentümern unter 
   Einwanderern und der Gesamtbevölkerung

Aktive Bürger-
schaft

• Der Anteil der Einwanderer, die die Staatsbürgerschaft erlangt haben
• Der Anteil der Einwanderer mit ständiger oder langfristiger Aufent-
   haltserlaubnis
• Der Anteil der Einwanderer unter gewählten Vertretern

Quelle: http://ec.europa.eu/ewsi/de/EU_actions_integration.cfm
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Hinweis zur Verwendung der Broschüre

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Hessischen Landesregierung heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern, Wahlhelfe-
rinnen und Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. 
Dies gilt für Europa-, Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen.

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlkampfveranstaltungen, an Informationsständen 
der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Wer-
bemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet 
werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden 
werden könnte.

Die genannten Beschränkungen gelten unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher 
Anzahl diese Druckschrift dem/der Empfänger/in zugegangen ist. Den Parteien ist jedoch gestattet, die 
Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.
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